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DIE (UNAUFGEKLÄRTEN) WEGE DER NSU-WAFFEN 

Das NSU-Trio hortete 20 Waffen und über 1.600 Schuss Munition. Hätten die 
Ermittler die Spur dieser Waffen konsequent zurückverfolgt, wären sie vielleicht 
auf weitere Mitglieder und aktive Unterstützer des NSU gestoßen. 
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GOTTFRIED KÜSSEL 


Die Auftritte von Gottfried Küssel 
sorgen immer wieder für Schlagzeilen, 
schließlich kennt ihn das halbe Land. 
Am 13. Februar dieses Jahres nutzte er 
seine Chance: Er führte erstmals eine 
Demonstration in Wien an, nachdem 
zuvor Polizeisperren durchbrochen 
worden waren. 


VERSCHWÖRUNGSMYTHEN 


Gesellschaftliche Verunsicherungen, 
wie z.B. bei Pandemien, erzeugen 
Verschwörungsbewegungen mit oft 
erstaunlich starkem Zulauf und 
Reichweite. Die Gültigkeit dieser 
Formel konnte ab 2020 weltweit 
bestaunt werden. 


NACH DER MORGENDÄMMERUNG 
KOMMT DIE DUNKLE REALITÄT 


Fast sechs Jahre lang standen Führung, 
Mitglieder und Unterstützer der Neo- 
nazi-Partei „Goldene Morgenröte“ vor 
Gericht. Die meisten wurden für schuldig 
befunden und zu Strafen verurteilt, die 
so gering wie möglich ausfielen. War das 
das letzte Kapitel in der Geschichte der 
„Goldenen Morgenröte“? 
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Liebe Antifas, 
Freund innen und 
Genoss_innen, 
liebe Leser_innen 


BEE Routinierten Leser_innen des AlB wird 
es nicht entgehen: Neonazis, Waffen, Terror 
- ein klassisches AlB-Schwerpunktthema. 
Auch wir würden lieber über anderes be- 
richten. Aber rechter Terror ist und bleibt, 
nicht nur in Deutschland, ein brandge- 
fährliches Thema, wie die vielen Toten zei- 
gen, denen wir hier gedenken. 

Wir schauen auf die Bedingungen, 
Radikalisierungsorte, die Netzwerke und 
die Milieus, die diesen Terror hervorbrin- 
gen. Es geht um Bruderschaften, „Bürger- 
wehren“, Bewaffnungen und die Wege der 
Waffen, Reservistenverbände, „Prepper“ 
und Survival-Szene, Polizei, Bundeswehr, 
Sicherheitsdienste, Waffenfans und alte 
Neonazi-Netzwerke ‚unter dem Radar‘. 

Diese Milleus weisen nicht zufällig Ge- 
meinsamkeiten auf. Überlegenheitsdenken, 
Männlichkeit, ein elitäres, kriegerisches 
Selbstbild, Rassismus, Waffen, „Tradition“ 
und Nationalsozialismus sind die Zutaten, 
aus denen rechter Terror entsteht. Die Ra- 
dikalisierungsmechanismen scheinen sich 
zu beschleunigen. Das lässt sich in jünge- 
rer Zeitan den Mobilisierungen im Zusam- 
menhang mit den Fluchtbewegungen 2015 
und am Erstarken der AfD erkennen, aber 
auch Chemnitz oder die Proteste gegen 
die Coronamaßnahmen sind Auslöser ge- 
wesen, die wir - so ist zu befürchten - nun 
und in Zukunft als neue Terrorgeneratio- 
nen zu spüren bekommen werden. 


IN EIGENER SACHE 


Wir müssen unsere Website grundlegend 
erneuern, was leider sehr viel Geld kostet. 
Dafür bitten wir Euch um Spenden. Diese 

sind allerdings nicht steuerlich absetzbar. 

Als ehrenamtlich arbeitende antifaschistische 
Initiative wollen wir unsere Arbeit weiterhin 
unabhängig leisten können. 
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Editorial 








Am 23. April wurde im lettischen Tukums 
der 29-jährige Normunds Kindzulis mit 
starken Verbrennungen am Körper aufge- 
funden. Am 28. April starb Normuds an 
seinen Verletzungen. Seine Freund_innen 
gehen von einem homofeindlichen Mord 
aus. Normuds hatte in der Vergangenheit 
mehrfach entsprechende Drohungen er- 
halten, auf Grund derer er bereits von Riga 
nach Tukums gezogen war. 


Am 6. Juni raste im kanadischen Lon- 
don ein Rassist gezielt in eine muslimische 
Familie am Straßenrand. Madiha Afzaal 
(44), ihr Mann Salman Afzaal (46), ihre 
15-jährige Tochter Yumna und Salman’s 
Mutter Talat (74) wurden getötet. Der 
neunjährige Sohn des Paares wurde 
schwer verletzt. 


In Minneapolis (USA) fanden am 13. Ju- 
ni Proteste gegen Polizeigewalt statt. Eine 
Demonstrantin, Deona Knajdek, blockier- 
te mit ihrem Auto die Straße, um potenti- 
elle Auto-Attacken auf die Demonstarati- 
on zu verhindern, als ein Auto gezielt in sie 
hinein fuhr. Drei Personen wurden ver- 
letzt, die dreifache Mutter Deona starb. 


Ebenfalls am 13. Juni wurde im spani- 
schen Mazarrön der 37-jährige Marokka- 
ner Younes Bilal von einem ehemaligen 
Militärangehörigen aus rassistischen Mo- 
tiven am hellichten Tag in einem Cafe er- 
schossen. Der Täter hatte zuvor lauthals 
rassistische Sprüche gerufen. Bei einer 
Hausdurchsuchung wurden mehrere Ge- 
wehre, Messer und drei Schusswaffen ge- 
funden, für die er keine Lizenz besaß. 


In Izmir (Türkei) wurde am 17. Juni in 
der Zentrale der kurdischen Partei HDP 
Deniz Poyraz erschossen. Sie war Mitar- 
beiterin der Partei, der Täter ist ein Anhän- 
ger der faschistischen „Grauen Wölfe“. 
Kurdische Verbände weisen darauf hin, 
dass die Zentrale rund um die Uhr bewacht 
wird und gehen von einem geplanten An- 
schlag aus, in den auch staatliche Stellen 
involviert waren. Zudem gibt es Hinweise 
darauf, dass Deniz Poyraz vor den Schüs- 
sen gefoltert wurde. 


Wir möchten hier allen Opfern gedenken. 






h 


Normunds Kindzulis 





s = gi. 2 i e = 
V.l.n.r.: Yumna Afzaal (15), Madiha Salman (44), Talat 
Afzaal (74), und Salman Afzaal (46). 





Deona Knajdek 





Younes Bilal 








Deniz Poyraz 
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Kurzmeldungen 


Freiburg: AfD-Messerangriff und rassistische 


Übergriffe 


AUTONOME ANTIFA FREIBURG (QUELLE) 


BE Am 12. Juni hat der „Querdenker“ und 
AfD-Gemeinderatskandidat Robert Hager- 
man in Freiburg einen Mann mit einem 
Messer niedergestochen. Der Mann hatte 
Zivilcourage gezeigt und als Ersthelfer 
zwei junge Antifaschist_innen versorgt, 
die Hagerman zuvor mit Reizgas besprüht 
hatte. Der Verletzte wurde mit einer Stich- 
verletzung im Bauchbereich ins Kranken- 
haus gebracht. Die Tat fand in unmittelba- 
rer Nähe von Hagermans Wohnort statt. 
Hagerman und die beiden Antifaschist_in- 
nen trafen aus unterschiedlichen Richtun- 
gen kommend aufeinander. Hagerman rea- 
gierte, indem er sein Handy zückte, um 
„Beweisvideos“ zu drehen. Die beiden An- 
tifaschist_innen entfernten sich, Hager- 
man nahm die Verfolgung auf und filmte 


die ganze Zeit. Hagerman erklärte, die 
beiden wegen Beleidigung anzeigen zu 
wollen. Die Antifaschist_innen wollten 
nicht weiter gefilmt werden und hielten ih- 
re Hände vor Hagermans Handy. Darauf- 
hin holte Hagerman ein größeres Pfeffer- 
gel hervor und setzte es mehrfach aus di- 
rekter Nähe gegen die beiden Antifa- 
schist_innen ein. Ein Auto hielt an und der 
61-jährige Fahrer des Wagens stieg aus, 
eilte den verletzten Antifaschist_innen zu 
Hilfe und versorgte sie mit Wasser. Seine 
etwas jüngere Begleiterin wartete im Auto. 
Nach einem Wortgefecht holte Hagerman 
ein Messer hervor und stach den Ersthelfer 
nieder. Nach der notärztlichen Erstversor- 
gung vor Ort wurde der stark blutende 
Verletzte ins Krankenhaus gebracht. Auch 


seine Beifahrerin musste medizinisch ver- 
sorgt werden, da sie von Hagerman eben- 
falls mit Pfeffergel angegriffen worden 
war. Hagerman filmt und provoziert häufig 
am Rande linker Demonstrationen, macht 
aktiv Anti-Antifa-Arbeit, er ist AfD-Akti- 
vist und hat 2019 bei den Wahlen zum 
Freiburger Gemeinderat für die AfD kan- 
didiert. Am 12. Juni, gab es nicht nur den 
Messerangriff, sondern auch noch eine 
rassistische Hetzjagd im Stühlinger und in 
Haslach. Mehr als ein Dutzend Rassisten 
hetzten einen migrantischen Antifaschis- 
ten mindestens eine halbe Stunde durch 
Freiburg. Dutzende Menschen griffen 
nicht ein und holten keine Hilfe. Die Polizei 
wurde schließlich vom Angegriffenen selbst 
gerufen. Zwei der Polizisten verbrüderten 
sich mit dem Haupttäter. Laut Aussage ei- 
nes der Rassisten ist der Haupttäter selbst 
Polizist. Die Freiburger Polizei „ermittelt“ 
nun gegen einen ihrer Beamten sowie drei 
weitere Beschuldigte, da der Ruf „Auslän- 
der raus“ gefallen sei. > 





Berlin: Weiterer Polizist in 
„Neukölln-Komplex“ verwickelt 


wm Ein sechster Polizist ist in den Neu- 
kölln-Komplex verwickelt: Stefan Andreas 
Wischniowski, IT-Forensiker beim „Krimi- 
nalistischen Institut“ im Bundeskrimi- 
nalamt (BKA). Mit dem Neonazi Tilo Pau- 
lenz und drei weiteren Personen bildete er 
2017 den Vorstand der Neuköllner AfD. Er 
war ein zentrales Mitglied, als die AfD mit 
der lokalen Neonaziszene zusammen- 
wuchs. Bei einer Demonstration der „Iden- 
titären Bewegung“ (IB) in Wien im Septem- 
ber 2020 läuft Wischniowski mit einer 
brennenden Fackel neben der paramilitä- 
rischen Neonazigruppe „Slovenski Branci“ 
(Slowakei). Wischniowski trat bereits 2013 
in die AfD ein und wurde 2015 erstmals in 
ein Amt gewählt: Rechnungsprüfer. Der zu 
prüfende Schatzmeister war Hendrik Pauli, 
der ebenfalls an IB-Demonstrationen teil- 
genommen hat und wiederholt Antifa- 
schist_innen bedrohte. Ein Jahr später, im 
Januar 2017, wurde Wischniowski zum 
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stellvertretenden Vorsitzenden gewählt, 
der Neonazi Tilo Paulenz wurde als Beisit- 
zer sein Vorstandskollege. Die AfD war ins 
Abgeordnetenhaus und alle Bezirksvertre- 
tungen eingezogen. In Neukölln wurde 
Bernward Eberenz als Stadtrat durchge- 
setzt. Nach dem Breitscheidplatz-Attentat 
teilte ein anderer Polizist, Detlef Moritz, in 
einer lokalen Partei-Chatgruppe polizeiin- 
terne Informationen. Wischniowski be- 
warb sich für das Neuköllner Bundestags- 
mandat und trat dem AfD-Landesfach- 
ausschuss für „Innere Sicherheit“ bei. Pau- 
lenz begann, den Verdächtigen der 
Neuköllner Brandserie Sebastian Thom zu 
unterstützen. Ein Werbevideo zu einer Pe- 
tition gegen migrantische Deutsche im 
BKA ließ sich Wischniowski von Vadim 
Derksen produzieren, dem Vorsitzenden 
der Parteijugend „Junge Alternative“ (JA) in 
Berlin. Dass Neonazis in der Neuköllner 
AfD mitwirkten, Ämter übernahmen und 





Der BKA-Beamte Stefan Andreas Wischniowski (rechts) 
am 12. September 2020 bei einem Aufmarsch der „Identi- 
tären“ in Wien 


Netzwerke knüpften, war in der Partei be- 
kannt. Mit Christian Blank ist ein weiterer 
Neonazi Parteimitglied und Bezirksver- 
ordneter mit guten Beziehungen zur 
CDU-Fraktion. Der AfD-Politiker Eberenz 
verließ im Streit die Partei und ging zur 
CDU. Dieser Schrittwäre auch für Wischniow- 
ski möglich gewesen. Stattdessen sprang 
er für den führungslosen Bezirksverband 
in die Bresche und leitete den Notvor- 
stand. Wischniowskis Nachfolger wurde 
dann der bereits erwähnte Polizist Detlef 
Moritz. . 








Berlin: Neonazi ohne 


Waffenschein 


FIGHT BACK - ANTIFA RECHERCHE 
BERLIN-BRANDENBURG 


BEE Im März 2021 ist durch ein Gerichts- 
verfahren ein weiterer Fall eines Neonazis 
bekannt geworden, der über einen Schüt- 
zenverein Zugriff auf Schusswaffen hat. 
Der Berliner Daniel Meinel klagte im ver- 
gangenen Jahr gegen den Entzug seiner 
Waffenberechtigungskarte. Diese besaß er 
seit 2017, zwei Jahre später wurde sie ihm 
entzogen. Die Behörden begründeten den 
Entzug mit seiner Mitgliedschaft in der 
verbotenen Lichtenberger „Kameradschaft 
Tor“ („KS Tor“) sowie späterer Neonaziak- 
tivitäten. Meinel behauptete in seinem Wi- 
derspruch, er habe sich von der Neona- 
zi-Szene gelöst und wäre in der „KS Tor“ 
nur aus persönlichen Gründen (Konflikt 
mit seinem linken Vater) gewesen. An eine 
Teilnahme an Neonaziaufmärschen könne 
er sich nicht erinnern. Das Gericht wies 
diese Ausführungen als Schutzbehaup- 
tung ab. Die Lüge seines Ausstiegs aus der 
rechten Szene nach dem Verbot der „KS 
Tor“ im März 2005 ist schnell widerlegt. Er 
nahm unmittelbar danach an einem Auf- 
marsch teil. Am 8. Mai 2005, 1. Mai 2006, 
1. Mai 2007, 1. Mai 2010 und am 1. Mai 
2011 folgten weitere Teilnahmen an Neo- 
nazi-Aufmärschen. Meinel war auch hier 





im Demonstrationsblock von Berliner Pro- 
tagonisten wie Björn Wild, Madleen H., 
Marcus G., Thomas G., Bengt B. (KS Tor) 
oder Stefanie P., Sebastian Schmidtke, Se- 
bastian Z., Christian B., Christian Sch., Se- 
bastian Thom, David G., Marcel R., Patrick 
W., Stephan A., Lars W. und Alexander B. 
(NW Berlin) zu sehen. Am 13. Februar 2009 
ist Daniel Meinel beim „Trauermarsch“ in 
Dresden sogar als Fahnenträger vor Ort, 
weitere „Trauermärsche“ in den Jahren 
2011 oder 2015 folgten. Am 15. April 2012 
nahm Meinel an einem Fußballturnier von 
„NW Berlin“ in Berlin-Johannisthal teil, am 
1. September 2012 dann an einer Neona- 
zi-Kundgebung mit Fußballturnier in Vel- 
ten (Brandenburg). Im Jahr 2016 hatte Mei- 
nel im Kontext eines Neonazi-Graffiti 


Kurzmeldungen 


Daniel Meinel (1) im Februar 2015 in Dresden 





„Rotfront zerschlagen“ in Mittenwalde 
(Brandenburg) ein Ermittlungsverfahren. 
Das Graffiti wird später als Mobilisierungs- 
foto für den Hessmarsch in Berlin genutzt. 
Faktisch ist der selbsternannte „Ausstei- 
ger“ ein Neonazi, der seit 20 Jahren in der 
Berliner Neonazi-Szene eingebunden ist. 
Dass er seit 2005 nur noch ein- bis zwei- 
mal im Jahr auf öffentlichen Veranstaltun- 
gen auftritt, sollte nicht darüber hinweg- 
täuschen, dass er weiterhin Kontakt zu 
Neonazi-Kreisen pflegt. Dass er darüber 
hinaus aktiv versucht, sich zu bewaffnen 
und mindestens zwei Jahre lang auch in 
Besitz einer legalen Schusswaffe war, soll- 
te im Kontext der rechtsterroristischen Er- 
eignisse der letzten Jahre alarmieren. ® 





WerteUnion: Vizechef war Neonazi 


BEE Der neue Vizevorsitzender der „Werte- 
Union“ Klaus Dageförde war in den 
1980ern in der Neonazi-Szene aktiv. Das 
geht aus einer - vom Apabiz (Berlin) archi- 
vierten - Anklageschrift der Stuttgarter 
Staatsanwaltschaft aus dem Jahr 1990 
hervor und war zuvor auch im „Antifaschi- 
tischen Infoblatt“ zu lesen. 

Die Stuttgarter Staatsanwaltschaft warf 
ihm vor, als ein „Rädelsführer“ eine verbo- 
tene Organisation fortgeführt zu haben. 
Insgesamt waren 21 Personen angeklagt. 
Bei der Organisation handelt es sich um 





die von Michael Kühnen gegründete „Ak- 
tionsfront Nationaler Sozialisten/Nationa- 
le Aktivisten“ (ANS/NA). 1983 wurde sie 
verboten, seit 1985 sei Dageförde Mitglied 
der „Bewegung“ gewesen und zudem ein 
„Beauftragter für den Gau Bayern“. Der 
Prozess begann 1991 und endete 1994 
nach 124 Verhandlungstagen ergebnislos. 
Dageförde erklärte gegenüber der Presse, 
er habe den Kontakt zu extrem rechten 
Organisationen abgebrochen und sei 2004 
in die CDU eingetreten. Die Werteunion ist 
keine Parteiorganisation der CDU, sondern 


ein Verein. Prominentes Gesicht des Ver- 
eins war auch der ehemalige Verfassungs- 
schutzchef Hans-Georg Maaßen. . 
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Nordkreuz — 


Leerstellen der ofhziellen 


BEN Seit knapp drei Jahren bringen journa- 
listische Recherchen immer wieder neue 
Details über das rechte Nordkreuz-Netz- 
werk ans Licht. Das führt dazu, dass die 
öffentliche Erzählung immer unglaubwür- 
diger erscheint. Hier sollen vor allem drei 
Aspekte näher beleuchtet werden. 

Immer deutlicher wird, dass der Schieß- 
platz „Großer Bockhorst“ in Güstrow und 
dessen Betreiber Frank Thiel bzw. seine 
Firma „Baltic Shooters“ eine wichtige Rolle 
im Nordkreuz-Komplex einnimmt. Nicht 
nur waren zentrale Personen des Nord- 
kreuz-Netzwerkes hier beschäftigt, es be- 
steht auch der begründete Verdacht, dass 
über sogenannte „Special Forces Work- 
shops“, die Thiel seit 2009 mitorganisierte, 
Munition aus den Beständen von Spezial- 
einheiten verschiedener Bundesländer für 
das rechte Netzwerk abgezweigt wurde. 

Weiterhin geht es um die Frage, wie die 
Behörden überhaupt auf Nordkreuz auf- 
merksam geworden sind. Nach Auskunft 
der Bundesregierung machte ein Zeuge im 
Franco-Albrecht-Komplex im Sommer 
2017 das Bundeskriminalamt (BKA) auf ei- 
ne rechte Chatgruppe aufmerksam. Dem 
jedoch widerspricht eine Aussage eines 
Mitarbeiters des Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz (BfV) in einer nicht-öffentli- 
chen Sitzung des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestages, der zufolge das 
BfV bereits im Winter 2016 das BKA infor- 
mierte, nachdem es aus nachrichten- 
dienstlichen Quellen von einer solchen 
Chatgruppe erfuhr. 

Fragwürdig ist auch, dass im Nord- 


Erzählung 


kreuz-Komplex bislang nur zwei Personen 
als Beschuldigte im Verfahren der Bundes- 
anwaltschaft geführt werden. Neben dem 
Polizisten Haik Jäger und dem Ex-Politiker 
und Anwalt Jan Hendrik Hammer sind aber 
noch weitere Personen von zentraler Be- 
deutung. 


„Baltic Shooters“ 

Das Grundstück auf dem sich der heutige 
Schießstand von „Baltic Shooters“ befindet 
wurde 1996 vom damaligen Güstrower 
Bürgermeister an den Verein „Privilegierte 
Schützenzunft Güstrow e.V.“ (PSG) ver- 
pachtet und unter Inanspruchnahme von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in Stand 
gesetzt. Anfang der 2000er wurde ein Teil 
des Grundstücks von Frank Thiel gekauft 
und „Baltic Shooters“ eröffnet. In dieser 
Zeit flossen auch Fördermittel von Land, 
Kreis und Stadt. Der Verein PSG, dessen 
Vorsitzender Thiel nach wie vor ist, be- 
kommt auch weiterhin öffentliche Förder- 
mittel für Kinder- und Jugendarbeit aus 
dem Stadthaushalt. 

Seit dem Jahr 2009 fand auf dem Gelän- 
de einmal jährlich der vom Landeskrimi- 
nalamt Mecklenburg-Vorpommern (LKA 
M.-V.) gemeinsam mit Frank Thiel und 
weiteren Akteuren von „Baltic Shooters“ 
(u.a. Jürgen Braun, Christian Samrey-Breul) 
organisierte sogenannte „Special Forces 
Workshop“ (SFW) statt. Die Idee für den 1. 
SFW, der fortan als Fortbildungsmaßnah- 
me, Leistungsvergleich und zugleich als 
„Waffenschau“ verschiedener nationaler 
wie internationaler Waffenhersteller und 
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Ausrüstungsfirmen diente, war im Jahr 
2008 während einer Fortbildungsveran- 
staltung des Sondereinsatzkommandos 
(SEK) M.-V. unter der Anleitung von Baltic 
Shooters entstanden. Der SFW wurde zum 
beliebten Anlaufpunkt hauptsächlich für 
Fortbilder aus dem polizeilichen und mili- 
tärischen Spezialkräftebereich aus In- und 
Ausland. So nahmen neben den SEKs und 
Mobilen Einsatzkommandos (MEKs) ver- 
schiedener Polizeien von Bund (BKA, Zoll- 
kriminalamt ZKA) und Ländern, auch Ver- 
treter von Spezialeinheiten aus Österreich 
(Cobra), Luxembourg (USP), der Schweiz 
(Interventionseinheit Skorpion Zürich), Po- 
len, Tschechien, Monaco und gelegentlich 
sogar SWAT Teams aus den USA (2010 mit 
Teilnehmenden aus Oklahoma und Kan- 
sas) teil. Vermutlich nicht zuletzt, weil Fir- 
men wie SIG Sauer (2018 war Geschäfts- 
führer Franz von Stauffenberg selber an- 
wesend), GLOCK, Benelli, Schmeisser, 
Swiss Exe International, 5.11 Tactical, Rit- 
ter & Stark, MEN Defence Tec und seit 2017 
auch Heckler & Koch als Aussteller auftra- 
ten sowie teilweise auch Personal zur 
Durchführung der Workshops abstellten 
(darunter mit „Ausbilderlegende“ Her- 
mann „Rosi“ Rosenberg ein langjähriger 
KSK Soldat und ehemaliger Scharfschüt- 
zenausbilder, zuletzt Reservist beim Fall- 
schirmjägerregiment 31 in Seedorf), konn- 
te mit Lorenz Caffier ein prominenter 
Schirmherr für die Veranstaltung gewon- 
nen werden. Neben Caffier, der Anfang 
2018 eine GLOCK von Thiel erworben hat 
(weitere Personen aus dem Ministerium 
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sollen ebenfalls Waffen von Thiel bezogen 
haben), zeigten sich regelmäßig weitere 
hochrangige Vertreter aus den Behörden. 
So im Jahr 2017 z.B. Thomas Krense, da- 
mals stellvertretender Direktor des LKA 
und seit Januar 2021 neuer Leiter des Ver- 
fassungsschutzes. Unter Krense und sei- 
nem damaligen Vorgesetzten Ingolf Ma- 
ger, der schon 2019 als Konsequenz auf 
die Nordkreuz-Enthüllungen zum Verfas- 
sungsschutz versetzt wurde, konnte sich 
das Nordkreuz-Netzwerk im LKA unge- 
stört ausbreiten. 

Während die Öffentlichkeit zunächst 
staunte, dass bei Durchsuchungsmaß- 
nahmen gegen Nordkreuz-Mitglied Marko 
Gross unter den tausenden Schuss Muni- 
tion auch Einsatzmunition verschiedener 
SEKs aufgefunden wurde, darunter Spezi- 
albewaffnung wie panzerbrechende Ge- 
schosse, verwundert es keinesfalls, dass 
im Jahr 2021 in Sachsen und Bayern Er- 
mittlungsverfahren gegen mehrere Ange- 
hörige der Spezialeinsatzkräfte wegen des 
Vorwurfs des Munitionsdiebstahls bzw. 
Unterschlagung eingeleitet wurden. Diese 
sollen ersten Ermittlungsergebnissen zu 
Folge mit der entwendeten Munition ihre 
Schießtrainings bei „Baltic Shooters“ in 
Güstrow bezahlt haben. Es muss daher die 
Frage gestellt werden, weshalb die Ermitt- 
lungsbehörden bisher keine Verbindung 
zwischen der bei Marko Groß aufgefunde- 
nen Munition und Frank Thiel bzw. dem 
gesamten Geschehen im Nordkreuz-Kom- 


Glattläufer 








plex sehen wollen. Zudem verwundert es, 
wenn ausschließlich in Sachsen und Bayern 
ermittelt wird, schossen doch u.a. auch 
SEKs aus Bielefeld, Berlin (LKA 63), Düssel- 
dorf, Erfurt und Potsdam, aber auch die 
Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit 
18 aus Hessen oder auch die Zentrale Un- 
terstützungsgruppe Zoll (ZUZ), sowie das 
BKA in Güstrow. Auch Mitglieder des mitt- 
lerweile aufgelösten SEK Frankfurt a.M. 
haben an Schießtrainings in Güstrow teil- 
genommen. Im Juni 2021 wurde bekannt, 
dass gegen 19 aktive und einen ehemali- 
gen Beamten wegen rechtsextremer, ras- 
sistischer und antisemitischer Chatinhalte 
ermittelt wird. 

So deutet vieles darauf hin, dass Güstrow 
eine zentrale Funktion bei der illegalen 
Munitionsbeschaffung des rechten Nord- 
kreuz-Netzwerks sowie eine wichtige 
Funktion bei der Vernetzung und dem 
Austausch rechter Strukturen innerhalb 
deutscher Sicherheitsbehörden und Mili- 
tärs eingenommen hat und Frank Thiel auf 
diesem Gebiet „Pionierarbeit“ bei der Ver- 
schleierung dieser Aktivitäten geleistet 
hat. Vor dem Hintergrund ist es besorgnis- 
erregend, dass auch nach den Durchsu- 
chungen bei Thiel im Zuge der Nord- 
kreuz-Ermittlungen weiter Spezialeinhei- 
ten der Polizeien und Mitglieder des KSK 
zum Schießtraining nach Güstrow kamen. 


Die Rolle des BfV 
Doch wie wurden die Behörden überhaupt 





In der Fachzeitschrift „caliber“ (1/2020) präsentierte 
sich der Schießplatzbetreiber von „Baltic Shooters“ 
Frank Thiel (rechts). 


auf das rechte Netzwerk im Norden auf- 
merksam? Dazu gibt es widersprüchliche 
Aussagen. In der Berichterstattung ist fol- 
gende Version bestimmend: Alles begann 
mit den Ermittlungen gegen den rechten 
Soldaten Franco Albrecht im Zuge derer 
die Behörden auf Horst Schelski aufmerk- 
sam geworden seien.! Schelski war Ober- 
leutnant bei der Bundeswehr und danach 
Offizier einer Reservekompanie, die wäh- 
rend des G20 Gipfels in Hamburg Liegen- 
schaften der Bundeswehr bewachen sollte. 
Doch dazu kam es nicht. Im Juni 2017 
wurde Schelski zu einem Gespräch mit 
seinem General sowie BfV-Vertretern und 
des Militärischen Abschirmdienstes (MAD) 
gebeten. Ihm wurde mitgeteilt, dass er 
und seine Einheit nicht nach Hamburg be- 
ordert werden würden. Anlass der Unter- 
redung war angeblich Geld, das Schelski 
dem extrem rechten „Thule-Seminar“ Jah- 
re zuvor überwiesen hatte. 

Wenige Tage später meldete sich Schel- 
ski aus freien Stücken beim BKA und sag- 
te umfangreich aus: Er sei Mitglied in meh- 
reren Chatgruppen und habe sich auch mit 
Mitgliedern dieser Chatgruppen getroffen. 
Er wisse, dass der Anwalt Jan Henrik Ham- 
mer einen Ordner mit Namen, Adressen 
und Bildern von politischen Gegner_innen 
habe, die an einem Tag X entführt und er- 
mordet werden sollten. Schelski berichte- 
te auch sonst sehr umfangreich über Mit- 
glieder und Aktivitäten des Nordkreuz- 
Netzwerkes und überließ den Beamten so- 
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Folie aus einer „Uniter“-Präsentation, die ihr Ziel einer 
Vernetzung zwischen Polizei-Militär-Sicherheitsgewerbe 
und Unternehmen darstellt. 


gar sein Handy zur Auswertung. Allerdings 
kann dieses Handy kaum weit zurückrei- 
chende Daten enthalten haben. Schon vor 
seinem Gespräch mit dem General hatte 
Schelski nach taz-Recherchen sein bis da- 
hin benutztes Telefon in einem Schraub- 
stock zerstört.? Auch auf Anfragen im 
Bundestag gab die Bundesregierung an, 
dass diese Zeugenaussage der entschei- 
dende Hinweis auf die Nordkreuz-Gruppe 
gewesen sei.’ 

Doch diese Erzählung ist an mehreren 
Stellen widersprüchlich. Es ist kaum vor- 
stellbar, dass es keinen Zusammenhang 
zwischen dem Gespräch mit Vertretern 
von BfV und MAD und der freiwilligen 
Zeugenaussage beim BKA gibt. Dass 
Schelski bis heute lediglich als Zeuge im 
Verfahren der Bundesanwaltschaft wegen 
Vorbereitung einer schweren staatsge- 
fährdenden Gewalttat geführt wird, stützt 
die Vermutung, dass die Geheimdienste 
ihm eine solche Aussage nahegelegt und 
dafür eine Rolle als Zeuge statt als Be- 
schuldigter in Aussicht gestellt haben. 
Ebenso fragwürdig ist, ob es wirklich 
Schelskis Spende an das „Thule-Seminar“ 
war, das ihn auf das Radar der Geheim- 
dienste gebracht hat. Zwar ist es möglich, 
dass die Geheimdienste im Rahmen der 
gemeinsamen „AG Reservisten“ Schelski 
überprüft haben, allerdings wurden von 
dieser Arbeitsgruppe bis November 2017 
höchstens neun Personen überprüft - un- 
wahrscheinlich wenn auch nicht ausge- 
schlossen, dass eine davon ausgerechnet 
Horst Schelski war. Was jedoch diese Ver- 
sion grundsätzlich in Frage stellt ist eine 
Aussage eines BfV-Vertreters aus dem In- 
nenausschuss des Bundestages. Dieser 
Aussage zufolge unterrichtete das BfV 
schon Ende 2016 das BKA über die Exis- 
tenz der rechten Chats - ein halbes Jahr 








‚Polizei 


SiTest-laal-Jice 
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[eif-1fe 1? Probleme + Gleiche Interessen = Gleiche Ziele 


bevor Horst Schelski sich an das BKA 
wandte. In diesem Zusammenhang ge- 
winnt eine weitere Version, wie das BfV auf 
die Kreuzgruppen rund um Andre Schmitt 
gestoßen sein könnte, an Relevanz. Weni- 
ge Wochen vor den Durchsuchungsmaß- 
nahmen in Sachen Nordkreuz fand eine 
bundeslandübergreifende Razzia gegen 
die revisionistische und paramilitärisch 
agierende „Europäische Aktion“ (EA) statt. 
Vorausgegangen waren intensive Behand- 
lungen der Gruppierung im GETZ-R (Ge- 
meinsamen Extremismus- und Terroris- 
musabwehrzentrum zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus-/terrorismus). Von 
den insgesamt 25 Sitzungen seit 2013 
fanden allein im Jahr 2016 elf statt. Es ist 
anzunehmen, dass in diese Phase eine in- 
tensive nachrichtendienstliche Überwa- 
chung fällt. Die EA kann als Nachfolgeor- 
ganisation des völkisch offen NS-bezoge- 
nen „Thule-Seminar“ gelten. Der Vorsit- 
zende des „Thule-Seminar“, der Arzt 
Rigolf Henning, war auch eine Führungsfi- 
gur der EA. Einer seiner Vertrauten und 
langjährigen Weggefährten, der Essener 
Arzt Gerhard H., wird in den Ermittlungs- 
akten als Teil von Westkreuz beschrieben. 
Horst Schelski wiederum fiel nicht nur mit 
der oben genannten Spende an das „Thu- 
le-Seminar“ auf, sondern berichtete ge- 
genüber Kameraden des Reservistenver- 
bandes davon, regelmäßig die Veranstal- 





tungen des „Thule-Seminar“ besucht zu 
haben. Es ist daher naheliegend, dass es 
einen engen Bezug zwischen „Thule-Se- 
minar“, EA und Kreuzgruppen gibt und 
Personen mit Schnittstellen schon 2016 
den Sicherheitsbehörden auch mit den 
Aktivitäten rund um Nordkreuz aufgefal- 
len sind. 


Weitere Personen 

Die Besonderheit und die Gefahr, die von 
der mutmaßlich rechtsterroristischen 
Gruppierung Nordkreuz ausgeht, liegt in 
ihren guten Kontakten in die Sicherheits- 
behörden, Armee und nicht zuletzt auch 
zu Waffenherstellern. Andre Schmitt bringt 
den KSK-Hintergrund mit, Marko Gross 
war beim SEK Mecklenburg-Vorpommern, 
Haik Jäger Kriminalbeamter, Matthias Her- 
der sitzt im Ordnungsamt Ludwiglust-Par- 
chim und erteilt waffenrechtliche Erlaub- 
nisse, Jörg Scholze aus dem inneren Kreis 
von Nordkreuz („Vier Gewinnt“) nahm Prü- 
fungen bei „Baltic Shooters“ zum Sach- 
kundenachweis, z.B. im Zuge von Erlaub- 
niserteilungen im Bewachungsgewerbe, 
ab. Eine interessante Figur ist zudem der 
Wasserschutzpolizist Sven J. aus Rostock, 
der auch an Frontex-Einsätzen teilnahm 
und zuletzt in Bezug auf rechte Vorkomm- 
nisse in Sachsen und Brandenburg ge- 
nannt wurde. So wurde bei den Ermittlun- 
gen zu dem (Ex)-KSK Soldaten Philipp S., 
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Amilitary accessory shop in Schwerin whose owner was part of the Nordkreuz group 


der an seinem Wohnort in Sachsen ein De- 
pot mit Waffen und Sprengstoff aus Be- 
ständen des Kommandos angelegt hatte, 
bekannt, dass dieser auch Kontakte zu 
Sven J. unterhielt. Im Februar 2021 wurde 
bekannt, dass einem Brandenburger Poli- 
zisten aus einer dortigen Spezialeinheit 
vorläufig die Dienstgeschäfte untersagt 
wurden, weil er sich zu extrem rechten In- 
halten mit eben diesem Sven J. austausch- 
te. Von Philipp S. aus zeigt sich eine wei- 
tere Verbindunglinie, die für das Ver- 
ständnis der rechten Netzwerke extrem 
wichtig ist. Er ist ein enger Vertrauter des 
KSK-Ausbilders P. Gegen ihn wird inner- 
halb und außerhalb der Bundeswehr zu 
seiner Rolle bei den rechten Vorfällen in 
der mittlerweile aufgelösten 2. Einsatz- 
kompanie ermittelt. Genau dieser P. ist 
aber auch enger Vertrauter der beiden 
Teamführer in der Einheit der BKA-Siche- 
rungsgruppe, die für die Begleitung von 
Schutzpersonen im Ausland (ASE) zustän- 
dig ist. Einer der beiden BKAler war dafür 
bekannt, auf dem Gelände des Dienstsit- 
zes in Berlin-Treptow in einem T-Shirt mit 
dem Schriftzug der 2. Einsatzkompanie 
des KSK herumzulaufen. Auch nahmen die 
Beamten am berüchtigten Fest des KSK 
teil, bei dem es zu sexistischen und ras- 


sistisch/antisemitischen Vorfällen und ei- 
nem Weitwurf mit einem Schweinekopf 
kam (siehe AlB Nr. 129, S. 34f). Einer der 
beiden Teamführer in der ASE Andreas T. 
war zudem Mitglied bei Uniter. 


Fazit 

Dieser Text kann nur ein Schlaglicht auf 
das Personengeflecht und die organisato- 
rischen Zusammenhänge sein. Es wurde 
dargelegt, dass Vorfälle wie beim SEK 
Frankfurt aufgrund der Verbindungen zu 
Nordkreuz und „Baltic Shooters“, in nähe- 
rer Zukunft auch bei anderen Spezialein- 
heiten zu erwarten sind. An dieser Stelle 
wird aber deutlich: Nur antifaschistische 
Recherche und in Teilen investigative Pres- 
se versuchten, sich ein gesamtes Bild zu 
machen. Die für die Fachaufsicht und dis- 
ziplinarischen Schritte zuständigen Be- 
hörden und Ministerien, die Strafverfol- 
gungsbehörden, die Staatsanwaltschaften, 
die Parlamente, hier insbesondere die In- 
nenausschüsse, wollen oder können dies 
nicht. Sie stellen weder die richtigen Fra- 
gen, noch legen sie auf die Komplexe ge- 
nügend Expertise und Personal, um das 
Netzwerk auszuleuchten. Warum ist das 
so? Die eine Antwort ist ein Evergreen: So- 
lange es nicht um die radikale Linke geht, 





Eine Reportage der „New York Times“ zeigt das Schau- 
fenster - mit Kuscheltier und Rakete - das ein Nord- 
kreuz-Mitglied in Schwerin den Passant_innen präsen- 
tierte. 


ist der Begriff Netzwerk den Ermittlungs- 
behörden gänzlich unbekannt. Sie schau- 
en auf die Komplexe als regional oder or- 
ganisatorisch abgegrenzte Kleingruppen. 
Kennverhältnisse seien zufällig, Ähnlich- 
keiten im Vorgehen oder in der Planung 
terroristischer Anschläge Zufall. Die Frage, 
warum gerade das KSK oder die SEKen so 
anfällig sind für entsprechende Ideologi- 
en, wird gar nicht erst gestellt. Dabei liegt 
die Antwort auf der Hand. Hier kommt ein 
elitäres Selbstbild und rechte Traditions- 
pflege zusammen mit der bewussten Ent- 
scheidung der Dienstherren, diese Einhei- 
ten nicht kontrollieren zu wollen. Nimmt 
man jetzt die quasi-militärische Ausbil- 
dung und Ausrüstung der Polizeieinheiten 
hinzu und eine diesen mitgegebene poli- 
tische Feindbestimmung, die sich zuerst 
gegen Linke und Menschen mit Migrati- 
onsgeschichte richtet, wird klar, warum 
die Frage nach dem „Warum“ nicht gestellt 
wird. Eine ehrliche Debatte würde zu dem 
Schluss kommen, dass historische Konti- 
nuitäten, Antikommunismus, Demokratie- 
ferne, Männlichkeitskult und Militarisie- 
rung der Innenpolitik ihren Tribut zollen. 
Am Ende bedrohen sie selbst diejenigen, 
die hierfür die Verantwortung tragen. Ein 
bizarrer Aspekt des Unwillens herrschen- 
der Politik gegen diese Strukturen vorzu- 
gehen, die vom rechten (Militär)-Putsch 
träumen, ist, dass in den Einsatzplanun- 
gen für den TagX zunächst Kasernen über- 
fallen werden sollen und der Sturm auf die 
Institutionen des Staates beginnen soll. 
Von einem Umdenken der konservativen 
Politik ist derzeit jedoch nicht auszuge- 
hen. D 


1 vgl.: www.focus.de/politik/deutschland/planten-anschlag-fall-franco-a-bka-hat-hinweise-auf-netzwerk-innerhalb-der-bundeswehr_id_9877882.html oder www.tagesspiegel. 
de/politik/todeslisten-von-rechtsextremisten-nordkreuz-sammelte-25-000-adressen-politischer-gegner/24531906.html 2 https://taz.de/Terror-Ermittlungen-in-Norddeutsch- 
land/!5468003 3 https://dserver.bundestag.de/btd/19/173/1917340.pdf 
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Die bayerisch-kroatische 
Waffen-Connection 


BEE Im Februar 2021 flog in Bayern ein 
rechter Waffenhandelsring mit Verbindun- 
gen nach Kroatien auf. Geleakte Kommu- 
nikation der Beschuldigten und Recher- 
chen der taz legen nahe, dass mit den Ver- 
käufen womöglich auch der Aufbau einer 
AfD-nahen Organisation namens „Patrio- 
tische Alternative“ finanziert werden sollte. 


Rechter Waffenring 

Die Generalstaatsanwaltschaft München 
ermittelt gegen 16 Personen wegen Ver- 
stößen gegen das Kriegswaffenkontroll- 
gesetz und das Waffengesetz. Im Sommer 
2020 waren in Bayern, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Österreich die Wohnungen und 
Büros der Beschuldigten durchsucht wor- 
den. Die Beschuldigten sind laut Staatsan- 
waltschaft rechts eingestellt oder als Reichs- 
bürger bekannt. Acht von ihnen sollen im 
Bereich der politisch motivierten Krimina- 
lität aufgefallen sein. Der Hauptbeschul- 
digte Alexander Reichl (Neubiberg) und 
fünf weitere Männer sollen mit den Waffen 
gehandelt haben, die anderen zehn Be- 
schuldigten hatten wohl Interesse am Kauf 
signalisiert. In der Kommunikation über 
soziale Medien war halbherzig verschleiert 
über gefährliche Kriegswaffen wie Uzi-Ma- 
schinenpistolen und AK-47-Sturmgewehre 
verhandelt worden („1x UZ und 1x Ak sind 
schon verkauft also noch 4 Getriebe ver- 
fügbar“). Sichergestellt wurden am Ende 
„nur“ eine Pumpgun, ein Schießkugelschrei- 
ber, zwei Pistolen, rund 200 Patronen und 
ein Schalldämpfer. Laut Recherchen der taz 
waren die Ermittler bei den Durchsuchun- 
gen nicht überall gründlich und motiviert 
vorgegangen. Nicht alle potentiellen Käu- 
fer waren demnach aufgesucht worden. Bei 
einem Schloss in Sachsen wurde wohl nur 
eine einzelne Wohnung durchsucht. 


10 AIB 131 2.2021 


Waffen für die AfD ? 
Der erste Hinweis kam von außerhalb: Im 
März 2018 flog im kroatischen Slawoni- 
en ein Waffendeal auf. Bei einer Razzia 
fanden Ermittler automatische Geweh- 
re, Munition und Handgranaten. Im Früh- 
ling 2019 verurteilte ein Gericht deswe- 
gen elf Personen. Ein Zeuge hatte hierbei 
ausgesagt, dass er wisse, dass die Waffen 
an die AfD in Deutschland gehen sollten. 
Laut „Frontal21“ erfuhren die Vernehmer, 
dass ein Alexander R. in Deutschland Waf- 
fen in einen PKW gepackt habe. „Einige 
Kalaschnikows, einige Pumpguns“, heißt 
es demnach in den Akten. Alexander R. 
„interessiere sich für automatische Waf- 
fen, Kurzwaffen, Pumps, Skorpione und 
Kalaschnikows (...) Die Waffen, die er nach 
Deutschland fuhr, seien für die AfD, eine 
rechte Partei, vorgesehen gewesen.“ 
Durchaus ein realistisches Szenario. Bei 
Dagmar Stanglmaier, AfD-Mitglied und 
(spätere) Mitarbeiterin des AfD-Bundes- 
tagsabgeordneten Petr Bystron, wurde im 
Sommer 2017 eine illegale Pistole gefun- 
den. Das zeitweilige AfD-Mitglied Alexan- 
der Reichl soll bei ihr eine weitere Waffe 
gelagert haben. Stanglmaier gab den Er- 
mittlern der Polizei keine Informationen 
über die Herkunft ihrer Pistole preis. Doch 
geleakte Kommunikation aus dem Sommer 
2016 lässt aufhorchen. Stanglmaier frag- 
te etwa Reichl: „Wann kommt mein Getrie- 
be nach München?“. Er solle aus Kroatien 
„was gescheites für die 700 €“ mitbringen. 
Ende September 2016 schreibt Reichl eine 
Nachricht an einen seiner Kontakte: „Hast 
Du irgendwie die Möglichkeit bei Dagmar 
das Getriebe und Drucker abzuholen?“. Ein 
Werner K. schrieb Reichl Anfang 2017: „Du 
kennst Dagmar ???Die hat mich auf dich 
gebracht (...) Ok hast gute Auswahl und 





das mit dem Preis machen wir schon auch 
daß Dagmar mich dich empfohlen hat (...) 
Schuß ist genügend dabei.Grüße Kame- 
rad“. Er soll laut der „Autonomen Anti- 
fa Freiburg“ zeitweilig Mitglied der bay- 
erischen AfD gewesen sein. Stanglmaier 
wurde schließlich wegen unerlaubtem Be- 
sitz und Führens einer halbautomatischen 
Kurzwaffe zu einer Bewährungstrafe und 
Sozialstunden verurteilt. 

Eine dubiose Rolle als möglicher Geld- 
geber spielt wohl der AfD-Bundestagsab- 
geordnete Hansjörg Müller, der mit Reichl 
und Ignacio B. von der „Burschenschaft 
Normannia Heidelberg“ zeitweilig Roh- 
stoffdeals in Chile geplant haben soll. An 
Reichl soll er über den AfD-nahen Mittels- 
mann Thomas M. 800 Euro weitergeleitet 
haben. Das dürfte in etwa der Preis für ei- 
ne Pistole gewesen sein. Gegenüber der 
taz spricht er jedoch von einer Art ver- 
gessenen „Leihgabe“ und will sich nicht an 
Waffengeschäfte erinnern können. 


Vernetzter Waffenhändler 

Der in Bayern, der Schweiz und Kroati- 
en lebende Reichl sitzt seit vergangenem 
Sommer in Untersuchungshaft. Der ehe- 
malige Zollbeamte und Geschäftsmann 
baute nahezu systematisch Kontakte zu 
zahlreichen Rechten und Neonazis auf und 
war entsprechend gut vernetzt. Vor seiner 
Festnahme war er in vielen (extrem) rech- 
ten Kreisen unterwegs. Er selbst berichtete 
in einer Nachricht von einer Vergangenheit 
in der „Wiking Jugend“. Die „Europäische 
Aktion“ (EA) beauftragte ihn zeitweilig, 
am Aufbau eines Stützpunktes in Mün- 
chen mitzuwirken. Er berichtete von einer 
geplanten Fahrt zum „Armanenordenthing 
ins Hufhaus ev. bin da ja Mitglied und in 
der Artgemeinschaft.“ Möglicherweise war 
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er Teil der Struktur der „Gedächtnisstät- 
te Guthmannshausen“. Bei Facebook be- 
richtete er NPD-Funktionären beim Thema 
Guthmannshausen, dass er „Beisitzer im 
Verein Gedächtnisstätte“ oder „im Beirat 
beim Verein Gedächtnisstätte“ sei. In einer 
Nachricht von Ende 2017 hieß es: „Vom 
03.02.-04.02. findet in Guthmannshausen 
Thüringen ein lösungsorientiertes Treffen 
Statt (...) zu dem wir alle volkstreuen Men- 
schein herzlich einladen. Worte sind ge- 
nug gefallen jetzt heisst es handeln.2018 
muss die Plutokratie fallen (...)“ Zwei Ein- 
ladungsschreiben und diverse Kommuni- 
kation lassen auch den Schluss zu, dass 
Reichl mit der „Patriotischen Alternative 
Bayern“ eine Veranstaltung mit den (ext- 
rem) rechten Referenten Richard Melisch, 
Hans Jörg Müller (AfD-Mittelstandforum) 
und Bernhard Schaub (Europäische Akti- 
on) im April 2016 in München plante. Über 
„Europa Terra Nostra“ flog er Anfang 2018 
nach Breslau und buchte im Sommer 2018 
ein Videoseminar in der Berliner NPD-Zen- 
trale. Unter dem Pseudonym „Arnulf Mül- 
ler“ war er als Autor der Zeitschrift „Werk 
Kodex“ im Gespräch, mit dessen Heraus- 
geber er vernetzt war. 

Trotz diesen Verbindungen zu wichti- 
gen Neonazi-Strukturen ist das Bild, das 
weitere Recherchen zu ihm ergeben, eher 
ernüchternd: Er schmiedete gerne große 
Pläne, galt aber bei deren Umsetzung als 
eher unzuverlässig. Er nahm gerne Geld 
in die Hand, war aber bei dessen Rück- 
zahlung öfters im Rückstand. Trotzdem 
soll Reichl es gewesen sein, der in Kroa- 
tien die gewünschten Waffen für AfD-An- 
hänger, „Reichsbürger“ und andere Rech- 
te beschafft habe. taz-Recherchen und 


Foto: Facebook 


Ermittlungen legen nahe, dass mit den 
Waffendeals wohl auch Geld für eine Art 
AfD-Unterstützungsorganisation namens 
„Patriotische Alternative“ beschafft wer- 
den sollte, die Reichl u.a. gemeinsam mit 
dem Ex-AfDler Hans W. aus Bad Homburg 
betrieb. Einem (potentiellen) Mitstreiter 
schrieb er im Sommer 2016: „die Patrioti- 
sche Alternative Bayern vernetzen uns im 
Kampf gegen das Merkelsystem und bau- 
en neue Strukturen auf, die sich in Unter- 
nehmensgründungen im Ausland, im Auf- 
bau deutscher Schulen und Siedlungspro- 
jekten in Ungarn (Unterstützt von Jobbik) 
in Kroatien und in der Schweiz und Liech- 
tenstein niederschlägt.“ An Stanglmair 
schrieb Reichl im November 2016, man 
habe „die Patriotische Alternative gegrün- 
det um zielorientiert und effizient Kräf- 
te zu Bündeln und Parallelstrukturen zu 
schaffen für die nationalen volksbewußten 
Kräfte.“ Spätestens im April 2017 überwarf 
sich Reichl jedoch mit der AfD und erklärte 
bei Facebook: „Die AFD ist eine vom Sys- 
tem implementierte Partei der Plutokra- 
tiellch unterstütze sie nicht!Ich bin war 
und bleibe Nationalist und Sozialist!“. Die 
AfD beendete schließlich Anfang 2021 sei- 
ne Mitgliedschaft wegen Nichtzahlung des 
Mitgliedsbeitrages. Als ein weiteres Pro- 
jekt versuchte Andreas Reichl einen Ver- 
ein namens „HEXAGON“ bzw. „Hexagon 
24“ zu gründen. Als deren Gründungsmit- 
glieder waren laut eines Satzungentwurfes 
Alexander Reichl, Bernd Z. aus Gröbenzell, 
Hans J. W. aus Bad Homburg, Andreas E. 
aus Wörthsee, Dagmar Stanglmaier aus 
München, Lada P. aus Altomünster und 
Stefan B. aus München vorgesehen gewe- 
sen. Der Name von Stanglmair verschwand 
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Links: Ein Facebook-Account von Reichl postete zu diesem 
Foto: Es seien Bilder mit Erinnerungen und positiven 
Momenten in Guthmannshausen und es wäre wundervoll 
gewesen die „Wahrheit zu erfahren“. Links im Bild Ursula 
Haverbeck, rechts Alexander Reichl. 


Rechts: „hier ist die madonna aus hrvatska“ postete ein 
Facebook-Account von Reich! am 22. Juni 2016 zu diesem 
Foto. 


im Zuge der Umsetzung jedoch wieder aus 
den Planungsunterlagen und wurde durch 
Norman L. aus München ersetzt. Der Ver- 
ein sollte wohl zur Tarnung der politischen 
Aktivitäten dienen. Man habe laut Infomail 
dazu „(...)unseren Bestrebungen und Zie- 
len nun ein offizielles Gesicht oder Män- 
telchen übergestreift (...) Der Verein trägt 
den (unverfänglichen und neutralen) Na- 
men „HEXAGON““. 


Fazit 

Es dürfte in diesem Fall reines Glück ge- 
wesen sein, dass Alexander Reichl schein- 
bar nicht in der Lage war, seine politischen 
Projekte umzusetzen und hier als ver- 
bindliche Persönlichkeit die rechte Sze- 
ne zu vernetzen. Trotzdem war er längere 
Zeit in der Lage, der rechten Szene Waf- 
fen zu besorgen. Vermutlich sind davon 
auch noch einige in Umlauf und stellen ei- 
ne konkrete und lebensgefährliche Bedro- 
hung dar. Die Verhaftungen in diesem Fall 
sind anscheinend eher den Ermittlungen 
der kroatischen Polizei als den Erkenntnis- 
sen deutscher Behörden zu verdanken. Für 
Antifaschist_innen macht der Fall deutlich, 
dass Waffen nicht nur in militanten Neo- 
nazi-Netzwerken ein Problem darstellen, 
sondern auch im Milieu der AfD-Akteure. e 
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Die (unaufgeklärten) Wege 
der NSU-Waffen 


BE Am 4. November 2011 endete die Ge- 
schichte der Zwickauer Terrorzelle vom 
„Nationalsozialistischen Untergrund“ (NSU). 
An diesem Tag starben Uwe Mundlos und 
Uwe Böhnhardt in einem Wohnmobil im 
Eisenacher Stadtteil Stregda. Kurz darauf 
ging die Wohnung in der Zwickauer Früh- 
lingsstraße, in der die beiden mit ihrer 
Komplizin Beate Zschäpe lebten, in Flam- 
men auf. Zschäpe stellte sich wenige Tage 
später den Behörden, 2018 wurde sie zu 
lebenslanger Haft verurteilt. Ob das Urteil 
Bestand haben wird, entscheidet sich im 
kommenden August. 

Indem Wohnmobil in Stregda und in der 
Frühlingsstraße hortete das NSU-Trio ins- 
gesamt 20 Waffen und über 1600 Schuss 
Munition sowie zweieinhalb Kilogramm 
Schwarzpulver. Acht dieser Schusswaffen 
- darunter die beiden Dienstpistolen der in 
Heilbronn überfallenen Polizisten und ein 
bei einem Raubüberfall 2006 in Zwickau 
verwendeter Revolver - hatten Mundlos 
und Böhnhardt dabei, als sie mit ihrem 
Wohnmobil durch die Lande fuhren. Die 
restlichen zwölf Waffen - darunter die 
Ceska, mit der die neun Verbrechen der 
NSU-Mordserie zwischen 2000 und 2006 
begangen wurden, und die beiden Tatwaf- 
fen, mit denen auf die Polizisten in Heil- 
bronn gefeuert worden war - lagen in der 
Frühlingsstraße. 

Hätten die Ermittler die Spur der Waffen, 
die man beim NSU-Trio fand, konsequent 
zurückverfolgt, wären sie vielleicht auf 
weitere Mitglieder und aktive Unterstützer 
des NSU gestoßen, die seit Jahren im Ver- 
borgenen für die Bewaffnung rechter Ter- 
rorzellen sorgen. Auffällig ist jedenfalls, 
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dass einige der Waffen aus der Schweiz 
und Tschechien zum NSU gelangt sind, bei 
anderen handelte es sich um alte Kriegs- 
und Beutewaffen aus der Zeit des Natio- 
nalsozialismus. 


Der Weg der Ceska 

Dafür, dass intensive Ermittlungen im In- 
und Ausland durchaus erfolgversprechend 
gewesen wären, spricht das Beispiel der 
Tatwaffe der Ceska-Mordserie, deren Weg 
zum NSU nahezu lückenlos aufgeklärt 
werden konnte. Die Ceska 83 mit Schall- 
dämpfer, Kaliber 7,65 mm, war am 5. No- 
vember 2011 in der Frühlingsstraße ent- 
deckt worden. Die abgeschliffene Serien- 
nummer 034678 konnte wieder sichtbar 
gemacht werden. So ließ sich nachvollzie- 
hen, dass die Pistole von der tschechi- 
schen Herstellerfirma im Jahr 1993 an den 
Schweizer Waffenimporteur Luxik geliefert 
worden war. Dort kaufte sie die Waffen- 
handelsfirma Schläfli & Zbinden aus Bern 
am 9. April 1996. Der Grund dafür war, 
dass ein Kunde ein solches Modell mit 
Schalldämpfer bestellt hatte. Bei dem Kun- 
den handelte es sich um den Schweizer 
Hans-Ulrich Müller, der Kontakte in die 
rechte Mischszene aus Neonazis und Kri- 
minellen in Thüringen unterhielt und hier 
auch zeitweise lebte. Beim Kauf der Waffe 
am 11. April 1996 verschleierte Müller al- 
lerdings, dass er die Waffe für sich erwarb. 
Er legte einen Waffenerwerbsschein vor, 
den er zuvor dem Schweizer Waffenhänd- 
ler Anton Germann abgekauft hatte. 
Schläfli & Zbinden sandte die Waffe dar- 
aufhin an Germann und trug ihn als Käufer 
der Ceska ein. Danach übergab Germann 


die Waffe wie vereinbart an Müller, der sie 
nach Thüringen einschmuggelte. Dort er- 
hielt der Jenaer Neonazi Jürgen Länger - 
möglicherweise über dessen Szenefreund 
Enrico Theile - die Ceska mit dem Schall- 
dämpfer. 

Erst im Frühjahr 2000 tauchte die Waffe 
wieder auf, als Länger sie an Andreas 
Schultz verkaufte, der in Jena den rechten 
Szeneladen „Madley“ betrieb. Eine Über- 
gabe auf Bestellung, denn Mundlos und 
Böhnhardt hatten kurz zuvor ihren Helfer 
Carsten Schultze damit beauftragt, eine 
schallgedämpfte Pistole zu besorgen. 
Schultze wandte sich dazu an den Neonazi 
Ralf Wohlleben. Der verwies ihn an den 
„Madley“-Betreiber, der daraufhin von 
Länger die Waffe besorgte. Spätestens am 
17. Mai 2000 holte Carsten Schultze im 
„Madley“ die bezahlte Waffe mit Munition 
ab und übergab sie einige Tage später in 
Chemnitz an Mundlos und Böhnhardt. Drei- 
einhalb Monate danach, am 9. September 
2000, begingen die beiden NSU-Terroristen 
damit ihren ersten Mord - an dem türkischen 
Blumenhändler Enver Simsek in Nürnberg. 


Ungeklärte Wege 

Bei allen anderen Waffen des NSU-Trios ist 
die Herkunftsfrage - wenn überhaupt - 
nur in Ansätzen geklärt. Bei der Pumpgun 
vom Typ Mosberg Maverick fanden die Er- 
mittler lediglich heraus, dass auch sie wie 
die Ceska aus der Schweiz in die Hände 
des NSU-Trios gelangt war. Fest steht nur, 
dass die aus den USA stammende Pump- 
gun vom Hersteller im Juni 1996 an das 
Waffengeschäft Diana in Zürich verkauft 
und ausgeliefert worden war. Dort erwarb 
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sie ein knappes Jahr später der damals 
22-jährige Schweizer Staatsbürger Michael 
Saner, der nach eigenen Aussagen der rech- 
ten Szene angehörte. Saner will die Waffe 
fünf Jahre später an einen Gesinnungs- 
freund verkauft haben, der sie nach drei Jah- 
ren weiter veräußerte. An wen, blieb unklar. 
Die zweite gefundene Pumpgun vom 
Typ Winchester Defender war 1991 nach 
Kanada exportiert worden. Von dort ge- 
langte sie nach Europa. Von den Behörden 
in Wien erfuhren die deutschen Ermittler, 
dass die Winchester im März 1992 von ei- 
ner Firma in Salzburg an den in Berlin- 
Steglitz wohnenden Bernd Olaf Bachmann 
veräußert worden war. Der 1950 geborene 
Bachmann besaß eine sogenannte Waffen- 
besitzkarte (WBK), die ihm 1998 allerdings 
„wegen Unzuverlässigkeit“ wieder entzogen 
worden war. Auf seine WBK hatte Bach- 
mann lediglich zwei Büchsen registriert, 
die Winchester aus Kanada meldete er je- 
doch nicht an. 2005 verstarb Bachmann. 
Bei einer Pistole vom Typ Alfa-PRO) war 
die Seriennummer an der Pistole abge- 
schliffen worden und die Ermittler konnten 















den Verkaufsweg der Waffe nicht mehr 
nachvollziehen. Das gleiche galt für eine 
Maschinenpistole vom Typ Pleter und für 
einen Revolver vom Typ Melcher, Kal. 38. 
Eine Pistole vom Typ Ceska wies dagegen 
noch ihre Seriennummer auf. Sie führte zu 
einem privaten Waffenbesitzer in Prag, 
dem die Ceska im Jahr 1999 aus dem Auto 
heraus gestohlen worden war. 

Und dann waren da noch zwei Pistolen 
vom Typ Heckler & Koch P2000. Bei den 
Waffen handelte es sich um die Dienstpis- 
tolen der 2007 in Heilbronn unter letztlich 
ungeklärten Umständen ermordeten Poli- 
zistin Michelle Kiesewetter und ihres bei 
dem Überfall schwerverletzten Kollegen 
Martin Arnold. Da die Ermittler den 
Mordanschlag von Heilbronn dem NSU- 
Trio zuordneten, gingen sie davon aus, 
dass Mundlos und Böhnhardt die Waffen 
selbst erbeutet und nicht über Mittels- 
männer erhalten hatten. 

Im Schutt der ausgebrannten Wohnung 
des NSU-Trios in der Zwickauer Frühlings- 
straße konnten die Polizeibeamten insge- 
samt zwölf Waffen sicherstellen, darunter 
zwei Schreckschusspistolen. Zu den schuss- 
fähigen Waffen gehörten auch alte Kriegs- 
waffen: eine noch vor dem Zweiten Welt- 
krieg in Zella-Mehlis hergestellte Pistole 
Walther PP sowie eine in Polen unter deut- 
scher Besatzung gefertigte Pistole vom 
Typ RADOM VIS 35. Eine Pistole vom Typ 
TOZ TT33 stammte aus sowjetischer Pro- 
duktion und war zwischen 1930 und 1942 
gefertigt worden. 


Einige der im ausgebrannten Wohnmobil der 
NSU-Terroristen aufgefundenen Waffen. 


Bei zwei weiteren im Brandschutt ge- 
fundenen Waffen waren die Seriennum- 
mern gefälscht worden, was eine Ver- 
kaufswegermittlung unmöglich machte. 
Das betraf ein Gewehr der Firma Rhöner, 
Kaliber 9 mm Flobert, und eine aus einer 
Suhler Waffenfabrik stammenden Pistole 
ERMA, Modell EP552S. Auch bei einem Re- 
volver vom Typ KORA, Kal. 22, kamen die 
Ermittler nicht voran, was den Weg der 
Waffe in die Zwickauer Frühlingsstraße be- 
traf. Eine weitere Pistole vom Typ Ceska 82 
konnte dafür immerhin der tschechischen 
Armee zugeordnet werden. Allerdings 
stammte die Pistole aus der Beute eines 
unaufgeklärt gebliebenen Waffendieb- 
stahls in einer nordböhmischen Militärein- 
heit in den 1990er Jahren. Auch eine Ma- 
schinenpistole vom Typ Ceska 26 war ir- 
gendwann in den 1970er Jahren an eine 
Militäreinheit in der damaligen Tschechos- 
lowakei ausgeliefert worden, dort aber zu 
einem nicht mehr feststellbaren Zeitpunkt 
verschwunden. Eine Pistole vom Typ Bruni 
war von einer Schreckschusswaffe zu einer 
scharfen Waffe umgerüstet worden. 

Die bekannten Informationen zu den 
NSU-Waffen machen deutlich, das Neona- 
zis seit den 1990er Jahren an Schusswaf- 
fen interessiert sind und sie über verschie- 
dene Wege Zugang zu verbotenen Waffen 
hatten. Ernsthaft aufgeklärt wurde nur der 
Weg der „symbolträchtigen“ NSU-Mord- 
Waffe - der Ceska 83. Da aber jede Waffe in 
der Hand von Neonazis ein tödliches Risiko 
für Migrant_innen und Antifaschist_innen 
in Deutschland darstellt, muss die Aufhel- 
lung der Waffenquellen der Neonazi-Szene 
(nicht nur im NSU-Komplex) weiter voran- 
getrieben werden. . 
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Im Februar 2021 haben wir eine Recherche zu neonazistischen Umtrieben in der Reservistenkameradschaft 
„RK36“ Alt-Bielefeld veröffentlicht. Seit mindestens 2005 sind Neonazis Teil der „RK36“ - in leitenden Positionen. 
Aufgrund unserer Veröffentlichung mussten der aktuelle Vorsitzende der „RK 36“ sowie ein früherer 
Vorsitzender aus der Reserve austreten. Die Reserve und der Miltärische Abschirmdienst (MAD) bemühen sich 
um eine stille Erledigung der Angelegenheit und äußern sich kaum. Wir fordern die Auflösung der „RK 36“. 


Reservistenkameradschaft „RK36“ 


EEE Am 3. Oktober 2020 fielen bei einer 
Demonstration der neonazistischen Kleinst- 
partei „Der Ill. Weg“ in Berlin drei Personen 
in Pullovern mit dem Aufdruck „Division 
Ostwestfalen“ auf. Diese konnten schnell 
als Heinz Kriegel, Michael Reinert und 
Dennis Seibert aus Bielefeld identifiziert 
werden. 

Stabsunteroffizier der Reserve Heinz 
Kriegel führte die „RK36“ in den Jahren 
2009 und 2010 an. Obergefreiter der Re- 
serve Michael Reinert führte die „RK36“ 
seit 2019 bis zu der Veröffentlichung un- 
serer Recherche. Die Teilnahme an der 
„IIl.-Weg“-Demo war für Kriegel und Rei- 
nert nicht die erste Beteiligung an einer 
neonazistischen Veranstaltung. Im Juni 
2018, ein halbes Jahr vor Reinerts Vorsit- 
zübernahme, besuchten Kriegel und Rei- 
nert, sowie rund 2300 weitere Neonazis, 
das neonazistische Festival „Tage der na- 
tionalen Bewegung“ in Themar. Im Okto- 
ber 2018 reiste Kriegel mit zwei weiteren 
Personen zu einem Sleipnir-Konzert ins 
thüringische Kloster-Veßra. Neonazi-Ka- 
der Tommy Frenck hatte das Konzert als 
„Kundgebung mit Programm“ in seinem 
Gasthaus Goldener Löwe beworben. 

Seine politische Ausrichtung teilt Heinz 
„Charlie“ Kriegel aktiv auf seinem Face- 
book-Profil. Ihm gefallen dort die NPD, 
verschiedene AfD-Verbände und die 
extrem rechte Bruderschaft Deutschland. 
Auch die, mit „Blood & Honour“ verbundene, 
Rocker-Organisation „Brigade 8“ gefällt 
Kriegel. Er teilt dort seit über fünf Jahren 
offen extrem rechte, rassistische und klar 
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regierungsfeindliche Inhalte. Reinert ist 
seit 2019 bei Facebook aktiv, also seit Be- 
ginn seines Vorsitzes der „RK 36“. Diverse 
Mitglieder der „RK 36“ sind auf Facebook 
mit Kriegel und Reinert befreundet, keiner 
der Kameraden nahm Anstoß an den ras- 
sistischen Posts. 

In der Bundeswehr wie in den Reservis- 
tenverbänden schaffen Korpsgeist, über- 
Steigerter Patriotismus und militärischer 
Gehorsam eine perfekte Grundlage für na- 
tionalistische und extrem rechte Ideologi- 
en in der Truppe. Exemplarisch stehen 
hierfür die Recherchen zu den Komplexen 
um „Hannibal“, „Uniter“, der Gruppe „Nord- 
kreuz“ und die Enthüllungen zu den ext- 
rem rechten Strukturen in weiten Teilen 
der Eliteeinheit KSK. Immer wieder fliegen 
aktive oder ehemalige Soldaten auf, die 
Verbindungen in das extrem rechte Spek- 
trum haben. In eigenen Chat-Gruppen 
werden Umsturzfantasien gehegt, Fein- 
deslisten geführt und Bewaffnung organi- 
siert. Massenweise Munition und Waffen 
sind in den letzten Jahren aus den Bestän- 
den der Bundeswehr verschwunden, wäh- 
rend sich rechte Preppergruppen auf den 
Tag X vorbereiten. Dies beinhaltet auch 
ganz klar die Liquidierung von politischen 
Gegner_innen und anderen missliebigen 
Personen. Immer wieder sind auch Reser- 
visten in diesen Gruppen zentral aktiv. 

Die „RK 36“ hat aktuell 30 Mitglieder 
und trifft sich im eigenen RK-Heim auf 
dem Grundstück eines kürzlich verstorbe- 
nen Lokalpolitikers, der förderndes Mit- 
glied im Reservistenverband war und au- 


ßerdem aktiv in der Wählergemeinschaft 
„Unabhänigiges Bürger-Forum“ (UBF). Der 
Verstorbene hatte sich lokalen Medien ge- 
genüber im Februar von Kriegel und Rei- 
nert distanziert. Kein anderes Mitglied der 
„RK 36“ hat sich bisher öffentlich geäußert. 
Erster Vorsitzender der Wählergemein- 
schaft UBF ist Reservist und „RK 36“-Mit- 
glied Andre Nagel. Nagel ist bis heute mit 
Kriegel bei Facebook befreundet. Auch „RK 
36“-Mitglied Arne Schmidt ist in der UBF 
aktiv und trat bei der Kommunalwahl 2020 
für die Wählergemeinschaft an. Schmidt ist 
seit mindestens 2011 teil der Reserve, bis 
zu unserer Veröffentlichung war er bei fa- 
cebook mit Kriegel befreundet. Die beiden 
Reservisten-Lokalpolitiker haben sich bis 
heute nicht zu den Neonazis in ihrer Re- 
servistenkameradschaft geäußert. 

Neben ehemaligen Soldaten wie Rei- 
nert, Nagel und Schmidt gehören auch Bi- 
ker zum sozialen Umfeld von Heinz Krie- 
gel. Seit 2019 ist er Teil des „MC Streunen- 
de Wölfe“. Zuvor war Kriegel seit mindes- 
tens 2013 Member des „MC Nightmare 
Biker Germany“, ebenso wie Mario Wollny. 
Dieser ist Obergefreiter der Reserve und 
war zwischen 2012 und 2018, also zwi- 
schen den Amtszeiten von Kriegel und 
Reinert, Vorsitzender der „RK 36“. Wollny 
und Kriegel hatten also über Jahre auch 
über die „RK 36“ hinaus privaten Kontakt. 
Bis Februar 2021 waren sie bei Facebook 
befreundet. Es ist davon auszugehen, dass 
Wollny die politische Orientierung seines 
Reservisten-Kameraden bekannt war, 
aber für ihn kein Problem, sondern sozia- 
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len Alltag darstellt. Reservistenverband 
und Motorradclubs sind Horte weißer 
Männlichkeit, in denen ein Klima von Pat- 
riotismus und Kameradschaft den Nähr- 
boden für rassistische und neonazistische 
Ideologien bietet. Die UBF muss sich fra- 
gen, warum sie als kleine Wählergemein- 
schaft eine solche Nähe zu diesen Milieus 
aufweist. In ihrem Grundsatzprogramm 
finden sich Formulierungen wie „Vorge- 
täuschte, als gelungen bezeichnete Integ- 
ration, ist Sozialromantik“ oder „Vorgegau- 
kelte Sozialromantik in Bezug auf Integra- 
tion schürt den Missmut und führt nicht 
zur Bewältigung der offenkundigen Prob- 
leme.“ Bei der Kommunalwahl 2020 posi- 
tionierte sich die UBF unter dem Schlag- 
wort „Rassistisch: Wir haben dieses rassis- 
tische, hetzerische, braune und linke Dumm- 
geschwätz genauso satt, wie das ständige 
Wegschauen bzw. Tabuisieren bei Subkul- 
turen und Parallelgesellschaften! (...) Hier- 
zu hat auch eine verfehlte Integrationspo- 
litik erheblich beigetragen, die meist durch 
religiöse und politische Einflüsse gelenkt 
wird.“ Solche Formulierungen und Positio- 
nen sind in weiten Teilen der Gesellschaft 
anschlussfähig - denn Rassismus und Na- 
tionalismus sind keine Randprobleme, 
sondern Ideologien der Mitte. 

Die Bundeswehr hat ein Strukturprob- 
lem und ist mitverantwortlich dafür, dass 
sich Neonazis in ihren Reihen aufhalten 
können und dort auch wohl fühlen. Einem 
Leserbrief in der „Neue Westfälische“ aus 
dem Februar 2021 zufolge zeigte ein ehe- 
maliger Soldat Heinz Kriegel bereits 2005 





beim Bundesinnenministerium an. Kriegel 
war bei einer öffentlichen Veranstaltung 
uniformiert mit einem Patch mit dem 
Spruch „Klagt nicht, kämpft“ in Fraktur- 
schrift aufgefallen. Der Spruch wird der 
Wehrmacht zugeschrieben. Nichts pas- 
sierte. Vier Jahre später wurde Kriegel Vor- 
sitzender der „RK 36“. Wir haben Kriegels 
und Reinerts Teilnahme an der „IIl.Weg“- 
Demonstration und ihre Mitgliedschaft in 
der „RK36“ schon im Oktober 2020 erstmals 
bei „twitter“ veröffentlicht. Die Reserve re- 
agierte erst zwei Monate später, nachdem 
Kriegel bei einer „Querdenken“-Demonstra- 
tion in Düsseldorf erneut aufgefallen war. 

Gegenüber der Lokalzeitung „Neue 
Westfälische“ gab ein Sprecher des Militä- 
rischen Abschirmdienst (MAD) an, Kriegel 
und Reinert hätten nie an einer Bundes- 
wehrübung teilgenommen und auch der 
Leiter der „Schießsport AG“ der Kreisgrup- 
pe Bielefeld gab an, die beiden seien keine 
Mitglieder. Nichtsdestotrotz nahm Micha- 
el Reinert im April 2013 am „33. Internati- 
onalen Militärschießen Bielefeld“ (IMSB) 
auf dem Truppenübungsplatz Senne teil. 
Laut veröffentlichten Wettbewerbsdoku- 
menten schoss Reinert mit der Pistole H&K 
P8 und dem Sturmgewehr H&K G36, bei- 
des Ordonnanzwaffen der Bundeswehr. 
Auch andere Mitglieder der „RK 36“ nah- 
men an dem militärischen Wettbewerb teil. 
Wo Reinert mit Pistole und Sturmgewehr 
für das IMSB trainiert hat, bleibt offen. Das 
Sturmgewehr H&K G36 fällt unter das 
Kriegswaffenkontrollgesetz und ist für 
private Zwecke verboten. 





Links: „Querdenken“-Demonstration in Düsseldorf am 
6. Dezember 2020 mit Heinz Kriegel (2.v.r.). 


Rechts: „Tag der nationalen Bewegung“ in Themar im Juni 
2018 mit Michael Reinert (links) und Heinz Kriegel 
(rechts). 


Die „RK36“ hält regelmäßige Treffen ab, 
auf denen - nach Angaben des Reservis- 
ten-Report - „Sicherheitspolitische Schu- 
lungen“ stattfinden. Auch Biwaks werden 
veranstaltet. Unter Heinz Kriegels Führung 
gehörte für die „RK36“ auch Luftgewehr- 
schießen zu den internen Abläufen, wie 
aus dem Reservisten-Report 2010 hervor- 
geht. 

Die „RK36“ Alt-Bielefeld wird seit 2009 
durchgehend von Personen geführt, die 
entweder selbst Neonazi-Demonstratio- 
nen und -Konzerte besuchen und extrem 
rechte Ideologie verbreiten (Kriegel und 
Reinert) oder aber diese zumindest klar 
dulden (Wollny, Schmidt, Nagel u.v.m.) - 
sowohl privat als auch in der Reserve. Über 
12 Jahre konnte in der Reservekamerad- 
schaft eine solche Ideologie gepflegt wer- 
den. Ein Zustand, der nach Aussagen des 
Reservisten-Präsidenten unmöglich sein 
sollte. Wir fordern daher die zuständigen 
Behörden auf, umgehend zu handeln und 
die „RK36“ Alt-Bielefeld aufzulösen. Neo- 
nazis und ihre Sympathisanten, die auf 
Staatskosten militärisch ausgebildet wer- 
den und denen die Reservisten-Strukturen 
als Vernetzungsstruktur dienen, können 
nicht hingenommen werden. . 
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Aktuell steht die Neonazi-Vereinigung „Gruppe Somogyi“ wegen Bildung einer terroristischen Vereinigung vor 


Gericht. Deren Planungen zielten unter anderem darauf ab, Anschläge auf Moscheen zu begehen und dort 


Anwesende zu töten oder schwer zu verletzen. Mittlerweile steht fest, dass rechte „Bruderschaften“ und 


„Bürgerwehren“ in diesem Kontext ein Rekrutierungsfeld für den geplanten Neonazi-Terror waren. 


Bruderschaften 


als Pseudo-Rocker? 


WM Bruderschaften haben meist einen 
klaren hierarchischen Aufbau, der sich in 
Namensgebung und Struktur an „Organi- 
zed Motorcycle Gangs“ (OMG) orientiert. 
Man könnte sie umgangssprachlich auch 
als „Fake-Rocker-Clubs“ bezeichnen. Ei- 
ne Gruppe Männer, die sich für besonders 
wichtig hält, tut sich zusammen und ver- 
teilt die wichtigsten Posten (Präsident, Vize- 
Präsident, Secretary und Sergeant at Arms) 
unter sich bzw. ihren Ehefrauen. Dazu ein 
gefährlich klingender Name und ein mar- 
tialisches Wappen, das als äußeres Erken- 
nungsmerkmal auf Kutten und sonstige 
Bekleidung gedruckt wird. Anschließend 
präsentiert man eine Seite bei Facebook 
und läuft abends manchmal ein paar Run- 
den „Streife“ durch ein meist langweiliges 
Provinz-Örtchen, um das eigene Revier zu 
markieren. Der Rest der Zeit wird in di- 
versen Gruppen-Chats verbracht, um sich 
über den Niedergang Deutschlands und 
die eigene herausragende Bedeutung im 
Kampf dagegen auszutauschen. 


Bruderschaften zwischen Streit und 
Vernetzung 

Das Milieu kann am Beispiel der Gruppie- 
rung „Soldiers of Odin“ dargestellt werden. 
Bei den „Soldiers of Odin“ handelt es sich 
um eine internationale Gruppierung, die 
im Oktober 2015 in Finnland von beken- 
nenden Flüchtlingsfeinden gegründet wurde. 
Gleichnamige Gruppen in Norwegen, Schwe- 
den, Estland, Belgien, Frankreich, Deutsch- 
land, Tschechien, Malta, Nordirland, Aus- 
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tralien, Neuseeland, Kanada und den USA 
folgten. Die „Soldiers of Odin Germany“ 
(SoOG) entstanden 2017 in Bayern. Die SOOG 
grenzten sich zwar öffentlich nach rechts 
ab, ließen aber zeitweilig rechte Akteure 
bei sich aktiv werden. Die Führung der 
SoOG lag bei Peter Schulz (Bundesleader) 
und Daniel Ernst (Vize-Präsident). 

Die SoOG waren Ausgangspunkt einer 
Reihe anderer Gruppierungen. Nach in- 
ternen Streitereien und Spitzelvorwürfen 
zerfiel die Gruppe. Im Sommer 2018 gaben 
die SoOG aus Bayern und Baden-Würt- 
temberg bekannt, fortan unter dem Na- 
men „Wodans Erben Germanien“ (WEG) 
aufzutreten. Frank Holl aus München (Ser- 
geant SoOG Bayern), Tommy Lohr (Serge- 
ant SoOG Ba.Wü) und Daniela Kremerius 
(Secretary SoOG Ba.Wü) galten hierbei als 
führende AkteurInnen. Als Hintergrund 
gaben sie u.a. inhaltliche Differenzen mit 
der internationalen Gruppierung „Soldiers 
of Odin“ an. Auch der Personenkreis „Der 
neue Rat“ unter der Führung von Werner 
Matthias Somogyi (Mickhausen) soll aus 
den SoOG hervorgegangen sein. 

Die Gruppierung „Vikings Security Ger- 
mania“ (VSG) wurde Anfang 2018 von Mi- 
chael Falzboden (,„Falzi“) aus Rattenberg 
(Bayern) als weitere Abspaltung von den 
SoOG ins Leben gerufen. Falzboden gilt als 
Präsident der VSG. Ihm stehen seine Part- 
nerin Nadja Demuth als Vize, Steffen Balder 
aus Nienburg (Saale) als Sergeant und Ar- 
min Fischer als Secretary in der Grup- 
pen-Führung zur Seite. Regionale Ableger 


(Divisionen) existier(t)en (zumindest) vir- 
tuell in Hessen (Rinalado Hoffmann), Bay- 
ern, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt. 
In Sachsen-Anhalt wurden Per Meier (Füh- 
rer), Stefan Krause aus Coswig (Vize) und Ha- 
gen Görne zur Divisions-Führung ernannt. 

Die Aktivitäten all dieser Gruppierun- 
gen können mit Chatten, Patrouillengän- 
gen und rechtem Demonstrations-Tou- 
rismus beschrieben werden. Die Anhän- 
gerInnen der Gruppierungen sind oftmals 
miteinander bekannt und vernetzen sich 
über ihre Facebook-Gruppen und diverse 
Messenger-Chat-Gruppen. Im Gegensatz 
zu anderen rein virtuellen Chat-Gruppie- 
rungen resultieren bei diesem Personen- 
kreis jedoch auch gemeinsame (Jahres) 
Treffen, Fahrten und Verabredungen auf 
rechten Demonstrationen daraus. 


Bruderschaften als Terrorbasis? 

Der Personenkreis um diese rechten „Bru- 
derschaften“ und „Bürgerwehren“ stellt of- 
fenbar einen geeigneten Personenpool 
dar, um potentielle Rechtsterroristen zu 
rekrutieren. Das Beispiel der Angeklagten 
im „Gruppe S“-Verfahren macht dies deut- 
lich. Über die „Bruderschaften“ war wo- 
möglich auch ein Zugang zu Waffen re- 
alisierbar. Mario Sch. und Andre Mike B. 
aus dem Kreis der „Soldiers of Odin“ bzw. 
der VSG konnten als mögliche Waffenbau- 
er bzw. als potentielle Waffenhändler der 
„Gruppe $“ ermittelt werden. Auch eine 
führende Person der „Wodans Erben Bay- 
ern“ war als Waffenkäufer im Gespräch. 








Giuseppe Inguaggito, Präsident der S0OG Division Bayern 
(links) und Frank Holl Sergeant at Arms der SoOG Division 
Bayern (rechts) beim Interview mit „Patrioten-TV“. 


SoOG, „Viking Security“ und „Wodans 
Erben“ 

Der Hauptbeschuldigte Somogyi kannte 
die weiteren Angeschuldigten Frank Holl, 
Steffen Balder, Stefan Krause und Michael 
Bäuerle (Kirchheim unter Teck) seit mehre- 
ren Jahren über die Kreise der S0OOG. Bal- 
der und Krause kannten sich aus der „Vik- 
ings Security Germania“. Die Angeschul- 
digten Holl (Präsident) und Marcel Wiede- 
cke aus Pfaffenhofen an der Ilm (Sergeant) 
waren gemeinsam bei „Wodans Erben Ger- 
manien - Division Bayern“ organisiert. 


„Freikorps Heimatschutz“, „Bruderschaft 
Deutschland“ und SS-Freundeskreis 
Die Angeklagten Tony Ebel (Wriedel), Tho- 
mas Niemann (Minden) und Wolfgang 
Wittmann (Koblenz) rekrutierten Somo- 
gyi vermutlich während eines Treffens der 
Gruppierung „Freikorps Heimatschutz Di- 
vision 2016 - Das Original“ (FHO) im Juli 
2019 in Sondershausen (Thüringen). Die- 
se rechte Gruppe um Sören B. und Marcel 
L. wurde im Juli 2017 ins Leben gerufen. 
Der Angeklagte Markus Krüper (Minden) 
fand seinen Weg von den „Nationalen So- 
zialisten Bückeburg“ zum „Freikorps Hei- 
matschutz“. 

Der Angeklagte Paul-Ludwig Ulbrich 
(Mosbach) war wohl auf Empfehlung des 
Angeklagten Ebel in die „Bruderschaft 
Deutschland“ als „Mitglied auf Probe“ auf- 
genommen worden. Diese rechte Düssel- 
dorfer Gruppe geht auf Kai Valentin K. und 
Ralf N. zurück. Bei Ebel fand sich ein Klei- 
dungsstück mit dem Aufdruck „Bruder- 
schaft Deutschland“. Anhänger der FHO 
und der „Bruderschaft“ standen in Kon- 
takt mit dem Kreis um die „Gruppe S“. So 
zeigte ein bei Facebook veröffentlichtes 
Gruppenbild die FHO-Vertreter Fred P. und 
Marcel L. gemeinsam mit Tony Ebel und 
Ralf N. bei einem Treffen der „Bruderschaft 
Deutschland - Sektion Süddeutschland“. 

Damit stammen fast alle „Gruppe S“- 
Angeklagten aus dem Kreis rechter „Bru- 
derschaften“. Nur Thorsten Wollschläger 
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Soldiers of Odin 
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aus Hamm hatte eine anderen rechten 
Backround - er soll Mitglied im „Freun- 
deskreis der Truppenkameradschaft der 
3. SS-Panzer-Division Totenkopf e.V.“ ge- 
wesen sein. 


Gefährliche Mischung 

Die Mischung aus rechten Überzeugun- 
gen, Rassismus, identitätsstiftender Grup- 
penzugehörigkeit, dem Gefühl zur Elite zu 
gehören, einer Affinität zu Gewalt, Selbst- 
ermächtigung und dem Anspruch, zu den 
Härtesten zu gehören, ist ein guter Dün- 
ger für rechtsterroristische Planungen. Der 
Kontext rechte „Bruderschaft“ oder „Bür- 
gerwehr“ dürfte den Weg vom zornigen 
weißen Rassisten zum rechten Attentä- 
ter in politischen Situationen wie dem an- 
geblichen Kontrollverlust in der vermeint- 
lichen „Flüchtlingskrise“ begünstigen. Im 
Zuge der europäischen Migrationsbewe- 
gungen wollte z.B. der Neonazi Mika Ranta 
mit Straßenpatrouillen in Finnland „Ein- 
dringlinge“ vertreiben und „die Polizei un- 
terstützen“. Diese „migrationskritischen“ 
Vigilanten der „Sons of Odin“, die mit 
Selbstjustiz mindestens kokettieren, wa- 
ren aber keine neue Erfindung. Vielmehr 
erinnert das an den „Störkraft“-Song von 
1989 „Deutschlands Polizei“ mit dem Re- 
frain: „Wir sind Deutschlands rechte Po- 
lizeiÄ, wir machen die Straßen wirklich 
frei“. Das Lied einer durch die Fernseh- 
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programme gereichten „Vorzeige-Skin- 
headband“ aus Andernach wurde in den 
1990er Jahren gerne als „wir machen die 
Straßen türkenfrei“ gesungen und durfte 
auf keiner RechtsRock-Schulhofkassette 
fehlen. Dass die zweite „Hymne“ auf dem 
Album: „Ob mit Fäusten, Knüppeln oder 
Stiefeln, es wird das Blut der Gegner flie- 
ßen“ zum Ohrwurm rassistischer Banden 
wurde, spürten ihre Gegner_innen in den 
„Baseballschlägerjahren“ hautnah. Diese 
musikalischen Evergreens der „Generation 
Terror“ der 1990er Jahre-Pogrome brach- 
ten die immerwährende Vorstellung einer 
verhinderten Ordnungs- und Rettungs- 
macht ziemlich deutlich auf den Punkt. 
Diverse „Heimatschutz“-Wortschöpfun- 
gen beziehungsweise Selbstverklärun- 
gen als Odins Krieger oder Erben ziehen 
sich nun seit Jahrzehnten durch Gruppen- 
namen, schnulzige Balladenabende und 
Mode-Accessoires der extremen Rech- 
ten. Eins ist klar: Das Label „Bürgerwehr“ 
versucht hier die Täter zu einer Art „Hilfs- 
polizei“ zu verklären. Letztendlich sind es 
parastaatliche rassistische Gewaltstruk- 
turen im historischen Kontext faschisti- 
scher Kampfbünde. Wenn Neonazis und 
Rassisten ihre Absichten auch wortreich 
verklären, die (angedrohten) Gewalttaten 
sind eine Botschaft an eine als Feind_in- 
nen markierte Zielgruppe. Genauso hat 
auch der Terror des NSU funktioniert. ® 








AIB 131 2.2021 17 





Titel 








TITEL 


Propaganda, Bewegung, Waffen 


Der „Migrantenschreck“-Komplex und 


mm „60 Joule Mündungsenergie strecken 
jeden Asylforderer nieder“ - Mit diesem und 
anderen rassistischen Slogans werden auf 
dem Höhepunkt der sogenannten „Flücht- 
lingskrise“ 2016 mindestens 198 Waffen- 
verkäufe an Privatpersonen über den Online- 
Waffenhandel „Migrantenschreck“ abge- 
wickelt. Die Käufer dieser Waffen mit den 
wenig doppeldeutigen Namen „Migranten- 
schreck MS 60 Professional“ oder „Antifa- 
schreck AS 125“ heißen Harald, Jürgen 
oder Heinz und geben im Schnitt 400 Euro 
für Revolver mit Hartgummigeschossen 
und Schreckschusswaffen aus.! Die meis- 
ten „Migrantenschreck“-Kund*innen kom- 
men aus Bayern, dicht gefolgt von Baden- 
Württemberg und Nordrhein-Westfalen. 
„Ich will ja keine Flüchtlinge töten. Es geht 
um einen Denkzettel“ sagt einer, als er Be- 
such von einem Recherche-Team von SZ 
und dem Tech-Magazin ‚Motherboard' er- 
hält. Ein anderer Kunde ist Allgemein- 
mediziner, der sich ein Gewehr des Typs 
„Migrantenschreck DP120 Professional 
Bautzen Edition“ völlig unverschlüsselt 
und ungeschützt direkt in seine Praxis 
nach Brandenburg schicken lässt. Insge- 
samt kommt die Kundschaft dem nahe, 
was allgemeinhin wohl als „Mitte der Ge- 
sellschaft“ bezeichnet werden könnte: 
Physiker*innen, Doktorand*innen, Steuer- 
berater*innen, Zierfisch-Züchter*innen, 
Ärzt*innen - Und ein paar AfD-Lokalpoli- 
tiker und Reichsbürger dürfen natürlich 
auch nicht fehlen. 

Das Beispiel „Migrantenschreck“ ver- 
deutlicht wie kaum ein anderes, wie eng 
rassistische Stimmungsmache, das „Not- 
wehr“-Narrativ und die Bereitschaft zur 
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die Compact-Connection 
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konkreten Gewaltanwendung zusammen- 
hängen. Auf der Webseite werden bestimm- 
te Waffen wie Armbrüste sehr konkret als 
„absolut tödlich“ beworben. In Videos ist 
zu sehen, wie Hartgummigeschosse Melo- 
nenschalen sprengen. Auf der werberi- 
schen Ebene sind die Botschaften eindeu- 
tig: Die zu erwerbenden Produkte halten, 
was sie versprechen, nämlich „jeden Asyl- 
forderer niederzustrecken“. 198 Privatper- 
sonen in Deutschland und einige mehr in 
Österreich und der Schweiz fühlen sich 
von rassistischen Mordfantasien ange- 
sprochen und bestellen eifrig. Einige Tage 
später erhalten sie ein Paket aus Ungarn. 


Verhaftung und Prozess 

Am Morgen des 28. März 2018 versam- 
meln sich ungarische Spezialeinheiten und 
Beamte des Berliner Landeskriminalamts 
vor einer Adresse in Budapest. Es ist der 
Tag der Verhaftung von Mario Rönsch, dem 
mutmaßlichen Betreiber der Plattform. 
Schon seit Anfang 2016 soll er sich in Un- 
garn aufhalten, immer wieder seine Ad- 
resse wechselnd. In dieser Zeit kauft er 
mehrere Grundstücke und Häuser. Seit 
spätestens Ende November kennen die 
deutschen Behörden seinen Aufenthalts- 
ort, doch erst eineinhalb Jahre später kommt 
es zum Zugriff. Währenddessen verdient 
Rönsch mindestens 99.000 Euro mit den 
Waffenverkäufen. Ab dem 28. November 
2018 wird ihm dann am Landgericht Berlin 
der Prozess gemacht. Im Dezember wird er 
wegen unerlaubten Handeltreibens mit 
Schusswaffen in Tateinheit mit unerlaubtem 
Verbringen von Schusswaffen in den Gel- 
tungsbereich des deutschen Waffengeset- 








Mario Rönsch spricht auf einer Demonstration 


zes zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren 
und zehn Monaten verurteilt. 

Die Staatsanwältin Wettley macht im 
Prozess deutlich, dass Rönsch die „hohe 
Energieleistung“ der Waffen und dement- 
sprechend auch die Gefährlichkeit dersel- 
ben bewusst gewesen sein muss. Ein 
Rechtsmediziner bestätigt dann auch die 
Tödlichkeit der Hartgummigeschosse. Au- 
ßRerdem habe Rönsch als „rechter Über- 
zeugungstäter“ aus der politischen Situa- 
tion Kapital schlagen wollen, also gezielt 
Angst vor Geflüchteten geschürt, um da- 
mit Geld zu verdienen.? Besonders inter- 
essant sind die Bankdaten, die die Ermitt- 
ler*innen auswerten. Demnach soll er so- 
wohl vom Compact-Magazin als auch vom 
KOPP-Verlag hohe fünfstellige Summen 
auf sein Schweizer Konto überwiesen be- 
kommen haben.? 


Aktivismus, AfD + Compact-Connection 
Die Verbindung zum Compact-Magazin 
und Jürgen Elsässer beginnt spätestens 
2014, als sich beide auf den verschwö- 
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rungsideologischen „Mahnwachen für den 
Frieden“ begegnen. Am 24. März redet 
Rönsch als Schlussredner auf der zweiten 
„Montagsmahnwache“ in Berlin. Er insze- 
niert sich als geläuterter Ex-Banker, der 
nun „Vollzeitaktivist“ sei. Dann umgibt er 
sich selbst mit dem Schleier der Historizi- 
tät, schlägt einen Bogen zur sogenannten 
„friedlichen Revolution“: „Haltet euch bitte 
vor Augen, wie das 1989 begonnen hat. Es 
ist mit 1500 Leuten losgegangen, zwei 
Monate später standen Millionen auf der 
Straße!“ In den darauffolgenden Wochen 
baut er eine „Mahnwache“ in seiner Hei- 
matstadt Erfurt auf, zu der er den extrem 
rechten Netzwerker Elsässer als Hauptred- 
ner am 26. Mai einlädt. An diesem Tag ste- 
hen beide gemeinsam auf der Bühne und 
reichen sich das Mikrofon. Zu diesem Zeit- 
punkt ist Rönsch auch noch Mitglied einer 
damals noch recht neuen Partei. Seine Mit- 
gliedsnummer bei der AfD ist die 9328. Ei- 
ne Mail der Landtagsabgeordneten Corin- 
na Herold an „Parteifreunde“ verrät, dass 
seine Kontakte bis in die Landtagsfraktion 
reichen müssen, denn auch seine Adresse 
findet sich in diesem ausgewählten Vertei- 
ler.* 

Ebenfalls zum selbigen Zeitpunkt kur- 
sieren im Internet handfeste Indizien, dass 
Rönsch der alleinige Betreiber der reich- 
weitenstarken Facebook-Seite „Anonymous. 
Kollektiv“ sei, nachdem er die drei anderen 
Admins rausgeschmissen habe. Rönsch 


mahnt mit Hilfe seiner Anwälte Journa- 
list*innen ab, die darüber berichten und 
seinen Namen im Zusammenhang mit der 
Seite nennen. Mitte 2014 zählt sie bereits 
knapp eine halbe Million „Fans“. Bis zu ihrer 
Löschung am 21. Mai 2016 wächst sie auf 
zwei Millionen an, die nahezu jeden Tag 
mit zutiefst rassistischer, antisemitischer 
Hetze, Verschwörungsideologien, Compact- 
Links und konkreter AfD-Werbung „ver- 
sorgt“ werden - und zum Schluss auch mit 
Werbung für „Migrantenschreck“. Nach der 
Löschung durch Facebook entsteht ein 
weniger reichweitenstarker Klon auf der 
russischen Plattform „vk.com“ sowie die 
Webseite anonymousnews.ru, die bis heute 
aktiv ist. 

Ab 2015 wird die ideologisch-perso- 
nelle Verbindung zum Elsässer-Magazin 
Compact zur Arbeitsbeziehung. Rönsch 
fängt als freier Mitarbeiter an und über- 
nimmt später das Online-Marketing. Dafür 
erhält er monatlich über 1000 Euro.’ Er 
wird zum Gesellschafter des Magazins. Im 
Januar 2016 wird ihm eine Summe in Höhe 
von 40.000 Euro überwiesen, im Februar 
36.000, im März fast 10.000. Insgesamt 
erhält er bis November 110.000 Euro von 
Compact. Andere Einnahmequellen soll er 
zu diesem Zeitpunkt nicht gehabt haben. 
Sein Untertauchen, seinen Lebensunter- 
halt und die Grundstücks- und Woh- 
nungskäufe bestritt er also mit dem Geld 
der extrem rechten Top-Verlage, was ihn 


folglich erst in die Lage versetzte, aus dem 
Ausland heraus den lukrativen Waffenhan- 
del aufzubauen. Wie eng das Band zwi- 
schen Rönsch und Compact zeitweise ist, 
zeigt auch ein gemeinsamer Besuch mit 
dessen Herausgeber Kai Homilius im Un- 
garischen Parlament im Mai 2016 auf Ein- 
ladung der neofaschistischen Jobbik-Par- 
tei. Wenige Tage später interviewt Homili- 
us den umtriebigen Waffenhändler und 
bezeichnet ihn als „Friedensaktivisten“, 
weil dieser gemeinsam mit Elsässer die 
„Friedensmahnwachen“ organisiert habe. 
Im selben Interview erklärt Rönsch, er ha- 
be nichts mit den Webseiten „Anomyous. 
Kollektiv“ und „Migrantenschreck“ zu tun. 
Jemand habe sich seines Namens bedient 
und den Waffenhandel darauf angemeldet. 
Wenige Tage später, am 11. Juni 2016, ver- 
schickt „Mirgantenschreck“ Mails an sämt- 
liche Kund*innen von Compact, in denen 
der Kauf einer der Hartgummigeschoss- 
Waffen angepriesen wird. Die Leser*innen 
sollten sich „gegen Erlebnisse der orienta- 
lischen Art wappnen“ und auf „soziale Un- 
ruhen“ vorbereiten. Am Ende der Mail fin- 
det sich dann auch ein Verweis auf den 
Klon-Ableger von „Anonymous.Kollektiv“: 
„Unsere Kriegskasse ist dank zahlloser 
Unterstützer prall gefüllt. Wir können auch 
ohne Facebook und zwar sehr, sehr, sehr 
lange. Ideen und Ideale, liebe Blockwarte 
und Mietmäuler der Lügenpresse, sind ku- 
gelsicher. Erwartet uns!“® 

Der Fall „Migrantenschreck“ verdeut- 
licht die Verbindungslinien zwischen On- 
und Offline-Propaganda, strategischer Ra- 
dikalisierung durch Netzwerker und Par- 
teien sowie extrem rechtem Gewaltpoten- 
zial. Es bleibt abzuwarten, welche Rolle 
Mario Rönsch nach seiner Haftentlassung 
Ende 2021 innerhalb der in der Coro- 
na-Krise neu formierten extremen Rech- 
ten einnehmen wird. Es ist nicht unwahr- 
scheinlich, dass er sich bald in einem wei- 
teren Prozess verantworten muss, denn 
ein weiteres Strafverfahren wegen Volks- 
verhetzung, seiner Rolle bei „Anonymous. 
Kollektiv“, Verleumdung und Aufruf zu 
Straftaten läuft aktuell noch. . 


1 Süddeutsche Zeitung, 2. Februar 2017: www.sueddeutsche.de/digital/illegaler-waffenhandel-zu-besuch-bei-den-kunden-von-migrantenschreck-1.3360777 2 VICE, 28. November 2018: 
www.vice.com/de/article/8xp5xx/mario-roensch-migrantenschreck-festnahme-anonymous-kollektiv-waffenhandel-prozess 3 Correctiv.org, 21. Dezember 2018: correctiv.org/faktencheck/ 
hintergrund/2018/12/21/erst-hat-er-hass-geschuert-dann-hat-er-dem-hass-waffen-verkauft/ 4 FOCUS, 2. September 2017: www.focus.de/politik/deutschland/holocaustleugnung-auf-face- 
book-die-dunklen-seiten-des-mario-r_id_5576632.html 5 Süddeutsche Zeitung, 28. März 2018: www.sueddeutsche.de/digital/mario-roensch-deutsche-ermittler-nehmen-untergetauchten- 
rechtsextremen-in-budapest-fest-1.3923465 6 BR, 13. Juni 2016: www.br.de/nachrichten-deutschland-welt/e-mail-von-ganz-rechts,64wk2e1r70w34d9r6wt3ad1gq70u30 
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Tausende Maschinenpistolen, Faustfeuerwaffen, Bomben, Minen und Granaten wurden in den letzten Jahren in 


der extrem rechten Szene gefunden. Dazu hunderttausende Patronen sowie kiloweise Sprengstoff. 


Das sind die wichtigsten Funde. 


Das sind die Waffen der Neonazis 


30.01.2021 - Wien 
Maschinenpistole MP 40 samt Munition. 


18.01.2021 - Bezirk Hollabrunn 
Gewehre, Kurzwaffen, Munitio nund Kriegsmaterial 


Dezember 2020 - Niederösterreich, Wien 
Halb- und vollautomatische Waffen, Pistolen, 
Sprengstoff, 100.000 Schuss Munition, Handgranaten 


08.07.2020 - Tirol 
Halbautomatische Kurzwaffen, Pumpgun, Munition. 


03.07.2020 - Gmünd 
Zwei Maschinenpistolen mit Schalldämpfer, Gewehre, 
Pistolen, Sprengkapseln, Munition. 


15.05.2020 - Wien, Niederösterreich, Steiermark 
Legal erworbenen Waffen, ein illegales Gewehr und 
eine abgesägte Pumpgun. 


02.10.2018 - Kärnten, Steiermark, Niederösterreich, 
Oberösterreich, Wien 
Schusswaffen, Munition, Bombenbauanleitungen 


29.10.2017 - Stiwoll bei Graz 
Neonazis tötet zwei seiner Nachbarn durch Gewehr- 
schüsse und verletzt eine weitere Person schwer. 


10.06.2017 - Wien 
Kalaschnikow mit Munition sichergestellt. 


01.06.2017 - Gmunden 
27 u.a. vollautomatische und 
NZIGTFACHTH TERN ZUR 
Schalldämpfer, ca. 1.200 


Schuss Munition und “ 
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08.11.2016 - St. Veit 
Faustfeuerwaffen, 
Karabiner, Bajonette, 
PIEROELEICHE 









29.05.2016 - s@&Ans 
Oberösterreich 

Waffen und Munition £ saschlm 
22.05.2016 - Nenzing 

Neonazi erschießt bei einem 

Rockkonzert zwei Menschen 

und verletzt - offenbar wahllos - 

ein Dutzend weitere teilweise 

schwer. Danach tötet er sich selbst. 


nA el E Eeerellitste) 
Riesiges Arsenal von Waffen, 
Munition und Granaten. 


Vorarlberg 


in Österreich 
MICHAEL BONVALOT 


24.01.2013 - Oberösterreich 

AK 47 Sturmgewehr, Skorpion Maschinenpistole, mehrere 
illegale Faustfeuerwaffen, eine abgesägte Schrotflinte, 
Munition und zehn Kilogramm Sprengstoff. 


11.01.2013 - Ebbs 
Gewehre, Sprengmittel, ca. 100 Kilo sprengstofftaugliche 
Chemikalien sowie Kriegsmaterial 


04.01.2013 -Vorarlberg, Linz 
Maschinenpistolen, Pumpguns, Handgranaten, Munition 


17.02.2011 - Götzis 
Langwaffen, Faustfeuerwaffen und Munition 


Mai 2009 - Oberösterreich 
Verbotene Waffen 


Februar 2002 - Wien 

106 voll- und halbautomatische Schusswaffen, 
Maschinenpistolen, Langwaffen, Pumpguns sowie 
Faustfeuerwaffen und knapp 60.000 Schuss Munition. 


01.10.1997 - Steiermark 

Bei einer Verkehrskontrolle zündet Franz Fuchs eine 
Rohrbombe, die ihn und die Polizisten schwer verletzt. 
Bei ihm werden Bomben, Bombenbestandteile und 
Sprengfallen gefunden. Fuchs wird für die neonazistische 
Anschlagsserie 1993-1996 verurteilt. Druch diese An- 
schlägen wurden vier Roma ermordet und 

zahlreiche weitere Menschen verletzt. 
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Dezember 1993 - Niederösterreich 

Sprengstoff der Briefbomben. Schusswaffen, hunderte 
von Bazookas (Panzerbüchsen), Hand-und Mörsergranaten, 
20 Kilo Sprengstoff TNT und jede Menge Munition. 


17.01.1992 - Wien 
Zahlreiche Gewehre und sonstige Waffen. 
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BEN Mitte Dezember 2020 wird in Öster- 
reich ein riesiges Neonazi-Waffenlager 
ausgehoben. Es ist nicht das Erste. Fast 
schon regelmäßig werden bei Neonazis in 
Österreich enorme Bestände an Maschi- 
nenpistolen, Faustfeuerwaffen, Spreng- 
stoff, Handgranaten, Minen, Bomben oder 
Munition entdeckt. Oft sind es Zufallsfunde: 
Die Waffenfunde, die wir kennen, sind ver- 
mutlich nur die Spitze des Eisbergs. 
Woher die Waffen stammen, wird kaum 
jemals bekannt. Ob es ermittelt wird, wis- 
sen wir nicht. Als gesichert kann aber gel- 
ten, dass die österreichische Neonazi- 
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Szene beste Kontakte zu neofaschistischen 
Strukturen der organisierten Kriminalität 
auf dem Westbalkan hat. Die Kontakte 
stammen aus jener Zeit, wo österreichi- 
sche und deutsche Neonazis an der Seite 
neofaschistischer kroatischer Milizen als 
Söldner im Jugoslawien-Krieg kämpften. 
Und dort gibt es bis heute enorme Waffen- 
bestände. 


Wofür die Neonazis die Waffen horten 

Die Waffen der Neonazis werden vermut- 
lich zu einem großen Teil für einen herbei- 
gesehnten „Tag X“ gehortet - also für einen 


Niederösterreich 


sb: 
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reı 


Notaune 


neofaschistischen Aufstand. In manchen 
Fällen sind es vermutlich rechte Waffen- 
narren, die sich daran begeilen, möglichst 
viele Schusswaffen zu besitzen. Teils gibt 
es Schnittmengen zur Organisierten Krimi- 
nalität und die Waffen sollen vermutlich in 
diesem Milieu verwendet werden. Manche 
dieser Waffen werden bereits jetzt aktiv 
von Neonazis eingesetzt. 

Erinnert sei dabei etwa an die Neonazi- 
Terrororganisation NSU in Deutschland, 
wobei es hier Bezüge zu Österreich gibt. 
Auch in Österreich haben Neonazis bereits 
tödliche Anschläge verübt und Morde zu 
verantworten. Die folgende Liste ist 
zwangsläufig unvollständig. So werden 
manche Verfahren gar nicht öffentlich be- 
kannt. 

Gleichzeitig gibt es weit mehr Waffen- 
funde, als hier aufgezählt wurden. So wur- 
den allein bei einem einzigen Waffenfund 
im April 2020 in Oberösterreich mindes- 
tens 20 vollautomatische Waffen, mindes- 
tens 100 Faustfeuerwaffen, 30 Langwaffen 
(u.a. auch Scharfschützengewehre), 100 
Schalldämpfer sowie mehr als eine Million 
Stück (!) Munition aller Kaliber gefunden. 
Bei diesem und anderen großen Waffen- 
funden der letzten Jahre wurde kein rech- 
ter Hintergrund nachgewiesen - was aber 
natürlich nicht bedeuten muss, dass es 
keinen gibt. e 


Michael Bonvalot ist freier Journalist, Vortragender und 
Autor aus Wien. Er recherchiert bereits seit Jahren zur 
extremen Rechten und veröffentlichte bisher unter ande- 
rem im Spiegel, auf fm4.at/ORF sowie auf vice.com. Seine 
gesammelten Artikel finden sich auf bonvalot.net 
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Die US-Waffenlobby 


BE Waffen gingen in den USA zu Beginn 
der Pandemie so schnell weg wie Klopapier. 
Nach der US-Bundespolizei FBl, die über 
die Anzahl beantragter Waffenscheine ver- 
fügt, überstieg die Zahl der Käufer allein im 
März 2020 vier Millionen, so viele wie nie 
zuvor in einem Monat. Doch der Trend 
setzte sich fort. In einer einzigen Aprilwoche 
dieses Jahres wurden 1,2 Millionen solcher 
„background checks“, die als Grundlage 
für die Datenerhebungen dienen, durch- 
geführt. So ziemlich alle Anträge dürften 
erfahrungsgemäß genehmigt worden sein. 
Erhebungen von US-Universitäten zeigen, 
dass im vergangenen Jahr 6,5 Prozent der 
erwachsenen US-Bevölkerung - das sind 
17 Millionen Menschen - legal eine Waffe 
erstanden. In vier von zehn Haushalten 
befindet sich damit mindestens eine töd- 
liche Waffe. Der Zuwachs fällt angesichts 
der seit Jahren kursierenden Zahl von 
Handfeuerwaffen dennoch nur leicht ins 
Gewicht. Nach Schätzungen befinden sich 
über 400 Millionen Waffen in privater Hand, 
inklusive mindestens vier Millionen der 
berühmt-berüchtigten AR-15-Sturmge- 
wehre. Nicht berücksichtigt sind bei die- 
sen Zahlen die illegal kursierenden, nicht 
registrierten und selbstgebauten Waffen. 
So oder so existieren aufgrund der libe- 
ralen Gesetzeslage, die das Sammeln von 
Daten erschwert, bundesweit nur spärliche 
Erhebungen. Deshalb lässt sich das Aus- 
maß, in dem sich das rechte Spektrum - 
von Libertären und Konservativen über 
Trumpisten bis hin zu Neo-Nazis - legal 
bewaffnet hat, nicht belegen. Laut Umfra- 
gen besitzt ein Viertel von Parteiangehö- 
rigen der Demokraten, aber mehr als die 
Hälfte der Republikaner (57 Prozent) eine 
Waffe. Die extrem rechte Szene in den USA 
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ist jedenfalls schwer bewaffnet, was sie 
auch gerne immer wieder - Stichwort Mili- 
zen - zur Schau stellt. 

Amokläufe, etwa das wahllose Erschie- 
ßen von Schüler*innen oder Einkäufer*in- 
nen, sind von faschistischen Massakern 
nicht mehr unbedingt zu unterscheiden. 
Im Mai 2021 wurde in Kerrville im Bundes- 
staat Texas Coleman Thomas Blevins fest- 
genommen. Die Behörden hatten ihn in ei- 
nem Online-Forum bei der Planung er- 
tappt, in einer Walmart-Filiale „Massen- 
mord zu begehen“. Bei der Durchsuchung 
von Blevins Wohnung fand die Polizei Fah- 
nen der Konföderierten, der spanischen 
Faschisten und der deutschen Nazis sowie 
einschlägige Literatur, etwa die „Turner 
Diaries“. Keine Überraschung waren dann 
auch das Sturmgewehr und die entspre- 
chende Munition. 

Die liberale Waffengesetzgebung macht 
es möglich. Gleichwohl ist sie für Außen- 
stehende schwer zu verstehen. Denn es 
gibt zwei gesetzliche Ebenen: die von 
Washington aus regierte Bundesebene und 
parallel dazu die 50 Bundesstaaten. Im 
Vergleich zu den deutschen Bundeslän- 
dern haben US-amerikanische Einzelstaa- 
ten größere Befugnisse, auch im Straf- 
recht. So ist es völlig unkompliziert, etwa 
im von Republikanern dominierten Texas 
legal eine Waffe zu erstehen. Auf den dor- 
tigen „gun shows“, die nicht anderes als 
Flohmärkte sind, dürfen Waffen wie jede 
andere Ware frei gegen Bargeld und ohne 
Registrierung ver- und gekauft werden. 
Kalifornien und die meisten Ostküsten- 
staaten, die von Demokraten beherrscht 
werden, schränken das Waffenrecht dage- 
gen ähnlich streng ein wie Deutschland. 

Auf Bundesebene wurden in der US-Ge- 


schichte nur wenige Gesetze verabschie- 
det, die Waffen regulieren. Der „National 
Firearms Act“ regelt den Besitz vollauto- 
matischer Waffen und von Sprengstoff. Der 
„Gun Control Act“ beschränkt die Verschi- 
ckung von Waffen und ihren Verkauf an 
strafrechtlich Verurteilte, Suchtkranke und 
psychisch Kranke. Das sogenannte Brady 
Bill, das Käufern eine Überprüfungspflicht 
auferlegte und Magazine mit mehr als 
zehn Schuss verbot, wurde vom Obersten 
Gericht 1997 wieder einkassiert. 

Seit Jahrzehnten wird über das Waffen- 
recht debattiert. Im Zentrum steht dabei 
die Interpretation der US-Verfassung, in 
der wenige Jahre nach der Staatsgründung 
Waffenbesitz als Grundrecht verankert 
wurde. In sogenannten Second Amendment 
heißt es „A well regulated Militia, being 
necessary to the security of a free State, 
the right of the people to keep and bear 
arms, shall not be infringed“, auf Deutsch 
etwa „Da eine wohlgeordnete Miliz für die 
Sicherheit eines freien Staates notwendig 
ist, darf das Recht des Volkes, Waffen zu 
besitzen, nicht beeinträchtigt werden.“ 
Schon das Original vor über 230 Jahren, 
das zu einer Zeit von Vorderladern und Blei- 
kugeln geschrieben wurde, klang reichlich 
verklausuliert. Heute wirft es umso mehr 
Fragen auf, zum Beispiel: Was ist eine Mi- 
liz, wer ist „the people“ und was bedeutet 
„beeinträchtigen“? Beantwortet werden sie 
vom Obersten Gericht als entscheidender 
Instanz. Hatte es den Verfassungsgrund- 
satz immer „kollektivrechtlich“ interpre- 
tiert, das heißt als das Recht von Einzel- 
staaten, sich und ihre Nationalgarden zu 
bewaffnen, so vollzog es 2008 eine radi- 
kale Wende. Mit fünf gegen vier Stimmen 
interpretierte es das Second Amendment 
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individualrechtlich. Der Bürger habe das 
Recht auf Waffenbesitz, etwa zur Selbst- 
verteidigung in den eigenen vier Wänden, 
hieß es. Regulierungen seien aber den- 
noch weiter nötig. 

Das richtungsweisende Urteil von 2008 
dient seitdem rechten Milizen als Rekrutie- 
rungswerkzeug. Auf seiner Grundlage ver- 
schob sich der gesamte Diskurs nach 
rechts. Der „gun rights“-Bewegung gelang 
es, den bis 9/11 im amerikanischen Main- 
stream geltenden Grundsatz, wonach Waf- 
fen für weniger Sicherheit sorgen, Schritt 
für Schritt in sein Gegenteil zu verwan- 
deln. „Gun rights“, oft in Kombination mit 
„freedom of speech“, ist zum ideologi- 
schen und politischen Bindemittel von 
konservativ über rechtsreligiös und 
rechtslibertär bis ganz rechts außen ge- 
worden. Die 2020 in den Kongress ge- 
wählte Abgeordnete Lauren Boebert, eine 
Republikanerin, verkörpert diesen Kulmi- 
nationspunkt. In einem Video ist sie - „I'm 
awomen and a mother of four“ - beim La- 
den ihrer Glock-Pistole zu sehen. Danach 
marschiert sie durch die Hauptstadt und 
sagt „Hi, ich weigere mich, meine Rechte 
aufzugeben...ich werde meine Pistole in 
Washington und im Kongress tragen“. Das 
Video veröffentlichte sie zwei Tage vor der 
Stürmung des US-Kongressgebäudes am 
6. Januar durch die rechte Szene um 
Trump. Boebert wurde tags vor der Erstür- 
mung bei einer „Besichtigungstour“ des 
Kapitols beobachtet. Entsprechende 
Nachforschungen blockte die Republika- 
nerpartei ab. 

Organisatorische Hauptschnittstelle für 
die „gun rights“-Rechten ist die National 
Rifle Association. 1871 in New York von 
zwei Offizieren der Unionsarmee als lokaler 
Schützenverein gegründet, expandierte 
die Vereinigung an Universitäten und 
Militärakademien mit Schießständen und 
-wettbewerben. Damit einher ging die 
Vernetzung mit Eliten aus Militär und Po- 
litik. Erst seit Ende der 1960er Jahre in Fol- 
ge des Gun Control Acts nach den Morden 
an John F. Kennedy und Martin Luther King 
betätigte sich die NRA politisch, um eine 
schärfere Waffengesetzgebung zu verhin- 
dern. Eine eigene Lobby- und Anwaltsab- 
teilung, die gezielt Druck auf und finanzi- 
elle Anreize für Politiker herstellte, wurde 





ins Leben gerufen. Ende der 1970er Jahre 
machte die Vereinigung „gun rights“ zur 
Priorität. 1980 unterstützte sie erstmals 
einen Präsidentschaftskandidaten, Ronald 
Reagan. Es folgten hochrangige Connec- 
tions zu beiden Parteien, aber auch zur 
Rüstungsindustrie. Die NRA war von einem 
Schützenverein zu einer rechten Wahl- 
kampfmaschine mit Millionen von Mitglie- 
dern geworden und blockierte jedes Re- 
formvorhaben. „Die Demokraten wollen 
euch eure Waffen und eure Freiheit weg- 
nehmen“, lautet der Kampfruf der NRA 
nach jedem noch so verheerenden Massen- 
mord. Über die Kapitolsstürmung schwieg 
sie sich aus. Anfang dieses Jahres meldete 
die NRA Konkurs an, um einer Anklage 
wegen Veruntreuung zu entgehen. Die 
hatte die New Yorker Generalstaatsanwäl- 
tin Letitia James erhoben, um letzendlich 
die Auflösung der Organization zu errei- 
chen. Ob es dazu kommt, ist fraglich. 
Denn wahrscheinlich wird die NRA ihren 
langjährigen Vorsitzenden Wayne LaPier- 
re, gegen den sich die Vorwürfe richten, 
fallenlassen und sich dann neu aufstellen. 

Über die liberale Regulierung und die 
relativ einfache Beschaffung von Waffen auf 
dem legalen Weg herrscht bei US-Linken 
und in der antirassistischen wie antifa- 
schistischen Bewegung keine einhellige 
Meinung. Für die große Mehrheit, die so 
oder so in Großstädten mit strengen Waf- 
fengesetzen politisch aktiv ist, ist die Fra- 
ge damit geklärt. Für sie stellen Waffen 











keine Option dar. Auf dem Land, in ein 
paar größeren Städten an der US-West- 
küste, etwa Seattle und Portland, sowie im 
US-Süden ist Bewaffnung durchaus eine 
Möglichkeit, die wahrgenommen wird. In 
Seattle versteht sich der „Puget Sound John 
Brown Club“ mit mehreren Dutzend Mit- 
gliedern als „Verteidigungsorganisation“. 
Die Gruppe übt regelmäßig am Schieß- 
stand, bildet Interessierte in Selbstverteidi- 
gung aus und tritt bei Demonstrationen als 
Ordner mit verdeckten Waffen auf. In wei- 
teren Bundesstaaten sind ähnlich orien- 
tierte „John Brown Clubs“ sowie die „Socia- 
list Rifle Association“ als eingetragene Ver- 
eine aktiv. 

Im vergangenen Sommer machte die 
„Not Fucking Around Coalition“ (NFAC) im 
Bundesstaat Georgia in paramilitärischer 
Aufmachung mit einer Stärke von etwa 
500 Männern in Uniform und Sturmge- 
wehren auf sich aufmerksam. Ziel war es, 
vor dem Geburtsort des KKK an einem rie- 
sigen Granitfelsen eine Demonstration ab- 
zuhalten. Die ausschließlich Schwarze 
Gruppierung um ihren Gründer John Fitz- 
gerald Johnson versammelt ehemalige 
US-Soldaten, die mit Waffen umgehen 
können, um sich und versteht sich als an- 
tirassistische „Schwarze Miliz“. Johnson 
distanzierte sich in Interviews von „Black 
Lives Matter“. Das Ziel müsse in der Tren- 
nung von Schwarzen und Weißen und die 
Schaffung eines eigenständigen Schwar- 
zen Staates im US-Süden bestehen. . 
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Die „Gruppe S.“ und die 


verschonten Neonazis 


EM Die Geschichte der „Gruppe S.“ liest 
sich wie eine Netflix-Serie und ist doch 
bittere Realität: Ein Informant meldet sich 
beim Verfassungsschutz, will rechtsterro- 
ristische Bestrebungen melden und wird 
ignoriert. Wenige Wochen später versucht 
er es erneut - diesmal beim LKA - und wird 
dort ernst genommen. Er berichtet von 
den Plänen einer größeren Gruppe Neona- 
zis: es geht um Waffen, Schießübungen, 
Geld, konkrete Anschlagsziele auf Politi- 
ker:innen, Moscheen, Antifaschist:innen. 
Die Gruppe koordiniert sich über verschie- 
dene Chats. Die Polizei entschließt sich, 
ihn als Informanten in der Gruppe spitzeln 
zu lassen. Als die Gruppe sich am 8. Feb- 
ruar 2020 in Minden trifft, um konkrete 
Anschlagsziele zu besprechen, observiert 
ein Mobiles Einsatzkommando (MEK) der 
Polizei jeden Schritt. Der Anführer der 
Gruppe, Werner Somogyi, von den Neona- 
zis nur „Teutonico“ genannt, soll auf dem 
Treffen den Plan vorgestellt haben. Er will 
Muslime in Moscheen zeitgleich in mehre- 
ren Bundesländern mit Waffen angreifen. 
Dies werde schließlich zu bürgerkriegsar- 
tigen Zuständen führen, weil es zu Gegen- 
reaktionen kommen würde, so seine Vor- 
stellung. Ein „Tag X“-Szenario, das zur po- 
litischen Destabilisierung beitragen soll, 
nach dem sich Neonazis auf der ganzen 
Welt seit Jahrzehnten sehnen und das den 
„Racial Holy War“ (RaHoWa) einleiten soll - 
die Sehnsucht nach dem bewaffneten 
Kampf und den politischen Umsturz. 
Wenige Tage nach dem Treffen in Min- 
den bricht der Kontakt zu dem Informan- 
ten ab, die Ermittler:innen werden nervös 
und schlagen zu. Am Morgen des 20. Fe- 
bruar 2020 finden in sechs Bundesländern 


EXIF RECHERCHE 


gegen 13 Mitglieder Razzien statt u.a. 
auch bei einem Beamten der Polizei. Ge- 
funden werden Depots mit Versorgungs- 
mitteln, zahlreiche Waffen und Munition, 
sowie Material zur Herstellung von 
Sprengsätzen und Bombenbauanleitun- 
gen. Seitdem sitzen zwölf Personen wegen 
„Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung“ als Mitglieder der „Gruppe S.“ 
- von den Ermittler:innen nach dessen An- 
führer Somogyi benannt - in U-Haft. 

Doch mit der Haft endet die spektaku- 
läre Geschichte der Gruppe nicht. Am 15. 
Juli 2020 wird der Beschuldigte Ulf Rösener 
tot in seiner Zelle aufgefunden. Ersten Er- 
kenntnissen zufolge starb er durch Suizid. 
Bei Rösener wurden im Rahmen der 
Durchsuchung im Februar 2020 selbstge- 
baute Handgranaten gefunden, später 
führte er die Ermittleriinnnen zu einem 
Waffendepot in einem Waldstück. Damit 
nicht genug, habe es zudem einen Auftrag 
zum Mord des Informanten gegeben, der 
schließlich als Hauptbelastungszeuge im 
Verfahren gegen die „Gruppe S.“ gilt. Dafür 
soll Werner Somogyi aus der Haft einem 
italienischen Mafia-Mitglied 50.000 Euro 
geboten haben. Der Informant ist vom 
Verfahren ausgenommen. Er habe maß- 
geblich zur Aufklärung beigetragen und 
bleibt aufgrund dessen verschont. Doch 
noch weiteren Personen aus dem Netz- 
werk bleibt ein Prozess erspart. 


Davon gekommen... 

Die drei Neonazis Ralph E. aus Witzhave, 
Thomas „Togger“ G. aus Hamburg und 
Thorsten K. aus Bad Bramstedt organisier- 
ten in Hamburg die rassistischen Kundge- 
bungen „Merkel muss weg“ (MMW). Über 


Monate trafen sie Absprachen und waren 
in die Interna der „Gruppe S.“ eingeweiht. 
Den Kontakt zur „Gruppe S.“ konnten E., 
G. und K. über Tony Ebel herstellen, der als 
rechte Hand von Somogyi galt. Ebel rekru- 
tierte die Mitstreiter in Norddeutschland 
und war Verbindungsperson für die MMW- 
Gruppe. 

Mit Thorsten K. pflegte Ebel einen en- 
gen Austausch. Sie telefonierten regelmä- 
ßig und besprachen sich. Ebel halte viel 
von ihm und bezeichnete ihn gegenüber 
Somogyi gar als „der Legionär“. Er schlägt 
diesem auch vor, dass K. eine Führungsfi- 
gur für die Gruppe werden soll. Thorsten 
K. trat bei den MMW-Kundgebungen in 
Hamburg als Chef des Ordnerdienstes auf 
und nahm an den Kooperationsgesprä- 
chen mit der Polizei teil. Thomas „Togger“ 
G. war Personenschützer des ehemaligen 
Hamburger Richters und Innensenators 
Ronald Schill und bewegte sich früher im 
Umfeld von Neonazi-Gruppierungen. Er 
ist wegen gefährlicher Körperverletzung 
und Verstoß gegen das Waffengesetz vor- 
bestraft. Um 2016 trainierte er Mitglieder 
der „Identitären Bewegung“ im Kampf- 
sport. Von G. sei Tony Ebel begeistert und 
lege für ihn seine Hand ins Feuer, teilt er 
Somogyi mit. Den dritten im Bunde, Ralph 
E., preist Ebel gegenüber Somogyi als 
Mann an, auf den man sich zu 100 Prozent 
verlassen könnte, der schon wegen Mord 
und Totschlag gesessen hätte und gewillt 
sei Aktionen zu starten. E. war 2018 Kan- 
didat der AfD im Kreis Stormarn (Schles- 
wig-Holstein) und wird auf der Kandida- 
tenliste als Personenschützer bezeichnet. 
Im Nachgang einer „Querdenken 40“ 
Kundgebung im März 2021 in Hamburg 
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schrieb ein Mitglied dieser FB-Gruppe: 
„Bewaffnet Euch, sonst werdet ihr unter- 
gehen!“. Thomas G. entgegnete: „Bin in 
Hamburg dabei und viele meine Kamera- 
den/Freundeund Weggefährten. Ahoil“. 
(Fehler im Original) 


Laufende Vernetzung 

Am 3. Oktober 2019 reisten E. und K. nach 
Berlin, um an einem Aufmarsch von „Wir 
für Deutschland“ teilzunehmen und um 
sich mit dem Anführer und weiteren Mit- 
gliedern der „Gruppe S.“ zu treffen. Einen 
Tag nach dem Aufmarsch meldete sich 
Ebel bei K. Er will an den Organisations- 
Treffen von MMW in Hamburg teilnehmen. 
Im November treffen sich die Neonazis 
und Ebel wird in den geheimen Grup- 
pen-Chat der MMW-Orga aufgenommen. 

Somogyi plant ein Treffen mit den 
norddeutschen Rekruten der „Gruppe S.“, 
wofür am 2. November 2019 ein Gruppen- 
chat namens „Besprechungs-Zimmer“ ein- 
gerichtet wird. E., K. und G. sind von Be- 
ginn an Teil dieser Chatgruppe. Der Poli- 
zei-Informant gibt später an, dass alle 
Mitglieder dieser Telegram-Gruppe genau 
wussten, um was es geht. Die Ziele seien 
das „Töten von Schwarzafrikanern“, sowie 
rechts-motivierte Anschläge gewesen. 
Auch über Waffen sei gesprochen worden. 
In der Gruppe seien nur Leute gewesen, 
„die diese Ziele teilen und den Willen ha- 
ben, diese auch umzusetzen.“ 

Im Dezember 2019 trifft sich die MMW- 
Gruppe erneut mit Ebel. Für Mitte Dezem- 
ber plante man ein Treffen zunächst bei 
Ebel. Es wird auf den 8. Februar 2020 in 
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Minden verschoben. Auf Nachfrage, wer 
zum Treffen kommen würde, spricht So- 
mogyi im Januar u.a. von „Thorsten, Ralf 
und Togger“. Warum K., E. und G. letztlich 
nicht an dem Treffen teilnahmen, ist nicht 
bekannt. 

Über den Inhalt des Treffens in Minden 
wurden E. und K. jedoch nur vier Tage spä- 
ter von Ebel in Kenntnis gesetzt. Er berich- 
tet, dass es gut gewesen sei und die Struk- 
turen weiter ausgebaut werden würden. 
Sie hätten schon Waffen und bräuchten 
noch mehr. 

Als die Ermittler*innen am 14. Februar 
2020 zuschlagen und bundesweit Razzien 
gegen die „Gruppe S.“ durchführen, kön- 
nen die drei aus dem MMW-Orga-Team 
aufatmen. Sie sind nicht betroffen, ja gar 
davongekommen. Stattdessen erhalten sie 
Einladungen zur Zeugenbefragung. Ein al- 
ter Freund von Ralph E. - ein Polizist aus 
Trittau - schickt ihm die Vorladung sogar 
per Whats-App. Während die Wohnräume 
von Tony Ebel im niedersächsischen Ort 
Wriedel durchsucht werden, tauchten u.a. 
Neonazis aus Hamburg zur Unterstützung 
auf. Sie bedrohten Anwohner*innen sowie 
Pressevertreter*innen. 


Nur die halbe Wahrheit 

Als das Landesamt für Verfassungsschutz 
Hamburg (LfV) am 30. März 2021 seinen 
Bericht für das Jahr 2020 vorstellte, wird 
auch ausführlich auf die „Gruppe S.“ ein- 
gegangen. Zudem behauptet das LfV in 
Bezug auf die „Merkel muss weg“-Veran- 
staltungsreihe: „Das LfV hatte die Öffent- 
lichkeit frühzeitig informiert und kontinu- 





Links: Tony Ebel (mittig) und Werner Somogyi (1.v.r.) 
demonstrieren am 03.10.2019 in Berlin Foto: Recherche- 
netzwerk Berlin Unten: Mopo Hamburg (09.09.2018) 


ist dieser 
Mann? 


Thomas „Togger“ Gardlo steckt hinter den 
„Merkel muss weg”-Demos in der City. 
Verfassungsschutz hält ihn für rechtsextrem. amas 





ierlich über den rechtsextremistischen 
Hintergrund der Versammlungsreihe be- 
richtet.“ Die Verbindungen zwischen den 
Gruppen werden nicht gezogen. Die 
jüngsten Entwicklungen und Verstrickun- 
gen zur rechtsterroristischen Gruppierung 
werden der Öffentlichkeit verschwiegen. 
Eine Strategie, die seit jeher von der Be- 
hörde verfolgt wird: das Offensichtliche 
als Neuerkenntnis präsentieren, obwohl 
antifaschistische Recherchen und zivil- 
gesellschaftliche Bündnisse schon länger 
die möglichen Gefahren, wie auch ihren 
Ursprung offen legen. Auch das Netzwerk, 
welches erst Strukturen wie die „Gruppe 
S.“ ermöglicht, fällt bei den Behörden in 
den Hintergrund der Betrachtung. Eine 
Kontinuität, die ebenso in der Strafverfol- 
gung ersichtlich ist und einer Öffentlich- 
keit spätestens im Prozess gegen den „Na- 
tionalsozialistschen Untergrund“ (NSU) 
bewusst geworden sein muss. Denn auch 
der NSU war nicht zu dritt, sondern konn- 
te seine Morde, Raubüberfälle und An- 
schläge nur durch ein breites Unterstüt- 
zer*innen-Netzwerk über Jahre hinweg 
ausführen. . 
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Im April 2018 griffen die beiden Neonazis Gianluca Bruno und Nordulf Heise zwei Göttinger Journalisten an 
und verletzten sie schwer. Drei Jahre nach dem Angriff fand immer noch kein Prozess statt. 


Die Täter sind weiterhin aktiv, einer von ihnen inzwischen in der Schweiz. 


Drei Jahre: 


Kein Prozess — Kein Urteil — 
Keine Konsequenzen! 


BB Als zwei Journalisten Fotos vom Anwe- 
sen des stellvertretenden Bundesvorsit- 
zenden der NPD Thorsten Heise in Thürin- 
gen machen, werden sie von mehreren 
Neonazis auf dem Gelände entdeckt. Es 
kommt zu einer Verfolgungsjagd: Die 
Journalisten werden von zwei Neonazis 
zunächst zu Fuß, dann mit dem Auto ver- 
folgt. Noch während der Fahrt gelingt es 
einem Journalisten, sowohl die Angreifer 
als auch deren Wagen zu fotografieren. 
Im benachbarten Hohengandern kommt 
das Auto der Journalisten von der Fahr- 
bahn ab. Die beiden Neonazis gehen so- 
fort zum Angriff über. Einer der Täter zer- 
sticht alle Reifen, schlägt dann die Seiten- 
scheiben des Autos ein und sprüht Reizgas 
ins Innere. Der zweite Täter geht mit ei- 
nem Baseballschläger auf einen der Jour- 
nalisten los. Später schlägt er ihm mit ei- 
nem unterarmlangen Schraubenschlüssel 
auf den Kopf. Der Journalist erleidet dabei 
eine Schädelfraktur. Währenddessen ver- 
sucht der andere Angreifer an die Kamera 
im Auto zu gelangen. Dabei sticht er mit 
einem Messer auf den noch im Auto sit- 
zenden Journalisten ein und fügt ihm eine 
Stichwunde im Bein zu. Als er die Kamera 
und die dazugehörige Tasche erbeuten 
kann, war die SD-Karte schon aus der Ka- 
mera entnommen. Im Anschluss flüchten 
die beiden Täter im Auto zurück nach 
Fretterode. 
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GASTBEITRAG DER KAMPAGNE 
„TATORT-FRETTERODE“ 


Ermittlungen durch öffentlichen Druck 
Die Ermittlungen der Eichfelder Polizei ge- 
gen die beiden Neonazis begannen schwer- 
fällig. Die Polizei ging zunächst von einem 
sog. „Rechts-Links-Konflikt“ aus und er- 
mittelte zeitweise auch gegen die Opfer. 
Die Fehleinschätzung der Lage durch die 
Polizei zeigte sich bereits bei der Haus- 
durchsuchung, die wenige Stunden nach 
der Tat stattfand. Die Täter, die zurück auf 
das Anwesen der Familie Heise geflüchtet 
waren, hatten das Auto auf dem Gelände 
abgestellt und sich ins Haus begeben. 
Noch während der laufenden Durchsu- 
chung, die lediglich von zwei Polizeibeam- 
ten durchgeführt wurde, konnten Neona- 
zis mehrfach Gegenstände und Kleidungs- 
stücke aus dem Tatfahrzeug entfernen. Ein 
Journalist, der währenddessen Bilder 
machte, wurde von mehreren Neonazis vor 
Ort angegangen. Die anwesenden Polizis- 
ten versuchten ihn zu nötigen, seine Auf- 
nahmen zu löschen, was nur durch das 
Einschalten eines Anwalts verhindert wer- 
den konnte. Eine eilig herbeigerufene 
Hundertschaft der Bereitschaftspolizei war 
lediglich zum Schutz des Anwesens der 
Familie Heise abgestellt, um vermutete 
Racheaktionen „der Antifa“ zu verhindern. 
Erst nach einer Woche veröffentlichte 
die Polizei einen Öffentlichkeitsaufruf an 
Zeug_innen der Tat und sprach dabei von 
einem Raubüberfall. Nachdem die Anwälte 


der Opfer öffentlich Kritik an den Ermitt- 
lungen der Polizei übten, übernahm das 
Landeskriminalamt Erfurt die Ermittlungs- 
arbeit. Am Tag nach der Tat stellten die 
beiden Journalisten die bei der Verfolgung 
aufgenommenen Bilder den Ermittlungs- 
behörden zur Verfügung. Erste Reaktion 
der Staatsanwaltschaft war es, deren Au- 
thentizität öffentlich anzuzweifeln und 
damit die Integrität der Opfer in Frage zu 
stellen. Schlussendlich wurde mithilfe der 
Bilder dennoch Nordulf Heise identifiziert 
und in die Ermittlungen miteinbezogen. 
Nach Fertigung der Anklageschrift dauer- 
te es noch über ein Jahr bis zur Anklage- 
erhebung. Den in den Januar 2021 ver- 
schleppten Prozessbeginn verhinderte die 
zweite Corona-Welle. 


Der „Ziehsohn“ und der Sohn 

Die Täter sind keine Unbekannten. Gian- 
luca Bruno, der ursprünglich aus einer 
Northeimer Jugendclique seinen Weg in 
das Umfeld der „Kameradschaft Northeim“ 
fand, gilt seit einigen Jahren als einer der 
Nachwuchskader im Umfeld von Thorsten 
Heise. Zu den Kommunalwahlen 2016 trat 
er erstmals für die NPD als Kandidat in 
Northeim an. Später wurde er Mitglied im 
NPD-Landesverband und Teil des Vor- 
stands. Immer begleitet und protegiert 
von Thorsten Heise, der versuchte, über 
Bruno seinen Einfluss in der niedersächsi- 





schen NPD zu stärken. Zur Zeit des An- 
griffs im April 2019 war Bruno stellvertre- 
tender NPD-Landesvorsitzender in Nie- 
dersachsen. 

Auch wenn sich beide Täter auf densel- 
ben Veranstaltungen und im selben Um- 
feld bewegten, betätigten sie sich oft in 
verschiedenen Funktionen. Anders als 
Bruno übernimmt Nordulf Heise keine 
wahrnehmbaren Posten und hat auch kei- 
ne Mandate inne. Während Bruno bei öf- 
fentlichen Veranstaltungen oder in der 
NPD oft eine Funktionsrolle wahrnimmt 
und als Anmelder und Redner fungiert, 
tritt Nordulf Heise eher aktionistisch in Er- 
scheinung. Seit 2015 nimmt er regelmäßig 
an Aufmärschen im Umfeld der „Kamerad- 
schaft Northeim“ teil. Vorher hatte er NPD- 
Veranstaltungen nur in Begleitung seiner 
Mutter Nadine besucht. Mehrfach beweg- 
te er sich zusammen mit jüngeren Neona- 
zis aus Südniedersachsen und Hessen ver- 
mummt im Umfeld von Veranstaltungen 
des „Freundeskreis Thüringen/Niedersach- 
sen“ (FKTN) und suchte die Konfrontation 
mit Antifaschist_innen. 

Seit April 2018 veranstaltet Thorsten 
Heise das „Schild & Schwert“-Festival im 
sächsischen Ostritz. Bruno und Nordulf 
Heise übernahmen dabei exponierte Rol- 
len innerhalb des Ordnerdienstes der „Ari- 
schen Bruderschaft“. 


Die internationalen Netzwerke des Vaters 
Während Gianluca Bruno nach dem Angriff 





in Fretterode blieb, zog Nordulf Heise we- 
nige Wochen später in die Schweiz. Im 
Schweizer Visp im Oberwallis wurde er von 
Silvan Gex-Collet aufgenommen, einem 
engen Freund der Familie Heise. Im Juli 
2018 verbrachten die Familie Heise, 
Gex-Collet und Bruno einen knappen Mo- 
nat in einem gemeinsamen Griechen- 
land-Urlaub. Danach begann Nordulf Hei- 
se eine Ausbildung bei der Firma für Ge- 
bäudetechnik „Ewald Gattlen GmbH“, in 
der zu diesem Zeitpunkt auch Silvan 
Gex-Collet arbeitete. Gex-Collet gilt als 
Verantwortlicher für die Oberwalliser Sek- 
tion von „Blood&Honour“ (B&H). Er be- 
treibt im Wallis das B&H/C18 nahe Tattoo 
Studio „Nordic Thunder“ sowie einen Tex- 
tilshop. Thorsten Heise trat mehrfach bei 
Veranstaltungen als Redner der Walliser 
B&H-Sektion auf. 

Seit dem Umzug Nordulfs besuchten 
neben der Familie Heise auch andere deut- 
sche Neonazis das Wallis. Nordulf Heise 
bewegt sich im Wallis im Umfeld von B&H 
und den Hooligans der FC Sion, den „Street 
Society Oberwallis“ sowie der Gruppe 
„Swastiklan Wallis“. Im Mai 2019 besuchte 
er zusammen mit Mitgliedern der Hoolig- 
an-Gruppe den Eichsfeldtag im Thüringi- 
schen Leinefelde. 


Presse als Hauptfeind markiert 

Der Angriff im April 2018 kam nicht aus 
dem luftleeren Raum. Er bettet sich ein in 
eine Kampagne mit hetzerischen Redebei- 
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Am Tatort des Neonazi-Überfalls von Antifaschist*innen 
aufgestellte Banner 


trägen von Thorsten Heise, die Journalist_ 
innen als Hauptfeinde markierten. So er- 
klärte T. Heise in einem Vortrag anlässlich 
einer NPD-Wahlkampfveranstaltung in 
Karlshöfen im Februar 2018: „Dieser typi- 
sche BRD-Politiker, da habe ich noch ge- 
dacht, das ist also wirklich unser, unser 
Feindbild. [...] So weiß ich doch heute aber, 
glaub ich, ganz genau, dass auch eins un- 
serer Hauptfeindbilder diese Journaille 
sein muss.“. In seinem Vortrag nennt Heise 
auch die Namen von Journalist_innen. Sei- 
nem Redebeitrag hörten auch Ginanluca 
Bruno und Nordulf Heise zu, bevor sie nur 
wenige Wochen später seine Worte in die 
Tat umsetzten. In den folgenden Monaten 
nennt Thorsten Heise in seinen Reden 
Journalist_innen immer wieder namentlich 
und bläst, mal mehr mal weniger verklau- 
suliert, zum Angriff auf diese. 


Warten auf den Prozess 

Anfang September 2021 soll aller Voraus- 
sicht nach - mehr als drei Jahre nach der 
Tat - der Prozess vor dem Landgericht in 
Mühlhausen beginnen. Obwohl davon 
ausgegangen werden kann, dass die Ver- 
letzungen mit den verwendeten Waffen 
auch hätten tödlich ausgehen können, 
werden die Täter nur wegen schweren 
Raubs und gemeinschaftlicher Körperver- 
letzung angeklagt. Die Nebenklage hatte 
eine Anklage wegen versuchten Totschlags 
gefordert. Wie bei den Prozessen nach den 
Neonaziüberfällen von Connewitz und 
Ballstädt ist auch hier zu befürchten, dass 
die lange Verfahrensdauer am Ende zu 
milden Strafen für die Angeklagten führen 
wird. Am Ende wird auch der Druck außer- 
halb des Gerichtssaals darüber entschei- 
den, ob dem Angriff der Neonazis Konse- 
quenzen folgen. . 


Informationen zur Kampagne „Tatort Fretterode“ und den 
anstehenden Aktionen und Entwicklungen rund um den 
Prozess gegen die beiden Neonazis findet ihr auf der 
Homepage www.tatort-fretterode.de 
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Gottfried K 


Bm Am 13. Februar diesen Jahres nutzte er 
seine Chance: Gottfried Küssel führte eine 
sogenannte Corona-Demonstration in Wien 
an, nachdem zuvor Polizeisperren von 
hunderten Demonstrierenden durchbro- 
chen worden waren. Küssel war in seinem 
Element, er verhandelte mit der Polizei 
über die Route und gab auch bei Parolen 
den Takt an. Das Ganze war eine Premiere, 
denn bisher hatte Österreichs bekanntes- 
ter Neonazi noch nie einen Aufmarsch in 
Wien angeführt. 

Er und sein Umfeld nutzen die Protes- 
te gegen die von der Regierung verhäng- 
ten Maßnahmen zur Eindämmung der Co- 
rona-Pandemie, um aus dem Schatten zu 
treten. Unter dem Label „Corona Quer- 
front“ tauchten sie schon bei den ersten 
Kundgebungen in den Reihen von Anhän- 
gern von Verschwörungsmythen, Impf- 
gegnern, Fußball-Hooligans, FPÖ-Po- 
litikern und anderen organisierten ext- 
remen Rechten bei Demonstrationen im 
April 2021 auf. Dabei geben sie sich als 
Kümmerer, die juristische Tipps auf ihrer 
Webseite anbieten oder anderen Demons- 
trierenden bei brenzligen Situationen zur 
Seite stehen. Mit einschlägigen Aussagen 
hielten sie sich zurück, allerdings verbrei- 
teten auch sie sich die üblichen Verschwö- 
rungserzählungen über die Hintermän- 
ner der Pandemie oder Impfungen. Mit 
der Bezeichnung „Querfront“, wollen sie 
sich einen überparteilichen Anstrich ge- 
ben. In der Weimarer Republik bezeichne- 
ten Rechte die Versuche, Brücken zur ra- 
dikalen Linken zu schlagen, als Querfront. 
Mehr als kurzzeitige Bündnisse entstan- 


28 AIB 131 2.2021 


Eine Neonazi-Karriere 


RENATO LAUT 


den daraus jedoch nie, da sich beide Lager 
unversöhnlich gegenüberstanden und be- 
kämpften. Die Auftritte von Küssel sorgen 
immer wieder für Schlagzeilen, schließlich 
kennt ihn das halbe Land. Der 1958 gebo- 
rene Küssel fasste Mitte der 1970er-Jahre 
bei der „Aktion Neue Rechte“ (ANR) Fuß, 
einer der militantesten Gruppierungen 
des österreichischen Nachkriegsneonazis- 
mus. Mit der sogenannten „Neuen Rech- 
ten“ hatte die Gruppierung nichts am Hut. 
Sie bemühte sich nicht einmal ansatzwei- 
se darum, ihre Ideologie durch modifi- 
zierte Worthülsen moderner wirken zu 
lassen. Die hauptsächlich aus dem Bur- 
schenschaftlichen Milieu Wiens stammen- 
den ANR-Aktivisten prügelten sich regel- 
mäßig in die Schlagzeilen, beschmierten 
jüdische Einrichtungen und agitieren ge- 
gen die „Holocaust Lüge“. Sie waren der 
schlagende Arm der Bewegung, der von 
Alt-Nazis, Holocaust-Leugnern und Welt- 
verschwörern lernte. Nach einigen Jahren 
war der Bogen überspannt und die ANR 
wurde schließlich Anfang der 1980er Jah- 
re behördlich verboten. 

Danach war es an Küssel, den Aufbau 
einer neuen militanten Neonazi-Gruppie- 
rung zu übernehmen. Nachdem er bei fast 
allen extrem rechten Gruppierungen Ös- 
terreichs zeitweise mitmische, unter an- 
derem kandidierte er 1980 bei Gemeinde- 
ratswahlen in Niederösterreich für die FPÖ, 
gründete er 1986 die „Volkstreue Außer- 
parlamentarische Opposition“ (Vapo). Die 
„Neugründung der NSDAP“ und die „er- 
neute Machtergreifung“ war das erklärte 
Ziel der Gruppe, die sich als Neuauflage 


üssel 


der SA verstand. Dementsprechend führ- 
ten Küssel und seine Leute Brandanschläge 
durch, horteten Waffen und Sprengstoff, 
verprügelten Geflüchtete sowie Migranten, 
nahmen auf kroatischer Seite als Söldner 
am Bürgerkrieg in Ex-Jugoslawien teil und 
ließen nur selten eine Schlägerei mit Anti- 
faschist_innen aus. 

Nachdem Küssel 1987 in seiner Woh- 
nung überfallen und verprügelt wurde, 
warfen er und einige Komplizen Molo- 
tows-Cocktails in ein von Linken besetz- 
tes Haus in Wien. Dafür kassierte Küssel 
eine zur Bewährung ausgesetzte Haftstra- 
fe von läppischen 17 Tagen. Eine Strafe, 
die damals typisch für den Umgang mit 
Neonazis war. Bezeichnend für jene Ta- 
ge war auch, dass die Behörden die regel- 
mäßigen Wehrsportübungen im Umland 
von Wien duldeten. Unter den Augen der 
Polizei trainierte die Vapo, wie dem Geg- 
ner die Gurgel durchgeschnitten oder wie 
er mit einem Nierenstich getötet werden 
kann. Für diese Ausbildung war der mitt- 
lerweile in Leipzig als Unternehmer täti- 
ge Hans Jörg Schimanek (Junior) zustän- 
dig. Sein Know-how erlernte er bei seinem 
damaligen Arbeitgeber, dem österreichi- 
schen Bundesheer. 

Ende der 1980er Jahre knüpfte Küs- 
sel auch Kontakte nach Deutschland und 
dockte bei Michael Kühnen an, der damals 
einen Teil der Szene anführte und der als 
Gesicht des Neo-Nationalsozialismus galt. 
In einem 2019 erschienenen Interview in 
der deutschen Zeitschrift „Nationaler So- 
zialismus Heute“ („N.S. Heute“) wird Küh- 
nen von Küssel als „die Leitfigur schlecht- 








hin“ gelobt. Küssel wurde von Kühnen 
zum „Bereichsleiter Ostmark“ ernannt. Die 
Vapo wurde ein Teil von Kühnens „Gesin- 
nungsgemeinschaft der Neuen Front“ (Gd- 
NF), welche als Dachorganisation zahlrei- 
cher Kleinstparteien und Gruppen wirkte, 
die sich in der Tradition der SA sahen. 

Nach dem Zusammenbruch der DDR 
1989 waren Küssel und Kühnen gemein- 
sam in den sogenannten „neuen Bundes- 
ländern“ als Handlungsreisende in Sachen 
Nationalsozialismus unterwegs. Küssel 
befehligte Aufmärsche, agitierte und gab 
den Einpeitscher. Eine Dresdner Sozial- 
arbeiterin erinnerte sich mit Schaudern an 
die Küssel-Auftritte: „Wochenlang war es 
ruhig, es gelang sogar, Skins in Sozialpro- 
jekte zu integrieren; dann kam der Küssel, 
soff sich in Rage und schon hetzte er die 
Meute los, "Fidschis, Kanaken und Linke’ 
zu klatschen.“ 

Küssel und andere Vapo-Kader bea- 
ckerten beinahe rastlos dieses neue Re- 
krutierungsfeld. Sie halfen auch mit, in 
einem besetzten Haus einen Neonazi- 
Stützpunkt in der Ostberliner Weitlingstra- 
ße aufzubauen. Dabei blies ihnen ein star- 
ker Wind entgegen. Es kam regelmäßig zu 
Auseinandersetzungen mit Antifaschisten 
und Antifaschistinnen. Eines Tages wurde 
der vor dem Haus parkende BMW des Salz- 
burger Vapo-Chefs angezündet. Auf die 
Weitlingstraße ist Küssel heute noch stolz. 
In einem Podcast mit der deutschen Neo- 





nazi-Partei „Der Ill. Weg“ beklagt er aber, 
dass die damalige Aufbruchstimmung 
nicht genutzt wurde, um etwas Langfris- 
tiges in der ehemaligen DDR aufzubauen. 
Auch weil er 1992 „verhaftet wurde und es 
an Geld fehlte“, wie er auftischte. 

In Österreich gelang es Küssel in Wien, 
Langenlois, Krems, St. Pölten, Wiener Neu- 
stadt, Salzburg und Gmunden Vapo-Grup- 
pen aufzubauen. Zum harten Kern der 
Gruppe zählten rund drei Dutzend Perso- 
nen, ihr Umfeld zählte aber einige hundert 
Personen. Dabei half Küssel, dass die Me- 
dien scharf auf „Neonazi-Stories“ waren, 
die er liefern konnte. Selten lehnte er In- 
terviewanfragen ab und ließ sich und seine 
Leute bei Wehrsportübungen fotografie- 
ren oder filmen. Er tauchte regelmäßig in 
deutschen und österreichischen Medien 
auf, wurde so auch außerhalb der Szene 
interessant und zog männliche Jugendli- 
che aus allen gesellschaftlichen Klassen 
an. 

Nach dem Tod Kühnens im Jahr 1991 
wurde Küssel als einer seiner Nachfol- 
ger auserkoren. In diesem Jahr war er 
auch maßgeblich bei der Organisation 
des Rudolf-Hess-Gedenkmarsches be- 
teiligt, dem jährlichen Aufzug der Neo- 
nazi-Szene, um dem Hitler-Stellvertreter 
zu gedenken. Zusätzlich versuchte Küssel 
Söldner für den Bürgerkrieg in Jugoslawi- 
en zu rekrutieren. Seine diesbezüglichen 
Pläne konnte er aber nicht umsetzen, da 
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Der Neonazi Gottfried Küssel (Bildmitte). Rechts daneben 
der Ex-Vapo-Mann Lucas T. beim „Corona-Protest“. 


er im Januar 1992 verhaftet wurde, nach- 
dem er zuvor in Interviews unter anderem 
die „Wiederzulassung der NSDAP als Wahl- 
partei“ gefordert hatte. Mit dieser Aussa- 
ge handelte er sich eine Verurteilung we- 
gen NS-Wiederbetätigung ein. Das öster- 
reichische NS-Verbotsgesetz wurde 1947 
erlassen und sieht strenge Strafen dafür 
vor, wenn sich jemand für die „NSDAP oder 
ihre Ziele irgendwie betätigt.“ 1993 wur- 
de Küssel der Prozess gemacht, 1999 kam 
er wieder auf freien Fuß. Die Vapo war zu 
diesem Zeitpunkt bereits Geschichte. Sie 
wurde von den Behörden komplett aufge- 
rollt, nachdem der Rechtsterrorist Franz 
Fuchs das Land zwischen 1993 und 1996 
mit einer Brief- und Rohrbombenserie in 
Atem hielt und vier Roma im burgenlän- 
dischen Oberwart ermordete. 

Einige Vapo-Männer gingen in den Un- 
tergrund, andere verabschiedeten sich 
aus der Szene und schlugen eine Karrie- 
re als Vertreter oder Priester ein. Andere 
wiederrum kamen bei der FPÖ unter. So 
wirkt der ehemalige Wiener VAPO-Kame- 
radschaftsführer Hubert Erhart als Press- 
ereferent der Partei. Rene Schimanek, der 
Bruder von Hans Jörg Schimanek (Junior), 
ist einer der engsten Mitarbeiter des im Ju- 
ni 2020 geschassten Parteichefs Norbert 
Hofer. Von ihrer Vergangenheit distanzie- 
ren sie sich heute und tun diese als „ju- 
gendliche Dummheit“ ab. 

Der ehemalige Stellvertreter von Erhart 
bei der Vapo hat eine beachtliche Karri- 
ere hingelegt. Marcus Ullman ist schon 
seit Jahren im Verkehrsministerium be- 
ziehungsweise neuerdings im Landwirt- 
schaftsministerium tätig. Im Jahr 2008 
wurden Fotos öffentlich, die ihn bei ei- 
ner Wehrsportübung zeigen. Ullman wur- 
de darauf aber kaum wahrgenommen, da 
auch der spätere FPÖ-Chef und Vizekanz- 
ler Heinz-Christian Strache darauf zu se- 
hen ist, ebenso wie auch der spätere Ver- 
kehrsminister Andreas Reichhardt. Die Fo- 
tos sorgten nur kurzzeitig für Aufregung, 
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Die (früheren) Aktivisten der „Nationale Alternative“ (NA 
Heiko Baumert (3.v.r), Oliver Schweigert (2.v.r.) und 
Gottfried Küssel (1.v.r). 


da der damals regierende sozialdemokra- 
tische Bundeskanzler Alfred Gusenbauer 
dem FPÖ-Vorsitzenden Strache die Ab- 
solution erteilte: Er werde niemandem ir- 
gendwelche „Jugendtorheiten“ ein Leben 
lang nachtragen, sagte er damals. 

Strache, der an Aufmärschen der „Wi- 
king-Jugend“ in Deutschland teilnahm, 
kreuzte auch den Weg von Küssel. Auch 
darüber plauderte Küssel in dem bereits 
erwähnten Interview mit „N.S. Heute“, in 
dem er andeutete, belastende Informatio- 
nen über Strache zu haben. Kennengelernt 
habe er Strache, als dieser „etwa 14 war“. 
In den 1980er-Jahren habe der Ex-Vize- 
kanzler „für unsere damalige ‚Auslän- 
der-Halt-Bewegung‘ an Wahlkampfakti- 
onen teilgenommen“. Strache habe „nie 
unsere Blutgruppe gehabt, aber im stil- 
len Kämmerlein hat er den großen Nati- 
onalsozialisten gespielt. Da gab es eini- 
ge lustige Auftritte, über die will ich jetzt 
aber nicht reden, vielleicht brauchen wir 
das noch mal.“ Unmittelbar nach Veröf- 
fentlichung des Interviews sorgte es für 
ein Rauschen im Blätterwald, da Strache zu 
diesem Zeitpunkt noch Vizekanzler war - 
danach wurde es wieder still darum - bis 
das sogenannte „Ibiza-Video“ die Repub- 
lik erschütterte und Strache zurücktreten 
musste. 

Nach seiner Haftentlassung 1999 tauch- 
te Küssel regelmäßig bei Szene-Veranstal- 
tungen in Deutschland und Österreich auf. 
Gemeinsam mit Kameraden besuchte er 
Sonnwendfeiern, Festkommerse und Hel- 
dengedenken der Burschenschaften oder 
marschierte am Grab eines „NS-Flieger- 
helden“ am Wiener Zentralfriedhof auf. 
Ein Foto aus dem Jahr 2008 zeigt Küssel 
gemeinsam mit dem späteren „Identitä- 
ren“-Chef Martin Sellner. Einige Jahre zu- 
vor, 2003, schlossen sich in Oberösterreich 
- Jugendliche unter dem Namen „Bund frei- 
er Jugend (BFJ) zusammen, deren Treffen 
nach dem österreichischen NS-Verbotsge- 
setz aufgelöst wurden. Küssel hatte - ge- 
meinsam mit seinem Gefährten Felix Budin 
- an deren Sommerfesten teilgenommen. 
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Der BFJ ist mittlerweile nicht mehr aktiv, 
zwei seiner Kader spielen aber heute noch 
eine wichtige Rolle in der Szene. Michael 
Scharfmüller ist Chefredakteur der Print- 
zeitschrift „Info Direkt“, in der Rechte von 
FPÖ-PolitikerInnen über ehemalige Süd- 
tirol-Attentäter bis hin zu „Identitären“ zu 
Wort kommen. Finanziell wird das Projekt 
von der FPÖ mit Inseraten unterstützt. Ein 
weiterer BFJ-Mann, Stefan Magnet, hat En- 
de Mai 2021 das Internet-Projekt „AUF1- 
TV“ gestartet, das extrem Rechte, Anhän- 
ger von Verschwörungsmythen und Coro- 
na-Leugner als Zielgruppe adressiert. Zu- 
vor war Magnet bei der rechten Zeitschrift 
„Der Wochenblick“ tätig. Magnet verfügt 
über gute Verbindungen zur FPÖ. Als die 
Spitze der Partei im Jahr 2016 nach Mos- 
kau reiste, um mit der Partei Wladimir Pu- 
tins „Einiges Russland“ eine „Vereinbarung 
über Zusammenwirken und Kooperation“ 
zu unterzeichnen, war Magnet mit dabei. 
2011 wurde Küssel in Zusammenhang 
mit der neonazistischen Webseite „Al- 
pen-Donau-Info“ („Adi“) verhaftet, 2013 
zunächst zu neun Jahren, 2014 nach einer 
Strafmilderung zu sieben Jahren Haft we- 
gen NS-Wiederbetätigung verurteilt. Auch 
Felix Budin kassierte eine Strafe. Die Web- 
seite war über Jahre das Zentralorgan der 
österreichischen Neonazis. Das behörd- 
liche Vorgehen gegen Küssel und ande- 
re Strippenzieher der Hassseite sorgte für 
einen Generations- und Strategiewechsel 
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in der Szene. Die Ermittlungen standen 
an der Wiege der extrem rechten „Iden- 
titären Bewegung“, die erstmals 2012 in 
Österreich auftauchte. Mit Martin Sellner 
schaffte es ein ehemaliger Aktivist aus 
Küssels Umfeld, zum Gesicht der „Iden- 
titären“ zu werden. Seither steht er mit 
seinen einstigen Kameraden auf Kriegs- 
fuß, die auf einen orthodoxen National- 
sozialismus setzen. Oder wie Küssel in ei- 
nem Podcast der deutschen Kleinstpartei 
„Der Ill. Weg“ sagte: Sellner sei „ein Selbst- 
darsteller“, der sich nicht der großen Sa- 
che „unterordnen“ kann. Und er geht da- 
von aus, dass die „Identitären“ mit Sell- 
ner stehen und fallen, wobei Küssel mit ei- 
nem Zerfall rechnet. Ideologisch kritisiert 
er, dass sie kein biologistisches Weltbild 
(„deutsches Blut“) vertreten.! 

In den vergangenen Monaten ist ei- 
ne zunehmende Spannung zwischen den 
„Identitären“ und dem Umfeld von Küssel 
zu bemerken. Beide versuchen auf Coro- 
na-Demonstrationen den Ton anzugeben 
- und sind seit den ersten Demonstrati- 
onen im April 2020 dabei. Während die 
„Identitären“ Spenden sammeln, Transpa- 
rente tragen oder von Kundgebungen auf 
ihren Online-Plattformen berichten, treten 
Küssel und seine Leute als erfahrene Ak- 
tivisten auf. Neben Küssel und seiner Frau 
Karin sind auch langjährige Weggefähr- 
ten in der „Corona Querfront“ aktiv. Ne- 
ben dem ehemaligen Vapo-Mann Lucas T., 
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dessen Vater einst der Anwalt Küssels war, 
ist auch Harald Schmidt zu nennen. Er ist 
Vorsitzender des Vereins „IUVALEX - Ge- 
sellschaft für juristische Zusammenarbeit 
und Rechtshilfe“, der den Rahmen für die 
„Corona-Querfront“ liefert. 

Der Jurist Schmidt war in den 1970er 
Jahren einer der führenden Köpfe der ANR, 
österreichweit wurde er als Testaments- 
fälscher für die „Schwarze Witwe“ Elfriede 
Blauensteiner bekannt. Deren Fall sorgte 
für Schlagzeilen, da sie via Kontaktanzei- 
gen wohlhabende ältere Männer suchte, 
die sie tötete, nachdem sie in ihren Tes- 
tamenten bedacht wurde. 1997 wurde 
Blauensteiner wegen Mordes zu einer le- 
benslangen Haftstrafe verurteilt. Anwalt 
Schmidt wurde als Mittäter wegen Betru- 
ges und Körperverletzung mit Todesfolge 
zu sieben Jahre Haftstrafe verurteilt. Da- 
von saß er drei Jahre ab. Die Anwaltszu- 
lassung wurde ihm entzogen. 

2011 stand Schmidt wieder vor Gericht, 
weil er im „Alpen-Donau-Info“-Forum 
zu offen seine Gesinnung gezeigt hatte. 
In den vergangenen Jahren tauchte er in 
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Deutschland immer wieder bei Veranstal- 
tungen auf, etwa 2019 bei einer NPD-De- 
monstration in Dresden.? 

Schmidt wird auch im Umfeld der Web- 
seite „Unwiderstehlich“ zugerechnet, 
die sich - neben drei weiteren Telegram 
Channels - als Zentralorgan der österrei- 
chischen Neonazi-Szene positioniert. Da- 
bei treten die Hintermänner und Frauen 
nicht öffentlich in Erscheinung, unterhal- 
ten aber Kontakte nach Deutschland. 

Bei den Demonstrationen und Auf- 
märschen der Corona-Querfront zeigt 
sich auch das restliche Umfeld der Leu- 
te um Küssel. Darunter ist Marco H., der 
2015 einen jüdischen und einen islami- 
schen Friedhof schändete und dafür we- 
gen NS-Wiederbetätigung verurteilt wur- 
de. Seine Mutter Susanne tauchte hin- 
gegen bei den „Identitären“ auf. Bei De- 
monstrationen trug Marco H. mehrfach 
eine Mütze der deutschen Neonazi-Par- 
tei „Ill. Weg“. Die Partei steht bei den ös- 
terreichischen Neonazis hoch im Kurs. So 
gewährte nicht nur Küssel deren Aktivis- 
ten ein Interview, sondern auf der Home- 





Ressort 


Oben: Thomas Kalcher-C. (2.v.1.) und Paul B. (rechts) im 
„Alpen-Donau.Info“-Shirt beim „Kampf der Nibelungen am 
13. Oktober 2018. (Foto: Presserservice Rathenow). 


Unten: Martin Sellner wird bei einer Corona-Demo gestört. 


page des „Ill. Weg“ sind auch regelmäßig 
Berichte über die „Kameraden in der Ost- 
mark“ zu finden. 

Wie sehr die Gruppe rund um Küssel 
mit der Szene in Deutschland verwoben 
ist, zeigte sich auch 2018 beim Neonazi- 
Kampfsportevent „Kampf der Nibelungen“ 
in ostdeutschen Ostritz. Dort marschier- 
ten auch Thomas C. und Paul B. mit „Al- 
pen-Donau.Info“-Shirts auf. Thomas C., 
der kurzzeitig als Security im österreichi- 
schen Parlament arbeitete, und Paul B. sind 
seit Jahren an der Seite des Ehepaars Küs- 
sel zu finden. So auch bei einer Demons- 
tration der „Corona-Querfront“ am 8. Mai 
2021 in der burgenländischen Haupt- 
stadt Eisenstadt. Mit der „Corona-Quer- 
front“ haben sich Küssel und seine Leute 
ein Projekt aufgebaut, mit dem sie öffent- 
lich in Erscheinung treten können. Ande- 
re virtuelle Projekte wie die Webseite „Un- 
widerstehlich“ oder der Telegram-Chan- 
nel „Infokanal Deutschösterreich“, bleiben 
verdeckt, um sich vor behördlicher Verfol- 
gung zu schützen. 

In diesen nicht offenen Strukturen wird 
derzeit ein aktionistischer Flügel aufge- 
baut, der als „Gruppe für Sport und Tech- 
nik“ (GST) auftritt. Zu seinen Aktionen 
zählte etwa die Übermalung eines anti- 
faschistischen Wandbildes in Wien. Mit 
der GST soll den „Identitären“ Konkurrenz 
gemacht werden, deren Aktionismus bei 
rechten Jugendlichen gut ankommt. Küs- 
sel und sein Gefährte aus Vapo-Tagen 
Lucas T. setzen auch auf Aktionismus, bei 
einem öffentlichen Auftritt in einem Bier- 
garten beschimpften die beiden den kon- 
servativen Bundeskanzler Sebastian Kurz. 
Das Video von der Aktion ging im Netz vi- 
ral. . 


1 www.spreaker.com/user/revolutionaufsendung/revolu- 
tion-auf-sendung-020-13-juni-im-ge?utm_medium=- 
widget&utm_source=user%3A10084098&utm_term=epi- 
sode_title 

2 news-photo.de/2019/05/03/demonstrationen-rund-u 
m-den-1-mai-2019-in-dresden/?page_number_0=5 
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Und was 


macht die Karriere? 


BER In ihrer Jugend waren sie in Neonazi- 
Kameradschaften und Neonazi-Organisa- 
tionen aktiv, bedrohten Antifaschist_in- 
nen, planten Anschläge oder verübten 
Überfälle, um Strukturen zu finanzieren. 
Dann verschwanden sie für einige Zeit von 
der Bildfläche. Jahre später tauchen nun 
zwei Neonazis der 1980er und 1990er 
Jahre in Ulm wieder auf. 


Vom bewaffneten Kampf in den Ulmer 
Gemeinderat 

Markus Mössle war in den 1980er Jahren 
in verschiedenen Neonazi-Strukturen in 
Ulm aktiv. Bis 1983 war er in der „Aktions- 
front Nationaler Sozialisten/Nationale Ak- 
tivisten“ (kurz ANS NA), genauer gesagt 
beim „Gau Baden-Württemberg/NA Ka- 
meradschaft 15 Ulm“ organisiert. 1983 
trat er für „NPD“ bei der Bundestagswahl 
und 1984 für die mittlerweile verbotene 
„FAP“ bei der Landtagswahl in Baden- 
Württemberg an. 

In der Neonazi-Zeitung „Neue Front“ 
erschien 1984 ein Artikel über die Kandi- 
datur Mössles und seinem Wahlkampf in 
Ulm. Darin wird er wie folgt beschrieben: 
„Ein Nationalsozialist, der sich offen zur 
Idee der Volksgemeinschaft, zu seinem 
Glauben an ein freies Großdeutschland 
und zu Adolf Hitler als Vorbild bekennt!“ 
(Die Neue Front Nr. 11 / Ausgabe 4, 1984). 

Neben seinen parteilichen Aktivitäten 
beging Markus Mössle 1984/85 bewaffnete 
Raubüberfälle in drei Banken und einem 
Sexshop. Bei den Überfällen erbeutete er 
100.000 DM. Ein Teil davon ist in den Kauf 
eines Bauernhauses in Rheinland-Pfalz 
geflossen, das auch als „Nationales Zent- 
rum“ in Weidenthal unter der Führung des 
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Nazis Ernst Tag bekannt wurde. Tag war 
damals einer der bekanntesten Persön- 
lichkeiten der deutschen Neonazi-Szene. 
Am 30. April 1985 und am 13. März 1987 
wurde Mössle für einen Banküberfall und 
drei weitere Überfälle zu einer Gesamt- 
freiheitsstrafe von neun Jahren und sechs 
Monaten verurteilt. 

Heute behauptet Markus Mössle, er sei 
durch seine Verurteilung und Inhaftierung 
resozialisiert, jasogar zur Demokratie be- 
kehrt worden und hätte sich von der 
Neonazi-Szene getrennt. Ob das der 
Wahrheit entspricht, ist fragwürdig. Zu Be- 
ginn seiner Inhaftierung stand er noch auf 
einer Postliste der „Hilfgemeinschaft Nati- 
onaler Gefangener“ (HNG), einer mittler- 
weile verbotenen neonazistischen Gefan- 
genenhilfe. In einem Prozess 1988 sagte 
Mössle gegen seinen einstigen Kameraden 
Ernst Tag aus. Sie stritten und bedrohten 
sich gegenseitig im Gerichtssaal. Nach 
seiner Aussage gegen Tag war für Mössle 
der Weg zurück in die Szene versperrt. Es 
scheint so, als hätte er sich nicht für die 
Demokratie oder gegen die Neonazis-Se- 
ne entschieden, sondern als hätte er sich 
dazu entschlossen, durch Kooperation so 
schnell wie möglich seine Freiheit wieder- 
zuerlangen. Mössle wurde nach sechs Jah- 
ren und vier Monaten Haft entlassen. Da- 
nach machte er eine Ausbildung zum Be- 
triebswirt und betreibt heute eine Pension 
in Ulm. 

Seit mindestens 2017 ist Mössle im 
„AfD Kreisverband Ulm/Alb-Donau“ aktiv, 
Fotos zeigen ihn bei Veranstaltungen in 
Ulm. Auch im Hintergrund war er tätig und 
soll Flyer sowie Konzepte für Wahlkämpfe 
entworfen haben. 2019 wurde er Spitzen- 





kandidat für die „AfD“-Liste in der Kom- 
munalwahl, was bundesweit kritische Be- 
richterstattung auslöste, die zu einer in- 
nerparteilichen Debatte und zu einer Dis- 
tanzierung des Landesverbands der „AfD 
Baden-Württemberg“ führte. Trotz alle- 
dem zog Mössle mit 1,7 Prozent in den 
Gemeinderat der Stadt Ulm ein. Bis heute 
ist es ihm untersagt für die „AfD“ zu spre- 
chen, da er offiziell kein Parteimitglied ist. 
Das hinderte ihn jedoch nicht daran, sich 
im „AfD Kreisverband Ulm/Alb-Donau“ 
auf die Landtagskandidatenwahl 2021 zu 
bewerben. Er unterlag jedoch dem 
„Flügel“-nahen Eugen Ciresa. Mössle 
scheint bis heute im Kreisverband mehr 
als willkommen zu sein, veranstaltet 
Kundgebungen und hängt Wahlplakate 
auf. 

Seit Beginn seines Mandats im Gemein- 
derat befasst sich Mössle inhaltlich mit 
politisch motivierter Gewalt von Links, Ge- 
flüchteten und Seenotrettung. Neu ent- 
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deckte er 2020 das Thema Corona für sich. 
So verteilte er Schulhofflyer mit Falschmel- 
dungen zur Pandemie, wie „Kinder & Ju- 
gendliche sind nicht ansteckend“ und war 
Ordner auf mehreren Demonstrationen 
des Querdenken-Spektrums, zum Beispiel 
bei einer Demonstration am 27.März 2021 
in Ulm. Wiederholt konnte 2020 die Nähe 
zu Mitgliedern der „Identitären Bewegung 
Schwaben“ beobachtet werden, man 
scheint sich zu kennen. Viele seiner Nar- 
rative sind ähnlich wie die, die er bereits in 
den 1980er Jahren nutzte: 

Früher: „Die Alten Parteien versagen.“ 
Heute: „Alle Parteien sind linksgrün-ver- 
sifft oder rückratlos.“ 

Früher: „Millionen von Scheinasylanten 
und Ausländer, alle raus, Deutschland ge- 
hört uns.“ 

Heute: „Geflüchtete sind nicht asylberech- 
tigt, kriminell/gefährlich und generell zu 
viele.“ 

Das zeigt deutlich, wie sich die heuti- 
gen Inhalte der AfD nahtlos mit dem Welt- 
bild von Neonazis verbinden lassen. Die In- 
halte sind nicht neu, nur die Wortwahl ist 
anders. 


Früher Bomben, heute Motoren bauen 

In den 1990er Jahren war Markus Kalen- 
born aktives Mitglied der Anti-Antifa- 
Gruppe „Volkswille“. Der damalige Maschi- 
nenbaustudent der RWTH Aachen soll zu 
den Gründern der Organisation gehört ha- 
ben. Die Gruppe versuchte gezielt Antifa- 
schist_innen, Geflüchtete und Initiativen 
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liegt und wo er im Büro arbeitet. Zu siebt 
oder acht, bekleidet mit schwarzer Hose 
und weißem Hemd und versehen mit 





Gaspistolen und einen selbs uten 


für Homosexuelle durch Drohungen und 
Angriffe einzuschüchtern. Sie manipulier- 
ten Autos, sprühten Todesdrohungen an 
Wohnhäuser von Antifaschisten_innen und 
hingen fiktive Fahndungsplakate mit Ge- 
sichtern ihrer Opfer auf. 

1992 nahm die Gruppe am „Rudolf- 
Heß-Marsch“ in Rudolstadt teil. Kalenborn 
führte dabei einen Sprengsatz mit sich, 
der dazu gedacht war, ihn auf antifaschis- 
tischen Gegenprotest zu werfen. 

Kurz danach im Dezember 1992 fand 
die Polizei bei Hausdurchsuchungen der 
Gruppe u.a. Stahlhelme, Sturmgepäck, 
verfassungsfeindliches Material und Waf- 
fen. Bei Kalenborn wurden zudem Unmen- 
gen an Chemikalien, Zündern und Elektro- 
bauteilen zur Bombenfernzündung gefun- 
den. Laut Polizei genug, um halb Bochum 
in die Luft zu jagen. 

Im Frühjahr 1995 kam es in Dortmund 
zu einem Prozess gegen elf Personen der 
Gruppe. Ihnen wurden 30 einzelne Straf- 
taten vorgeworfen. Angeklagt wurden sie 
wegen der Bildung einer kriminellen Ver- 
einigung nach 8 129 StGB. In Zeitungsar- 
tikeln zum Prozess wurde Markus Kalen- 
born als Sprengmeister bezeichnet und 
von konkreten Plänen der Gruppe, einen 
linken Aktivisten umzubringen, berichtet. 
Die Angeklagten stellten ihre Straftaten als 
„nächtliche Saufaktionen“ dar und erhiel- 
ten alle Bewährungsstrafen. Mit 21 Mona- 
ten erhielt Kalenborn die höchste Strafe. 

Er blieb weiterhin politisch aktiv. Er en- 
gagierte sich in der „NPD Aachen“, wurde 





Ganz links: Markus Kalenborn als Reservist, 

daneben 1995 in der antifaschistischen Fachpresse. 
Ganz rechts: Markus Mössle mit Fahne bei „Querdenken“ 
in Ulm. 


dort Vorsitzender und trat für sie zur Bun- 
destagswahl 1998 an. Außerdem fiel er 
häufiger im Zusammenhang der NPD-na- 
hen Burschenschaft „Libertas Brühn“ auf. 

Ab Anfang der 2000er Jahre wurde es 
ruhiger um ihn. Vermutlich widmete sich 
Kalenborn in dieser Zeit seiner wissen- 
schaftlichen Karriere. 2010 wird er von der 
RWTH Aachen mit der Borchers-Plakette 
für seine Promotion ausgezeichnet. Auf 
seinem Gebiet wird er anerkannter Spezi- 
alist und meldet einige Patente an, zum 
Beispiel 2014 in Kooperation mit einem 
weltweit führenden Hersteller von Ein- 
spritzsystemen für Großdieselmotoren. 

Heute arbeitet Markus Kalenborn als 
Professor an der Technischen Hochschule 
Ulm. Er engagierte sich in den letzten Jah- 
ren als Schriftführer und Pressebeauftrag- 
ter im Ulmer Reservistenverband. Auch er 
scheint mit seiner früheren ideologischen 
Einstellung nicht gänzlich gebrochen zu 
haben. Im Frühjahr 2018 spendete er 100 
Euro an Martin Sellner von der „Identitären 
Bewegung". 

Diese beiden Biografien zeigen bei- 
spielhaft, wie früher gewalttätige Neona- 
zis heute ein bürgerliches Leben führen 
und weiterhin mit „extrem rechtem“ Ge- 
dankengut sympathisieren oder es, wie 
Mössle, offen nach außen vertreten. Sie 
haben beide ihren Platz (in Ulm) gefunden 
- nicht nur in rechten Strukturen, sondern 
auch in ihren bürgerlichen Karrieren, trotz 
ihrer bewaffneten und neonazistischen 
Vergangenheit. . 
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Der Kopp-Verlag: 
Das rechte Geschäft mit der Angst 


BE Der Kopp-Verlag mit Sitz in der würt- 
tembergischen Bischofsstadt Rottenburg 
dürfte der größte rechte Verlag im deutsch- 
sprachigen Raum sein. Nicht jedes Buch, 
das er herausbringt, beinhaltet rechte 
Ideologie zwischen den Klappendeckeln. 
Jedoch verfügt der Verlag erkennbar über 
ein eigenes Segment von rechten Büchern 
und seine Anzeigen-Politik (z.B. mittels re- 
gelmäßiger Anzeigen im rechten Monats- 
magazin „Compact“ oder der Wochenzei- 
tung „Junge Freiheit“) zielt auf rechte Kun- 
dinnen ab. Insofern scheint die Einord- 
nung als ‚rechter Verlag‘ gerechtfertigt. 
Vor allem aber erscheinen beim Kopp-Ver- 
lag gedruckte Alternativ- und Verschwö- 
rungserzählungen. Ob die Attentate vom 
9. November 2001, Aliens oder Alternati- 
vmedizin, es werden in Kopp-Büchern Be- 
hauptungen und Vermutungen aufgestellt, 
die jenseits wissenschaftlicher Beweisbar- 
keit liegen und schlicht auf Glauben oder 
Ideologie basieren. 


Mit Pumpernickel prepared für den 
Weltuntergang 
Prepper*innen sind Personen, die von ei- 
nem baldigen Versagen staatlicher Struk- 
turen infolge von Krisen und Katastrophen 
ausgehen und versuchen sich für diesen 
Ernstfall vorzubereiten. Es handelt sich um 
eine egoistische Krisen-Strategie, da die 
Krisenbewältigung nur als Individuum 
oder im kleinen Kollektiv vorbereitet wird. 
Die Ellenbogengesellschaft soll auch im 
Krisenfall fortgeführt werden. 

Der Kopp-Verlag bemüht sich - offen- 
bar mit Erfolg - um Prepper*innen als 


LUCIUS TEIDELBAUM 


Kund*innen, die hier finden, was das Prep- 
per*innen-Herz begehrt. Neben diversen 
Büchern über Not- und Selbstversorgung 
gibt es auch Gegenstände wie Wasserfilter, 
Kurbellaternen oder „SURVIVOR Emergency 
Food“ im Angebot. 12 Dosen Pumperni- 
ckel a 500 Gramm gibt es zum Preis von 
nur 33,39 Euro. 

Stark verbunden mit dem Thema Prep- 
pen ist das Thema Survival, also Überleben 
in der Natur. Der Kopp-Verlag gab 2017 
und 2018 sogar ein eigenes Survival- 
Magazin namens „Save your life“ heraus. 
Hauptautor war der Survival-Trainer Lars 
Konarek aus Freiburg. Der ehemalige Fall- 
schirmjäger Konarek, Jahrgang 1977, ist 
seit 2009 Überlebenstrainer. Er war Buch- 
autor im rechten Stocker-Verlag und im 
Gerhard-Hess-Verlag. Im Kopp-Verlag er- 
schien im Jahr 2017 von ihm das Buch 
„Selbstverteidigung im Straßenkampf“. 
Außerdem findet sich auf der Homepage 
unter Kategorie „Outdoor & Survival“ die 
Unterkategorie „Empfohlen von Lars Ko- 
narek“. 

Nachdem es zu Beginn der Corona- 
Pandemie zu Engpässen infolge von 
Hamsterkäufen kam, sah sich Stefan Schu- 
bert, Buchautor im Kopp-Verlag, auf 
„Kopp-Report“ bestätigt: „Der KOPP Verlag 
gerät regelmäßig ins Visier von ‚Journalis- 
ten‘, da dieser auch ein breites Angebot für 
Outdoor, Survival und Krisenvorsorge im 
Programm hat. Rucksäcke, Werkzeuge, 
Camping-Zubehör wie Zelte, Grills oder 
Kochgeschirr: Erhältlich sind unter ande- 
rem eine Kurbel-Laterne, ein preisgekrön- 
ter Wasserfilter und Langzeitlebensmittel. 


Das Angebot ist über Jahre gewachsen, 
wobei der Schwerpunkt auf Qualität statt 
Quantität gesetzt wurde. Anstatt, wie viele 
Menschen in der Republik nun vor leeren 
Regalen bei Nudeln und Toilettenpapier 
stehen, können die Prepper*innen und ih- 
re Familien den ersten Ansturm auf die Le- 
bensmittelgeschäfte in Gelassenheit zu 
Hause abwarten.“ 

Von Stefan Schubert erschien Ende April 
2021 im Kopp-Verlag ein Buch mit dem Titel 
„Der Bürgerkrieg kommt. Die Vorboten 
von Aufstand und Revolution in Deutsch- 
lands Städten“. 

Die Vorstellung eines ethnischen und 
politischen Bürgerkriegs spukt in vielen 
rechten Köpfen als Angst und Hoffnung 
zugleich herum. Prepper*innen, die von 
dieser Art von Krisenfall ausgehen, haben 
oft rassistische Weltbilder verinnerlicht, in 
denen Menschen mit Migrationsgeschich- 
te die feindliche Bürgerkriegs-Fraktion 
darstellen. Hier finden sich dann auch die 
Überschneidungen zur extrem rechten 
Szene und deren „Tag X“-Vorstellungen. 


Gerüstet für den Bürgerkrieg? 

Auf Bürgerkrieg und Verteilungskämpfe 
bereiten sich also auch viele Prepper*in- 
nen vor und der Kopp-Verlag bietet das 
entsprechende ‚Handwerkszeug‘. 

So finden sich im Katalog des Kopp-Ver- 
lag auch mehrere Gegenstände, die legale 
Waffen sind und vorgeblich der Selbstver- 
teidigung dienen sollen. Angeboten wurde 
im Mai 2021 online beispielsweise der 
„Selbstverteidigungsschirm iX-brella“. Im 
Werbe-Text hieß es zum Produkt: „Der 
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Erfahrungen weiter und behandelt alle Aspekte des Themas. 













im Mittelpunkt steht dabei der Fluchtrucksack. Diese »Lebensver- 
sicherungs brauchen Sie, wenn absehbar ist, dass Sie nie mehr oder 
sehr lange nicht mehr nach Hause zurückkehren können. Konarek 
erläutert ihnen: « Wie Sie das Gewicht des Rucksacks möglichst 
gering halten « Wie Sie das Volumen optimal nutzen ® Was 
nach unten gepackt werden kann und was schnell greif- 

bar sein muss ® Wie Sie die Ausrüstung vor Feuchtigkeit 
schützen. Ausführlich behandelt wird vor allem die Frage, 


Faksimile: Prospekt (KOPP-Verlag) 
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Lars Konarek: # gebunden + 319 Seiten 
durchgehend farbig illustriert # Best.-Nr. 32-970 400 + 22.95 € 


Keine Verpflichtungen - kein Club - keine Mitgliedschaft 


Multifunktionsschirm steigert Ihr Sicher- 
heitsgefühl und gewährleistet einen un- 
verdächtigen aber effektiven Selbstschutz. 
Er ist eine äußerst wirkungsvolle Defensiv- 
waffe, wenn es darauf ankommt. Anders 
als bei anderen Verteidigungswaffen, kön- 
nen Sie diesen Schirm jederzeit mit sich 
führen. Er unterliegt keinerlei Vorschriften 
und ist eine legale Alternative, da es sich 
um einen gewöhnlichen Alltagsgegen- 
stand handelt.“ 

Daneben finden sich Pfefferspraypisto- 
len, Elektroschocker oder auch ein Nacht- 
sichtgerät für knapp 600 Euro. Auch Bü- 
cher zum Thema Waffen finden sich im 
Sortiment. Etwa das 2016 bei Kopp er- 
schienene Buch „Ratgeber Freie Waffen“ 
von T.C.A. Greilich. 


Krisengewinner Kopp-Verlag 

In der Corona-Krise verstärkte der Kopp- 
Verlag seine Angebote an Prepper*innen 
und nutzte damit die Krisenängste vieler 
Menschen aus. 

Gleichzeitig bewarb man alternativme- 
dizinische Bücher und Mittel, deren be- 
hauptete Wirkung mehr als zweifelhaft ist. 
So hieß es Ende März 2020 in der Werbung 


zu dem Kopp-Buch „Superheilmittel Vita- 
min C“ von Thomas E. Levy: „Bereits vor 
über 50 Jahren wurde entdeckt, dass 
hochdosiertes Vitamin C Krebs, Herzer- 
krankungen und eine Vielzahl infektiöser 
und degenerativer Erkrankungen heilen 
kann. Über 50.000 medizinische Studien 
und klinische Tests beweisen seine Wirk- 
samkeit. Doch seine flächendeckende An- 
wendung wird vom Pharmakartell unter- 
drückt, und seine Unterstützer werden 
häufig als Scharlatane diffamiert.“ 

Auf einem kopp-kritischen Blog hieß es 
dazu treffend: „Pseudo-Medizinlösung plus 
Verschwörungstheorie. Das ist das bewähr- 
te Geschäftskonzept des Kopp-Verlag.“? 

Doch der Kopp-Verlag profitiert nicht 
nur von den Ängsten, er schürt sie auch. 
So bringt er Bücher heraus, die vor Bürger- 
krieg und Untergang warnen, wie das 
2009 erschienene „Vorsicht Bürgerkrieg!: 
Was lange gärt, wird endlich Wut“ vom 
verstorbenen Kopp-Stammautor Udo Ulf- 
kotte (1960-2017). Das Buch enthielt so- 
gar eine Karte mit den erwarteten Kon- 
flikt-Regionen in der Bundesrepublik. 

Ulfkotte empfiehlt in seinem Buch sei- 
nen Leser*innen: „Treten Sie in einen 
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Mit den Angeboten aus dem KOPP-Verlag gerüstet für 
den Bürgerkrieg. 


Schützenverein ein. Lernen sie den Um- 
gang mit Schusswaffen.“ Außerdem weiß er: 
„Zur Abwehr von Angreifern auf dem eige- 
nen Grundstück in Krisenzeiten genügen 
Armbrüste.* 

Der Verlag finanzierte wohl auch Hass- 
Seiten im Netz, die Krisenängste verstär- 
ken und gleichzeitig Kopp-Produkte an- 
boten (siehe S. 18). Wie die „Süddeutsche 
Zeitung“ berichtete zahlte der Verlag Geld 
an Mario Rönsch, den zeitweiligen Betrei- 
ber von „Anonymous.Kollektiv“ und „An- 
onymousnews.ru“. Rönsch bot gleichzeitig 
illegal in seinem Onlineshop von Ungarn 
aus Waffen mit Namen wie „Migranten- 
schreck“ oder „Antifaschreck“ an und wur- 
de dafür zu einer Haftstrafe von 2 Jahren 
und 10 Monaten verurteilt. 

Laut Süddeutsche erhielt Rönsch insge- 
samt bis zu 100.000 EUR vom extrem 
rechten Magazin Compact, aber bis zum 
Juli 2017 auch Geld vom Kopp-Verlag. Es 
handelte sich offenbar um Provisionen für 
verlinkte Produkte.’ 

Anscheinend wollten nicht alle die er- 
kennbar illegalen Waffen aus Ungarn be- 
stellen, sondern griffen stattdessen auf 
das legale Angebot des Kopp-Verlag zu- 
rück. . 


1 Stefan Schubert: Prepper: Sie haben recht behalten!, 18.03.2020, https://kopp-report.de/prepper-sie-haben-recht-behalten 2 https://tuebingenrechtsaussen.wordpress. 
com/2020/03/19/krisengewinner-kopp-verlag/ - 22.06.2021 3 Udo Ulfkotte in „Vorsicht Bürgerkrieg!“ (3. Auflage September 2009, Rottenburg), Seite 379 4 Udo Ulfkotte in „Vor- 
sicht Bürgerkrieg!“ (3. Auflage September 2009, Rottenburg), Seite 379 5 Katja Riedel und Sebastian Pittelkow: Rechte Verlage zahlten wohl Geld an Betreiber von Hetzseiten, 28. 
November 2018, https://www.sueddeutsche.de/politik/compact-und-kopp-rechte-verlage-zahlten-wohl-geld-an-betreiber-von-hetzseiten-1.4230649 
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Kanakoperaismo 


revisited 
Zur Geschichte 


migrantischer Selbstorganisierung — Teil II 


Bam Als der Berliner Senat am 20. April 
1989 den „ausländischen Mitbürgern“ riet, 
zuhause zu bleiben, da anlässlich von Hit- 
lers 100. Geburtstag Neonazis angekün- 
digt hatten, durch die Stadt zu ziehen, rie- 
fen kanakische Jugendliche dazu auf, sich 
die Straße nicht nehmen zu lassen und 
sich zu wehren. Dieser Gründungsmoment 
von Antifasist Genclik - noch kurz vor der 
deutschen Vereinigung - bedeutete eine 
Neuausrichtung migrantischer linker Poli- 
tik. Noch marxistisch geschult in der Tra- 
dition der türkischen und kurdischen 
ML-Parteien ihrer Elterngeneration, rich- 
tete sich die Aufmerksamkeit der Jugend- 
lichen zunehmend auf die hiesigen Ver- 
hältnisse. Als im selben Jahr die Mauer fiel 
und die rassistische Gewalt zur tagtägli- 
chen Erfahrung im geöffneten Berlin wur- 
de und auch bundesweit die Anschläge 
und lebensbedrohlichen Angriffe gegen 
alles vermeintlich Nicht-Deutsche explo- 
dierte, stellte sich die Frage nach Rückkehr 
oder Selbstbehauptung für alle Migrant*in- 
nen mit großer Dringlichkeit. Hinzu kamen 
die Massenentlassungen in den Industrien, 
in denen in einer Mischung aus Lohnsen- 
kung und Rassismus nun viele Ostdeut- 
sche die Arbeitsplätze der ehemaligen 
Gastarbeiter*innen übernahmen. Durch 
den Wegfall der Berlinzulage mussten da- 
rüber hinaus viele Betriebe schließen, an- 
dere verlagerten ihre Standorte in den 





MASSIMO PERINELLI 


günstigeren Osten. Unter diesen Bedin- 
gungen mussten die sog. Ausländer ihren 
politischen Fokus grundlegend von einer 
Exilpolitik, die auf die politischen Verhält- 
nisse in den alten Heimaten gerichtet war, 
auf die Verhältnisse hierzulande richten. 
Der Ausbau der Kieze und Dienstleis- 
tungsökonomien und die Selbstbehaup- 
tung, ein konstitutiver Teil dieser Gesell- 
schaft zu sein, bedeutete endgültig die 
unwiderrufliche Migrantisierung Deutsch- 
lands. Noch viele Jahre bevor die deutsche 
Antifa- und Antirabewegung dieses histo- 
rische Phänomen analytisch fassen bzw. 
formulieren konnte, wurde diese Diskus- 
sion in den migrantischen Communities 
geführt. In dem Dokumentarfilm Duvar- 
lar-Mauern-Walls, in dem der Regisseur 
Can Candan 1991 Berliner Türk*innen zum 
Mauerfall befragt, wird der hohe Politisie- 
rungsstand der migrantischen Communi- 
ties am Ende der 1980er Jahre deutlich, 
jedoch auch die eigene Neuverortung: 
Man sei nicht mehr diasporisch türkisch, 
griechisch oder libanesisch, aber auch 
nicht assimilatorisch deutsch, sondern et- 
was bis dahin Ungehörtes und Ungeheu- 
res, nämlich migrantisch im Sinne einer 
bewussten Absage an nationale Zugehö- 
rigkeit. Ähnliche Entwicklungen gab es 
auch bei den sich nun als Schwarze Deut- 
sche bezeichnenden Akteur*innen, die 
das, was Deutsch-sein zu bedeuten habe, 
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radikal in Frage stellten, etwa in der Grün- 
dung des ISD (ursprünglich Initiative 
Schwarze Deutsche). Der Schmerz über die 
systematische Ausgrenzung, den die Poe- 
tin und Gründungsmitglied des ISD May 
Ayim anlässlich der deutschen Vereini- 
gung „blues in schwarz weiss“ nannte, 
blieb indes eine tödliche Dimension der 
rassistischen Erfahrung, wie sie zuvor die 
türkische Arbeitsimmigrantin Semra Ertan 
erfuhr, die sich aus Protest gegen den un- 
überwindbar scheinenden Rassismus 
1982 in Hamburg öffentlich das Leben 
nahm. In der rassistischen Konjunktur im 
nationalen Taumel der deutschen Vereini- 
gung bildeten sich die Subjekte einer 
postmigrantischen Gesellschaft aus. 
Dieser Prozess war indes nicht wider- 
spruchsfrei oder gradlinig. Als 1991 die 
linke Hoyerswerda-Demonstration zu ei- 
nem internen Desaster für den Versuch 
migrantisch-linksradikaler Organisierung 
führte, und die Repression nach dem Tod 
des Neonazis Gerhard Kaindl das Ende von 
Antifa Genclik bedeutete, war die organi- 
sierte migrantische Selbstverteidigung 
extrem geschwächt und etwa bei den Pro- 
testen gegen das Pogrom in Rostock-Lich- 
tenhagen im darauffolgenden Jahr kaum 
mehr präsent. Kurz zuvor hatten sich noch 
Gangs wie die „Turkish Power Boys“ in 
Frankfurt, die „36 Boys“ in Kreuzberg, die 
„Black Panther Wedding“, die „Araba Boys“, 








„Ghetto Sisters“ und entsprechende Grup- 
pen in Berlin, Hamburg und anderen gro- 
ßen Städten gegründet, die durch die Stra- 
ßen patrouillierten, öffentliche Plätze zu- 
rückeroberten, U-Bahnverbindungen kon- 
trollierten, mit Nachdruck Diskotheken 
diversifizierten und so Sicherheit im öf- 
fentlichen Raum vor der Gewalt der Neo- 
nazis schufen. Ihre Mitglieder waren Jugo- 
slaw*innen, Griech*innen, Italiener*innen, 
Albaner*innen, Palästinenser*innen, ihre 
subkulturelle Kommunikation war der ka- 
nakische Hip-Hop und das Sprayen bzw. 
Taggen. Diese multinationalen Verbindun- 
gen, die das Gefühl einte, „Fremd im eige- 
nen Land“ zu sein, schufen neue Formen 
der Solidarität, etwa im militanten Schutz 
von Synagogen durch migrantische Gangs, 
wie z.B. am Fraenkel-Ufer in Berlin-Kreuz- 
berg zu Beginn der 1990er Jahre. Der Ver- 
such, die Gruppen nach dem Vorbild der 
US-amerikanischen Black Panther zu poli- 
tisieren und in Anbetracht der rechten Ge- 
fahr zu vereinen, scheiterte jedoch, nach- 
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dem eine von den Gencliks 1991 organi- 
sierte Konferenz der Gangs im Kreuzber- 
ger Veranstaltungsort SO36 erfolglos 
endete. Auch die Besetzung der TU durch 
Überlebende des Pogroms von Hoyers- 
werda gemeinsam mit Berliner Antifas en- 
dete wegen massiver interner Konflikte. 
All diesen Niederlagen und Spaltungen 
zum Trotz setzten diese Impulse in den 
1990er Jahren eine neue Selbstverständ- 
lichkeit in Gang, die vor allem den Rechten 
nicht entging. Als Ende des Jahrzehnts die 
postmigrantische Rebellion der Jugend aus 
der Zeit des Mauerfalls zunehmend 
Sprechorte eroberte und in allen gesell- 
schaftlichen Bereichen unübersehbar wur- 
de, organisierte die bürgerliche Mitte und 
der rechte Rand von CDU bis NPD große 
Kampagnen gegen die doppelte Staats- 
bürgerschaft, während die noch junge 
NSU-Zelle - geschockt von einem Besuch 
im migrantisch dominierten Frankfurt am 
Main - beschloss, Anschläge auf migranti- 
sche Geschäftsleute und Orte, wie die Köl- 
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ner Keupstraße, zu verüben, d.h. ihren 
Terror gegen die etablierte Einwande- 
rungsgesellschaft zu richten. 

Im sog. „sommer der Staatsantifa“ im 
Übergang zum neuen Millennium, als un- 
ter der rot/grünen Regierung der offene 
Straßenterror unterbunden wurde und 
viele Antifa-Strukturen staatliche Förde- 
rung erhielten und sich institutionalisier- 
ten, schienen die „Baseballschlägerjahre“ 
überwunden und es entstand der zuvor 
fehlende Raum für eine ästhetische, kultu- 
relle, politische und theoretische Verar- 
beitung dieser extremen und tödlichen 
Jahre mit ihrem Höhepunkt von 25 Todes- 
opfern rechter Gewalt im Jahr 1992. Es 
entstand der sog. neue - d.h. migrantische 
- deutsche Film, das postmigrantische 
Theater und jede Menge kanakische Lite- 
ratur, während die zweite Generation der 
Gastarbeiter*innen aus den Universitäten 
heraus begann, über Migration zu for- 
schen und Rassismus zu theoretisieren. 
Und auf unzähligen Grenzcamps, Karawa- 
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nen und anderen widerständigen Events 
wurde Antirassismus zum verbindenden 
thematischen Feld linker Bewegungspoli- 
tik. 

In diesem Aufbruch übersahen sowohl 
Antifa als auch migrantische Selbstorgani- 
sationen den sich nun klandestin organi- 
sierenden Neonaziterror und standen 
blind vor der Mord- und Anschlagsserie 
des NSU in den 2000er Jahren. Das 
migrantisch situierte Wissen der betroffe- 
nen Communities und Familien um den 
rassistischen Gehalt und den planvollen 
Zusammenhang der neun Todes- und vie- 
len Anschlagsopfer sowie um die fatale 
Rolle deutscher Behörden darin wurde 
nicht registriert, ihr Sprechen überhört, 
ihren Analysen kein Glauben geschenkt 
und ihre Demonstrationen ignoriert. Das 
Versagen der Linken sowie die Phalanx des 
strukturellen Rassismus, angefangen von 
den NSU-Anschlägen und fortgesetzt in 
der rassistischen Berichterstattung der 
Medien, der Opfer-Täter-Umkehr der Po- 
lizei, der gezielten Falschinformationen 
über rechte Netzwerke und der Abschir- 
mung und Bewirtschaftung der terroristi- 
schen Struktur durch die Geheimdienste, 
des Im-Stich-lassens durch die Politik und 
der Abkehr der liberalen Öffentlichkeit 
zerstörte viele migrantische Familien und 
destabilisierte ganze Communities wäh- 
rend dieser zehn Jahre. Gleichzeitig verän- 
derte sich vor dem Hintergrund der Dauer- 
kriege des Westens in der arabischen Welt 
und der Counter-Strategie des islamisti- 
schen Terrors hierzulande der Rassismus 
und stellte der klassenbasierten Kanaki- 
sierung der migrantischen Bevölkerung ei- 
nen geopolitisch motivierten antimuslimi- 
schen Rassismus an die Seite, der einen 
Riss durch die migrantischen Milieus her- 
vorrief. Die darin stattfindende identitäre 
Wende der 3. Generation sowie die Re-Na- 
tionalisierung vieler (Post-)Migrant*innen 
schwächten zunehmend die transformat- 
orischen Kämpfe um die Des-Integration 
normativer Zuschreibungen und tun dies 
bis heute. 

Die 2010er Jahre brachten eine Wende, 
die vor allem durch die Ankunft der Kämp- 
fe von sich organisierenden Geflüchteten 
ausging, während sich gleichzeitig die Op- 
fer rassistischer Gewalt in einer nie dage- 


wesenen Intensität organisierten, ihr spe- 
zifisch situiertes Wissen zentral stellten 
und den strukturellen Rassismus als Funk- 
tionsprinzip der Gesellschaft anpranger- 
ten. Nach Jahren des Schweigens organi- 
sierten sich die Betroffenen des Bomben- 
anschlags auf der Kölner Keupstraße und 
schafften es, nicht nur jüngere und ältere 
Antifa- und Antirastrukturen einzubinden, 
sondern auch, Betroffene anderer An- 
schläge zu ermutigen, ihre Geschichten - 
oftmals erst nach 30 Jahren - zu erzählen. 
Über mehrere Jahre wurde in unzähligen 
Veranstaltungen, Demonstrationen, Akti- 
onen, Vernetzungstreffen, Theaterinsze- 
nierungen, Filmen, Publikationen, For- 
schungen, Recherchen und Öffentlich- 
keitskampagnen das Wissen von Betroffe- 
nen rassistischer Gewalt zentral gestellt 
und unübergehbar gemacht - ein Quan- 
tensprung im Antirassismus. 

Zugleich besetzten zigtausende Ge- 
flüchtete mit ihren Stimmen und ihren 
Körpern - auf die sie in der Situation 
grundlegender Entrechtung oftmals zu- 
rückgeworfen waren - den öffentlichen 
Raum mit Sternmärschen und zahlreichen 
Platz- und Gebäudebesetzungen. 2015 
überrannten schließlich eine Million Men- 
schen die Stacheldrahtzäune vieler euro- 
päischer Staaten und machten sich in einer 
beispiellosen Weise sichtbar. Viele von ih- 
nen brachten die Demokratieimpulse der 
Arabischen Rebellion mit sich und mobili- 
sierten damit Millionen Alteingesessener 
hierzulande - darunter auch viele ehema- 
lige Migrant*innen. Im Gegensatz zu den 
frühen 1990er Jahren mit ihrem fast schon 
geschlossenen Rassismus wurde die Ge- 
sellschaft von der Forderung der Refugees 
nach Teilhabe und Solidarität geöffnet. Im 
Sommer der Migration 2019 in Sachsen, 
als die Kämpfe der von rassistischer Ge- 
walt betroffenen Migrant*innen und orga- 
nisierten Geflüchteten zusammenkamen 
und darüber hinaus historisch zum ersten 
Mal die sog. „Ossis of Color“ die Bühnen 
stürmten und unter dem Slogan „Der Os- 
ten bleibt migrantisch!“ die postmigranti- 
sche Gesellschaft auch in Ostdeutschland 
proklamierten, wurde die solidarische Ge- 
sellschaft der Vielen greifbare Realität. 

Der Rollback und Gegenschlag gegen 
die postmigrantische Gesellschaft erfolgte 





prompt und mit extremer rechter Gewalt, 
dem Aufstieg des parlamentarischen Fa- 
schismus, mit Hetzjagden und Terroran- 
schlägen von rassistischen toxischen Män- 
nern und der Renaissance identitär-kultu- 
ralistischen Denkens, etwa bei Pegida, sowie 
dem gegenwärtigen Ausbruch antisemiti- 
scher Verschwörungserzählungen. 

Und auch auf migrantischer und anti- 
rassistischer Seite drohen die solidari- 
schen Aufbrüche der vergangenen zehn 
Jahre in Re-Nationalisierungen, identitäre 
Hierarchisierungspolitiken, Diaspora-Dis- 
kursen und unpolitischen Individualisie- 
rungsbewegungen auseinanderzufallen - 
beschleunigt und verschärft in der gegen- 
wärtigen autoritär-neoliberalen pandemi- 
schen Multikrise. Während „Migrantifa“ ab 
2019 für kurze Zeit der verbindende Slog- 
an einer migrantisch situierten Perspektive 
für Postmigrant*innen, Geflüchtete, Anti- 
fas, Antiras und viele andere wurde, wird 
der Begriff jüngst teils identitär rekonzep- 
tionalisiert und auch die weltweite Revolte 
unter der Parole „Black Lives Matter“ führ- 
te in Deutschland an nicht wenigen Orten 
zu Hierarchisierungen und Ausschlüssen 
in den Strukturen migrantischer / BPoC 
Selbstorganisierung. 

Die Angehörigen und Freund*innen der 
Ermordeten in Hanau vom Februar 2020 
formulierten die erkämpften Positionen 
der solidarischen Gesellschaft hingegen 
mit einer bis dato nie dagewesenen Selbst- 
verständlichkeit: Weder ein integrations- 
politisches „Wir gehören auch zu Hanau“, 
noch ein identitäres „Wir wollen niemals 
Hanau sein“ wurde als solidaritätsstiften- 
der Slogan proklamiert, sondern: „Wir sind 
Hanau“. Damit machten sie klar, was Nor- 
malität in Hanau und anderswo ist und wer 
- wie der Attentäter - aus dieser Normali- 
tät herausfällt und ein Problem darstellt. 
Es ist diese fragile Selbstverständlichkeit 
einer Gesellschaft der Vielen, die uns in die 
Geschichte vergangener Kämpfe der 
Migration blicken lässt, die sich - wie z.B. 
die Arbeiterinnen von Pierburg/Neuss 
1973 - zum Ziel setzten, die rassistische 
Spaltung der Gesellschaft durch konkrete 
Solidarität zu überwinden und in einen 
Prozess gesamtgesellschaftlicher Trans- 
formation zu überführen. . 
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Das Gedenken an 


Semra Ertan 


BE Semra Ertan war politisch aktiv. Sie de- 
monstrierte gegen die rassistische ‚Ham- 
burger Liste für Ausländerstopp‘, die 1982 
zur Bürgerschaftswahl antrat. Sie kämpfte 
gegen Rassismus, Sexismus und Ableis- 
mus. Unentgeltlich dolmetschte sie für ih- 
re Landsleute bei Behörden und Ärzt*in- 
nen. Sie war 17, als sie intensiv zu schrei- 
ben begann. In über 350 Gedichten und 
Satiren schilderte sie ihr Leben und ihre 
Erfahrungen in Deutschland. Es geht um 
Leid, Wut, um Liebe, Hoffnung und 
Freund*innenschaft, gesellschaftliche 
Gleichberechtigung, Mut zum Widerstand 
und ein menschliches Mit- und Füreinan- 
der. Im Dezember 2020 wurde ein Teil ih- 
rer Gedichte als Buch veröffentlicht. Es 
trägt den Titel „Mein Name ist Ausländer / 
Benim AdımYabancı“. Am 24. Mai 1982 
verbrannte sich Semra Ertan mit 25 Jahren 
an der Straßenkreuzung in Simon-von-Ut- 
recht-Straße / Detlev-Bremer-Straße (St. 
Pauli, Hamburg) aus Protest gegen den 





grassierenden Rassismus, um die Öffent- 
lichkeit aufzurütteln. Um die Erinnerung 
an Semra Ertan und ihr poetisches Werk 
am Leben zu erhalten und in der Öffent- 
lichkeit sichtbar zu machen, wurde im Mai 
2021 an der Kreuzung Simon-von-Ut- 
recht/ Detlev-Bremer-Straße eine vorläu- 
fige Gedenktafel installiert und von der 
„Initiative in Gedenken an Semra Ertan“ 
Blumen und Grußbotschaften niederge- 
legt. Ein Mensch ist erst vergessen, wenn 
sein Name vergessen ist. 


instagram.com/semra_ertan_initiative 
semraertaninitiative.wordpress.com 


Antifa 








In ihren Gedichten schildert Semra Er- 
tan ihr Leben und ihre Erfahrungen in 
Deutschland. Bis heute steht sie für Ge- 
nerationen von Menschen, die immer 
noch unsichtbar sind und nicht gehört 
werden. Es geht um Leid, Wut sowie um 
Liebe, Hoffnung und Freundschaft, ge- 
sellschaftliche Gleichberechtigung, Mut 
zu Widerstand und ein menschlicheres 
Mit- und Füreinander. 


Die Herausgeber*innen 

Zühal Bilir-Meier ist die Schwester von 
Semra Ertan. Geboren in Mersin/Türkei, 
zog sie 1970 zu ihren Eltern, die als 
sogenannte „Gastarbeiter“ in Kiel/ 
Deutschland lebten. Sie studierte Agrar- 
wissenschaft und Sozialpädagogik in 
Kiel und München und arbeitet heute in 
ihrer eigenen Praxis in München als 
Psychotherapeutin für Kinder- und Ju- 
gendliche. 

Cana Bilir-Meier ist die Nichte von 
Semra Ertan. Geboren in München/ 
Deutschland, studierte sie Kunstpäda- 
gogik und Digitale Medien in Wien und 
Istanbul. Sie arbeitet als Filmemacherin, 
Kunstpädagogin und in Projekten bil- 
dender Kunst. Gemeinsam mit ihrer 
Mutter Zühal Bilir-Meier und weiteren 
Menschen hat sie 2018 die Initiative in 
Gedenken an Semra Ertan in Hamburg 
gegründet. . 


Semra Ertan 

Mein Name ist Ausländer | 
Benim Adım Yabancı 

Gedichte | Siirler 

Taschenbuch 240 Seiten | 18,00€ 
978-3-96042-095-8 | WG 2-151 
www.edition-assemblage.de 


„Sich den Kämpfenden anschließen... 
Einmal nicht an Ruhe denken, 
Weiterkämpfen... 

Besiegt werden wir nicht fallen. 
Immer mit gleicher Kraft, 

Freiheit, Gemeinschaft, 

All das ist nah. 

Die Idee, der Konflikt ist unser. 

Lasst uns vereinen, gemeinsam sein, 
Wir erheben 

Unsere Herzen. 

Wie die tosenden Wellen, die auf die 
Küste treffen, 

Widerstehen wir 

Denen, die uns nicht wollen, 

Die Bestechlichen. 

Was ist dabei? Wenn wir noch einmal 
Um der Heimat willen sterben... 

Der Menschen.“ 


Semra Ertan. Kiel, den 28. Januar 1977 
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GESCHICHTE 


Verschwörungsmythen 


Kollektivängste & „Querdenken” 


mm Gesellschaftliche Verunsicherungen, 
wie z.B. Pandemien, erzeugen Verschwö- 
rungsbewegungen mit oft erstaunlich 
starkem Zulauf und Reichweite. Alle diese 
Bewegungen resultierten aus einer Kollek- 
tivangst, die sich in irrationalem Verhalten 
entlud. Die Gültigkeit dieser Formel konn- 
te ab 2020 weltweit bestaunt werden. His- 
torisch betrachtet reihte sich die Querden- 
ker-Bewegung nur in eine lange Linie von 
Verschwörungsbewegungen ein, die ko- 
metenhaft entstanden, und wenig später 
wieder ins Nichts zerfielen. 


Geissler-Bewegung 
Die Pest, die ab 1348 ihren tödlichen Weg 
durch Europa begann, tötete ca. ein Drittel 
der Europäer. Ganze Landstriche waren aus- 
gestorben, Städte verödeten, die Menschen 
waren der Seuche völlig hilflos ausgeliefert. 
Auf der Suche nach Erklärungen für das 
damals Unerklärliche fanden die Men- 
schen in Mitteleuropa zwei Lösungen: Ei- 
nen Schuldigen (Die Juden) und eine Mög- 
lichkeit der Rettung: die Geisslerbewegung. 
Die Pest schien der Beginn der Apoka- 
Iypse aus der Weissagung des Johannes zu 
sein und damit das Ende der Welt einzu- 
läuten. Um Buße zu zeigen und so doch 
noch eine glückliche Rettung erleben zu 
dürfen, zogen die „Flagellanten“, angeb- 
lich soll es Bußfahrten mit zehntausenden 
Teilnehmer_innen gegeben haben, durch 
das Land. Die sogenannten Geißlerumzü- 
ge waren Prozessionen bei denen die Be- 
teiligten sich 33,5 Tage (die Anzahl der Le- 
bensjahre Christi) öffentlich mit selbstge- 
fertigten Peitschen blutig schlugen. Diese 
Form der Volksfrömmigkeit, die auch ge- 
gen die etablierte katholische Kirche ent- 
stand, fand schnell viele Anhänger. 


So stark die Bewegung in den ersten 
Monaten der Pest wuchs - so rasch zerfiel 
sie auch. Es fiel auf, dass die Geissler 
meistens zuerst in die Stadt kamen, bevor 
die Pest auftrat. Die Flagellanten hatten al- 
so weder die Pest aufhalten können - 
möglicherweise hatten sie zu deren Aus- 
breitung unfreiwillig auch selber beigetra- 
gen, da der die Pest verbreitende Men- 
schenfloh mit ihnen reisen konnte und die 
Geissler zu Beginn gerne in den Bürger- 
häusern aufgenommen wurden. 

Hinzu kamen Vorwürfe der Häresie, 
d.h. dem Abweichen von der offiziellen 
katholischen Lehre sowie sexuelle Aus- 
schweifungen. Die Obrigkeit begann gegen 
die Bewegung vorzugehen, den Einzug in 
die Städte zu verhindern und einzelne An- 
führer als Rädelsführer zu verhaften. Aus 
einer tiefen religiösen Grundhaltung und 
dem Wunsch selber etwas bewirken zu 
können, war eine diffuse, oft mit Dieben 
und Plünderern im Gefolge reisende Be- 
wegung geworden die den unruhigen Zei- 
ten selber ein gehöriges Maß an Chaos 
und Unsicherheit hinzufügte. 


Judenpogrome 

In den, meist in zeitlicher Abfolge nach 
den Geißlern aber vor der Pest, organisier- 
ten Judenpogromen wurde der jüdischen 
Minderheit vorgeworfen durch das Vergif- 
ten von Brunnen die Pest absichtlich her- 
beigeführt zu haben. Bis zur Shoah im 20. 
Jahrhundert blieb der Umfang der Morde 
an den Jüdinnen und Juden im 14. Jahr- 
hundert singulär. Tausende jüdische Ge- 
meinden wurden ausgelöscht, Männer, 
Frauen und Kinder öffentlich verbrannt. 
Teilweise waren die Pogrome aus den Um- 
zügen der Geissler hervorgegangen, z.b. 


1349 in Frankfurt am Main, teilweise wa- 
ren es wohlorchestrierte Bündnisse aus 
Mob und Elite welche sich durch die Po- 
grome gezielt an einer schutzlosen Min- 
derheit bereichern wollten. 


Die Papisten-Verschwörung in England 
1678 ging im Protestantisch-Anglikani- 
schen England die Furcht vor einer katho- 
lischen Verschwörung um. Geschaffen 
wurde dieser Verschwörungsmythos maß- 
geblich von einem einzigen Mann: Titus 
Oates. 

Dieser war wegen Gotteslästerung und 
Unzucht als Geistlicher aus der Staatskir- 
che entlassen worden und schlüpfte bei 
den katholischen Jesuiten unter. Doch 
auch dort warf man ihn wegen der glei- 
chen Vergehen raus. Mit seinem „Insi- 
der-Wissen“ von den Jesuiten, und drin- 
gend auf Geldeinnahmen angewiesen, be- 
gann er seine Verschwörungstheorie zu 
verbreiten, die ihm schnell Zugang zur ge- 
hobenen Gesellschaft verschaffte. So be- 
hauptete er, es sei ein Komplott im Gang, 
bei dem König Karl Il ermordet und dessen 
katholischer Bruder eingesetzt werden 
sollte. Mehrere Jesuiten wurden hingerich- 
tet, alle Katholiken mussten London ver- 
lassen. 

Interessant ist, dass die Verschwö- 
rungstheorie nicht nur in teuren Büchern 
verbreitet wurde, sondern mithilfe des 
modernsten und schnellsten Mediums der 
damaligen Zeit: dem Flugblatt. Schnell und 
billig herstellbar verbreitete sich die Ka- 
tholikenfurcht im ganzen Land. Aufbauen 
konnte die Katholikenfurcht auch auf rea- 
len historischen Ereignissen, wie z.B. dem 
„Gunpowder Plot“ 1605. Bei diesem Atten- 
tat hatten Katholiken, u.a. Guy Fawkes, 
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dessen Maske seit einigen Jahren gerne 
auch bei Protesten oder von der Ha- 
cker-Gruppe Anonymous verwendet wird, 
versucht den König und alle Parlamentari- 
er durch eine Explosion zu töten. Hierbei 
sollte Sprengstoff im Keller des Parlaments 
zur Detonation gebracht werden. 

Auch wenn der Betrug von Oates 1685 
aufflog und dieser Verurteilt wurde, hatte 
doch eine frei erfundene Geschichte meh- 
rere Jahre lang dafür sorgen können, dass 
die religiöse Minderheit der Katholiken 
verfolgt und zahlreiche zum Tode verur- 
teilt wurden. 


Antikommunismus in der McCarthy Ära 
In den USA grassierte besonders im Zeit- 
raum 1947 bis 1956 die Furcht vor dem 
Kommunismus. Die Sowjetunion hatte sich 
als stabil und militärisch schlagkräftig er- 
wiesen und damit zu einer weltweiten 
Konkurrenz der USA entwickelt. Der repu- 
blikanische Senator Joseph McCarthy 
warnte vor einer Unterwanderung des 
US-Regierungsapparats durch Kommu- 
nisten und schuf ein Klima der Verdächti- 
gung und Angst. Verdächtige Personen, 
wurden vor das „Komitee für unamerika- 
nische Umtriebe geladen“, verdächtige 
Hollywood-Schauspieler erhielten keine 
Beschäftigung mehr und selbst führende 
Atomwissenschaftler aus dem Manhat- 
ten-Projekt - das Projekt zur Entwicklung 
der amerikanischen Atombombe - wurden 
verdächtigt und verhört. Das Klima der 





Verdächtigung war weitverbreitet und 
richtete sich bei weitem nicht nur gegen 
die gerade einmal 60.000 Kommunist_in- 
nen der Kommunistischen Partei. 


Die große Impfverschwörung 

Das englische Wort „Vaccination“ für Imp- 
fen trägt in sich das lateinische Wort „Vacca“ 
- die Kuh. Dies deutet darauf hin, dass die 
ersten Impfungen gegen die lebensgefähr- 
lichen Pocken auf Basis der für die Men- 
schen weniger gefährlichen Kuhpocken 
erfolgten. Diese, bereits ab ca. 1796 auch 
in Europa bekannte Behandlung, setzte 
sich nach und nach durch. Und mit dem 
Impfen kamen die Impfgegner - und unter 
diesen befanden sich schon früh die Anti- 
semiten. 

Eugen Dühring, Professor und Philo- 
soph, bezeichnete das Impfen 1881 als 
„Aberglauben“ und als eine Erfindung jü- 
discher Ärzte die sich mit Impfstoffen be- 
reichern und gleichzeitig das „deutsche 
Blut“ verunreinigen wollten. Paul Förster 
war für die antisemitische „Deutschsoziale 
Partei“ im Reichstag und ab 1899 Vorsit- 
zender des „Deutschen Bundes der Impf- 
gegner“. 1896 beantrage er im Reichstag 
die Abschaffung der Impfpflicht. 


„Impfen ist Spahnsinn“ 

Schon vor der Covid-19-Pandemie waren 
die Konturen der späteren Querdenker- 
Bewegung deutlich zu erkennen. Auf De- 
monstrationen gegen „Impfzwang“ sam- 


Carl von Marr: Die Flagellanten, 

1889, Museum of Wisconsin Art, West 

Bend WI. Die Flagellanten oder Geißler waren eine 
christliche Laienbewegung im 13. und 14. Jahrhundert. 


melte sich bereits 2019 eine Gemengelage 
aus Neonazis, Reichsbürgern, Anhängern 
von Naturheilverfahren, Verschwörungs- 
gläubigen und irrational besorgten Eltern. 
Die Mischung aus berechtigter Kritik an 
der Pharma-Lobby verband sich nahtlos 
mit irrationalen Ängsten und den absei- 
tigsten Verschwörungserzählungen und 
einem offenen und ungehinderten Schau- 
laufen von Neonazis. Impfen sei „Gift- 
mord“ an Kindern, die Politiker_innen nur 
die Marionetten der Pharma-Industrie, 
welche die Menschen als Versuchskanin- 
chen missbrauchen würden. 

Ähnlich wie bei den historisch ver- 
gleichbaren Verschwörungsmythen sah 
man sich auch hier als im Besitz der Wahr- 
heit gegenüber einer dunklen Verschwö- 
rung und der Verschwörungsmythos fun- 
gierte als Bindeglied unterschiedlicher 
Gruppen, die zuvor nicht in Kontakt mitei- 
nander gestanden hatten. 

Waren es im 14 Jahrhundert chiliasti- 
sche Heilserwartungen, welche die Geiss- 
ler-Bewegung befeuerte, sind es im 21. 
Jahrhundert der Glaube, eine allmächtige 
Elite kontrolliere den Alltag und der 
Wunsch nach einer Rückkehr zu einem 
vermeintlichen „Urzustand“ des Menschen 
und des Körpers, der durch die moderne 
Medizin und das Impfen in Frage gestellt 
würde. So ist auffallend, wie viele Ärzt_in- 
nen aus dem Gebiet der Naturheilverfah- 
ren und der Anthroposophie die Stich- 
wortgeber bekannter Organisationen sind, 
wie z.B.die „Ärzte für eine individuelle 
Impfentscheidung“ oder die „Ärzte für 
Aufklärung“. . 


Literatur: 

Klaus Bergdolt: Der schwarze Tod in Europa. Die große 
Pest und das Ende des Mittelalters. München 2000. 
Stiftung Kloster Dalheim und Dr. Ingo Grabowsky: Ver- 
schwörungstheorien - früher und heute. Münster 2019. 
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RASSISMUS 


Im Zweifel 


gegen die Angeklagten 


Ein politisches Urteil nach dem Brand im Lager Moria 


SOLIDARITÄTSKAMPAGNE #FREETHEMORIA6 


BE Griechenland. Nach der Zerstörung des 
berüchtigten Lagers Moria durch mehrere 
Brände im September 2020 wurden am 12. 
Juni 2021 vier jugendliche Geflüchtete auf 
Chios wegen “Brandstiftung mit Gefähr- 
dung von Menschenleben” zu 10 Jahren 
Gefängnishaft verurteilt. Zwei der insge- 
samt sechs Angeklagten waren bereits im 
März vor dem Jugendgericht in Lesbos zu 
5 Jahren Haft verurteilt worden. 

Die vier nun verurteilten jungen Afgha- 
nen wurden wegen Brandstiftung mit Ge- 
fährdung von Menschenleben, Zerstörung 
von Privateigentum und Mitgliedschaft in 
einer kriminellen Vereinigung angeklagt. 
Verhaftet und nun verurteilt wurden sie 
aufgrund der Aussage eines einzigen Au- 
genzeugen, der gesehen haben will, wie 
sie ein Feuer in Moria legten. Der Prozess, 
der auf Chios stattfand, dauerte zwei Tage 
und wurde durch internationale Prozess- 
beobachter*innen als unfaires und gegen 
rechtsstaatliche Prinzipien verstoßendes 
Verfahren kritisiert. Trotz mangelhafter 
Beweisgrundlage und persönlicher Abwe- 
senheit des einzigen angeblichen Augen- 
zeugens wurden die Betroffenen unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit zu langen 
Haftstrafen verurteilt. Vor dem Gerichts- 
gebäude zeigten dutzende Menschen ihre 
Solidarität mit den Angeklagten. 

Bereits im Vorfeld hatten über 70 euro- 
päische Organisationen, Gruppen und In- 
itiativen sowie hunderte Einzelpersonen im 
Rahmen der Kampagne #FreeTheMoria6 
lautstark einen transparenten Prozess ge- 





fordert und ihre Solidarität mit den „Moria 
6“ gegen das tödliche europäische Grenz- 
regime verkündet. Denn schon vor Beginn 
des Prozesses gab es Anhaltspunkte dafür, 
dass das Recht der Angeklagten auf ein 
faires und gerechtes Verfahren nicht ge- 
währleistet werden würde und sie statt- 
dessen in einem politischen Schauprozess 
als Sündenböcke für die unmenschliche 
EU-Migrationspolitik herhalten sollten. So 
wurden die Angeklagten in der griechi- 
schen Öffentlichkeit und medialen Be- 
richterstattung immer wieder vorverur- 
teilt. Bereits am Tag nach ihrer Verhaftung 
am 16. September 2021 hat der griechi- 
sche Migrationsminister Mitarachi in ei- 
nem Interview mit CNN die Jugendlichen 
als Schuldige für die Feuer im Lager Moria 
präsentiert. Die Befürchtung eines weite- 
ren Schauprozesses entstand auch im Hin- 
blick auf die bereits stattgefundene erste 
Gerichtsverhandlung gegen zwei der An- 
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geklagten, bei dem massive rechtsstaatli- 
che Mängel dokumentiert wurden und der 
mit einem Schuldspruch trotz derselben 
zweifelhaften Beweislage endete. 

Rückblickend haben sich bei dem Pro- 
zess gegen die vier Angeklagten alle Be- 
fürchtungen bestätigt. Von Anfang bis En- 
de wurden rechtsstaatliche Grundsätze 
nicht erfüllt. Angeblich aufgrund von Pan- 
demie-Beschränkungen war es der Öf- 
fentlichkeit, einschließlich Journalist*innen 
und unabhängigen Prozessbeobachter*in- 
nen (z. B. vom European Lawyers for De- 
mocracy and Human Rights (ELDH)), trotz 
vorheriger Anmeldung nicht erlaubt, das 
Verfahren im Gerichtssaal zu verfolgen, 
womit die Verhandlung de facto unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit stattfand. 
Dennoch waren, trotz der hohen Poli- 
zeipräsenz rund um das Gebäude, min- 
destens sechs Polizeibeamte im Gerichts- 
saal anwesend. 

Der bestehende Nachweis über die 
Minderjährigkeit von drei der vier Ange- 
klagten, den die Verteidigung des „Legal 
Centre Lesbos“ einbrachte, wurde vom 
Gericht ignoriert und der Prozess nicht vor 
einem Jugendgericht verhandelt. Abge- 
lehnt wurde auch der Antrag auf eine an- 
gemessene Übersetzung für die Ange- 
klagten. Absolut skandalös ist jedoch, 
dass der Hauptzeuge der Anklage bzw. 
der einzige Belastungszeuge, dessen Aus- 
sage zur Verhaftung geführt hat, nicht im 
Gerichtssaal erschien und es damit keine 
Möglichkeit für die Verteidigung gab, ihn 








zu befragen. Seine schriftliche Zeugen- 
aussage war voller Fehler und Widersprü- 
che: So hat es an der Stelle, wo er die An- 
geklagten angeblich beobachtet haben 
will, nach Aussage der Feuerwehr zu dem 
Zeitpunkt keinen Brand gegeben. Zum 
Zeitpunkt des Prozesses war der Haupt- 
zeuge „nicht mehr auffindbar“, inzwischen 
ist bekannt, dass er in Deutschland ist. 
Nach Anhörung der Schlussplädoyers 
am zweiten Tag kamen die drei Richter 
und vier Geschworenen zu einem einstim- 
migen Urteil und sprachen die Angeklag- 
ten der Brandstiftung mit Gefährdung von 
Menschenleben unter erschwerenden Um- 
ständen der Sachbeschädigung schuldig. 
Der Vorwurf der Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Vereinigung wurde fallen ge- 
lassen. Die vier Beschuldigten wurden zu 
je 10 Jahren Gefängnis verurteilt. Mildern- 
de Umstände, wie z.B. keine Polizeieinträ- 
ge, die fatale Situation in Moria, das junge 
Alter der Angeklagten oder ihre gute Füh- 
rung im Gefängnis wurden dabei nicht be- 
rücksichtigt. Nach dem Prozess legten die 
Verteidiger*innen Berufung ein und 
drückten ihre Wut und Ungläubigkeit aus, 
aber auch ihren Willen, weiter für die Frei- 
heit der „Moria 6“ zu kämpfen, wenn nötig 
bis vor dem Europäischen Gerichtshof. 
Der intransparente und unfaire Fall der 
„Moria 6“ ist kein Einzelfall, sondern Teil 
einer systematischen Praxis von illegiti- 
men und diskriminierenden Vorgehens- 
weisen gegen Menschen auf der Flucht. 
Die Verhaftung und Verurteilung einzel- 
ner, angeblich schuldiger Migrant*innen 
wird von den griechischen Behörden ge- 
nutzt um von der strukturellen Gewalt des 
Hotspot-Systems und bestehenden Men- 
schenrechtsverletzungen abzulenken. 
Diese „Strategie“ konnte auch schon in 
früheren Fällen wie z.B. im Fall der soge- 
nannten „Moria 35“ beobachtet werden. 
Die Gerichtsurteile gegen die „Moria 6“ 
lenken von den Umständen ab, warum es 
in Moria gebrannt hat. Auch wenn dieses 
Mal das berüchtigste griechische Hots- 
pot-Lager komplett niedergebrannt ist, 
war es längst nicht das erste Feuer in Mo- 
ria, und auch in anderen Hotspots gab es 
immer wieder Brände. Bereits an Ostern 
2020 brannte das halbe Lager Vial auf der 
Nachbarinsel Chios nach Protesten der Be- 





wohner*innen ab. Anlass für die Wut der 
Menschen im Lager war der Tod einer 
46-jährigen Frau im Camp, die nach einem 
Klinikaufenthalt und einem negativen Co- 
vid-19-Test am Rande des Camps in ei- 
nem Container isoliert wurde. Auch wegen 
dieses Feuers sollen 15 Beschuldigte Ge- 
flüchtete aus dem Lager zu Sündenböcken 
gemacht werden. Der Prozess gegen die 
„Vial 15“ folgt kurz nach dem gegen die 
„Moria 6“. Die Bedingungen unter der Co- 
rona-Pandemie in den Camps hat die oh- 
nehin fatale Lage von Überbelegung in den 
Hotspots nochmal dramatisch verschlim- 
mert. Die konservative griechische Regie- 
rung, die ohnehin seit einiger Zeit ver- 
sucht, aus den Hotspots geschlossene 
Camps zu machen, nutzte die Pandemie 
für monatelange Ausgangssperren in den 
Camps. Als die ersten Infektionen Moria 
erreichten, wurden die Infizierten oder an- 
dere nicht aus den hygienisch unhaltbaren 
Umständen im Lager herausgeholt, son- 
dern verschiedene Gruppen sollten im La- 
ger isoliert werden - was Unmut und 
Angst im Lager auslöste. Gleichzeitig wur- 
de ein Vertrag der griechischen Regierung 
öffentlich, der Anlagen zur kompletten 
Abriegelung des Lagers beinhaltete. Das 
Europäische Grenzregime und die griechi- 
sche Regierung haben vor dem Brand in 
Moria also die Situation genutzt, um ihren 
Plänen von riesigen Freiluftgefängnissen 
auf den Hotspotinseln näher zu kommen, 
nachdem ihre Pläne von geschlossenen 
Camps kurze Zeit vorher noch an den 
deutlichen Protesten und Widerstand auch 
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der Inselbevölkerung gescheitert waren. 
Bemerkenswert ist aber vor allem, dass es 
bei den Bränden sowohl in Moria als auch 
in Vial ausschließlich zu Sachschaden ge- 
kommen ist. Während im „Normalbetrieb“ 
dieser Lager also an Gewalt, fehlender 
medizinischer und anderer Versorgung 
oder schlicht an der Kälte im Winter leider 
regelmäßig Menschen sterben, echauffiert 
sich eine Weltöffentlichkeit über Feuer, die 
lediglich Zelte und Container verbrannt 
haben. Das veranlasste griechische, linke 
Solidaritätsstrukturen in ihrem Aufruf zum 
Prozess gegen die „Moria 6“ zu der Aussa- 
ge: „Das Verbrechen ist nicht, dass Moria 
angezündet wurde, sondern, dass es exis- 
tiert hat!“ 

Zwar sind die aktuellen Urteile gegen 
die „Moria 6“ eine schwere Niederlage im 
Kampf für Gerechtigkeit, aber Aktivist*in- 
nen und Unterstützer*innen der Betroffe- 
nen sind sich einig, dass sie mit den zu 
Unrecht Verurteilten weiter solidarisch 
sein und die Verteidigung dabei finanziell 
unterstützen werden, alle Rechtsmittel 
auszuschöpfen, um innerhalb eines fairen 
Prozesses die Unschuld der Angeklagten 
zu beweisen. . 


Spendenkonto: 

Rote Hilfe e.V./ OG Hannover 

IBAN: DE42 4306 0967 4007 2383 57 
BIC: GENODEM1GLS 

GLS Bank 

Verwendungszweck: 

Cant evict SolidarityE 





AIB 131 2.2021 43 


Rassismus 





RASSISMUS 


EU-Abschottungspolitik 


BEE Die „Nadir“ war erst drei Tage im Ret- 
tungseinsatz, als sie Mitte Juni im Mittel- 
meer 86 Schiffbrüchige entdeckte. Weil 
das von dem deutschen Verein „Resqship“ 
betriebene Segelschiff die Menschen nicht 
alle selbst aufnehmen konnte, verteilte die 
Besatzung an die Hälfte von ihnen Ret- 
tungswesten, sie mussten jedoch in ihrem 
manövrierunfähigen Holzboot bleiben. 
Weil sie in maltesischen Gewässern trieben, 
bat „Resqship“ die Behörden Maltas um 
Unterstützung. Die aber informierten wie- 
derum nur die libysche Küstenwache, die 
ein Schiff schickte. Als die Migrant*innen 
sich weigerten, zurück nach Libyen gebracht 
zu werden, fuhr das Schiff wieder ab. Die 
Menschen blieben erstmal auf dem Meer. 

Nur drei Tage zuvor hatte “Ärzte ohne 
Grenzen“ mit seinem Schiff „Geo Barents“ 
einen Hafen für 410 aus Seenot gerettete 
Migrant*innen gesucht - und tagelang kei- 
nen gefunden. Die Menschen hätten „er- 
schütternde Reisen hinter sich und seien 
erschöpft“, schrieb die Organisation auf 
Twitter. 

Der „Sea-Eye 4“ des gleichnamigen 
deutschen Vereins hatten die italienischen 
Behörden zwar in der Vorwoche erlaubt, 
mit 408 Geretteten in einen sizilianischen 
Hafen einzufahren. Dort aber wurde das 
Rettungsschiff an die Kette gelegt - unter 
Verweis auf „technische Gründe“. 

In den folgenden Tagen gab es gleich 
mehrere Unglücke im zentralen Mittel- 
meer, sodass die Zahl der ertrunkenen 
Flüchtlinge und Migrant*innen in der Re- 
gion von Januar bis Mitte Juni auf 813 an- 
schwoll. Das waren mehr als doppelt so 
viele Tote wie im Vorjahreszeitraum. 


am Mittelmeer 


CHRISTIAN JAKOB 


Die EU setzt vor allem auf die libysche 
Küstenwache, die von Januar bis Juni 2021 
insgesamt 10.500 Menschen auf dem Meer 
eingefangen und zurück nach Libyen ge- 
bracht hat, wo sie auf unbestimmte Zeit 
interniert wurden. 

EU-Parlamentspräsident David Sassoli 
forderte eine europäische Mission zur Ret- 
tung von Flüchtlingen im Mittelmeer. „Es 
ist nicht länger hinnehmbar, diese Verant- 
wortung allein den NGOs zu überlassen.“ 
Resonanz fand der Vorschlag nicht. 

Stattdessen verließ am 12. Juni das 
deutsche U-Boot „U 35“ seinen Heimatha- 
fen Eckernförde um an der EU-Operation 
„Irini“ teilzunehmen. Es herrsche „inner- 
halb der Besatzung eine große Vorfreude 
auf den anstehenden Einsatz“, verkündete 
die Bundeswehr. Die Operation „Irini“ soll 
das Waffenembargo gegen Libyen über- 
wachen, aber auch die „Schleuseraktivitä- 
ten“ auf den Flüchtlingsrouten im Mittel- 
meer stören. 

Die EU-Grenzschutzagentur Frontex 
rüstete derweil auf. Im Juni schickte Airbus 
die erste reguläre Frontex-Aufklärungs- 
drohne vom Typ Heronl in die Luft. Der 
Publizist Matthias Monroy rechnete damit, 
dass schon bald auch der britische Kon- 
zern Thales für Frontex in Griechenland 
eine Drohne des Typs Hermes 900 einset- 
zen könnte. In der zweiten Junihälfte en- 
dete auch eine öffentliche Ausschreibung 
zur Beschaffung von insgesamt 2.500 
halbautomatischen Pistolen und 3,6 Milli- 
onen Schuss Munition, Holstern und Trai- 
nings für die neue Frontex-Grenztruppe. 
Das war selbst dem ehemaligen Fron- 
tex-Interims-Chef Gil Arias nicht geheuer. 
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Der sagte dem britischen „Guardian“, er sei 
„tief besorgt“ über die Entscheidung, Be- 
amte zu bewaffnen, und ihre „Unfähigkeit, 
das Eindringen der Rechtsextremen in ih- 
re Reihen zu stoppen“. 

Aktiv gegen Frontex wurde derweil ein 
NGO-Bündnis, das die Agentur im Namen 
von zwei Asylbewerber*innen beim Euro- 
päischen Gerichtshof verklagt. Die Betrof- 
fenen, eine Frau aus Burundi und ein un- 
begleiteter Minderjähriger, seien auf der 
griechischen Insel Lesbos „gewaltsam zu- 
sammengetrieben, angegriffen, ausge- 
raubt, (...) kollektiv ausgewiesen und 
schließlich auf Flößen ohne Wasser, Nah- 
rung oder Navigationsmöglichkeit auf dem 
Meer ausgesetzt worden“, hieß es in einer 
Erklärung von Front-Lex. Die Betroffenen 
seien bei ihrem Versuch, Asyl in der EU zu 
beantragen, Opfer weiterer sogenannter 
Pushbacks geworden, teilten die Organi- 
sationen Front-Lex, das Progress Lawyers 
Network sowie die griechische Gruppe der 
Menschenrechtsorganisation Helsinki Mo- 
nitor mit. Die Tätigkeit von Frontex vor der 
griechischen Küste stelle „einen eklatanten 
Verstoß gegen die EU-Grundrechtecharta, 
den Vertrag über die Arbeitsweise der EU 
und die Frontex-Bestimmungen“ dar. 

Aber nicht alle gewaltsamen Zurück- 
weisungen an der EU-Außengrenze gehen 
auf das Konto von Frontex. Vom 17. bis 19. 
Mai hatte die marokkanische Armee vorü- 
bergehend darauf verzichtet, den Grenz- 
zaun zur spanischen Exklave Melilla zu 
bewachen. Daraufhin kamen rund 8.000 
Menschen in 48 Stunden nach Ceuta - so 
viele wie noch nie in so kurzer Zeit. Viele 
von ihnen schwammen, ein junger Marok- 
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kaner ertrank dabei. In nur einer Woche 
brachten die spanischen Grenzschützer 
rund 7.000 der Angekommenen zurück 
auf die marokkanische Seite der Grenze. 
Eine Asylprüfung gab es für sie zuvor 
selbstredend nicht. Nur einige Minderjäh- 
rige wurden nicht sofort wieder abge- 
schoben. Das Europaparlament forderte 
den baldigen Abschluss eines Abschiebe- 
abkommens der EU mit Marokko. Das 
Land solle sein „Engagement für mehr Zu- 
sammenarbeit im Bereich Migration und 
Grenzsicherung einhalten“. Schon seit 
2000 laufen Verhandlungen zwischen Ma- 
rokko und der EU über ein multilaterales 
Rückführungsabkommen, mit dem auch 
Drittstaatler*innen - also nicht-marokka- 
nische Staatsbürger*innen - direkt nach 
Marokko abgeschoben werden können. 
Auch am östlichen Rand des Mittel- 
meers wurde die Lage für Geflüchtete 
schwieriger. Menschen aus Somalia, Pakis- 
tan, Afghanistan, Syrien und Bangladesch 
sollen in Griechenland künftig keinen 
Asylantrag mehr stellen können, wenn sie 
aus der Türkei übersetzen, kündigte 
Migrationsminister Notis Mitarakis an. Bei 
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der Türkei handele es sich um ein „sicheres 
Drittland“. Dabei schiebt die Türkei sehr 
wohl auch in Kriegsgebiete ab. 

Am liebsten aber wäre es den Griechen, 
die Menschen würden gar nicht erst aus 
der Türkei herüber kommen. Dafür hat die 
Polizei in Griechenland künftig eine Schall- 
kanone im Einsatz. Das auf einem Polizei- 
panzer montierte Gerät macht einen „oh- 
renbetäubenden Lärm mit der Lautstärke 
eines Düsentriebwerks“, wie Matthias 
Monroy bei Netzpolitik berichtete. Es sei 
Teil einer „Anlage mit Mauern aus Stahl, 
die zusammen mit Drohnen an der 200 Ki- 
lometer langen Grenze zur Türkei zur 
Migrationsabwehr installiert und getestet 
wird“. Das Fahrzeug des kanadischen Her- 
stellers Streit stamme aus einer Serie be- 
schlagnahmter „Typhoon“-Panzerwagen, 
die über Dubai illegal nach Libyen expor- 
tiert werden sollten. 

Der Stahlzaun ähnelt jenem an der 
US-Grenze zu Mexiko. Beobachtungstür- 
me mit Kameras, Nachtsichtgeräten und 
Sensoren schicken Daten an Kontrollzent- 
ren, die dort mit Hilfe künstlicher Intelli- 
genz ausgewertet werden, um verdächtige 





Bewegungen auszumachen. Das ermögli- 
che „ein klares Bild zu einem Zeitpunkt, an 
dem sich etwaige Migranten noch in eini- 
ger Entfernung von der Grenze befänden“, 
sagte Dimonsthenis Kamargios, der Leiter 
der regionalen Grenzkontrollbehörde, der 
Nachrichtenagentur AP. 

Nicht vorangegangen ist indes der Bau 
des neuen Aufnahmelagers auf der Insel 
Lesbos. Die Ausschreibung für den Bau der 
Einrichtung, die bis zu 5.000 Menschen 
aufnehmen soll, lief im Juni noch immer. 
Migrationsminister Mitarakis sagte, es ge- 
be einen „Notfallplan“ um zu verhindern, 
dass Tausende Menschen auch den kom- 
menden Winter in überfluteten, schlammi- 
gen Zelten auf Lesbos verbringen müssen. 
Auch für die benachbarten Inseln Chios, 
Samos, Kos und Leros sind Aufträge für 
Lager-Neubauten ausgeschrieben, auf 
letzteren drei sollen sie noch vor dem 
Winter in Betrieb genommen werden. ® 
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Misogynie 


Die Diskriminierung von FLINTA! in 


BEE Der Neonazi Sven Liebich steht vor der 
JVA Chemnitz. Über ein Megafon brüllt er 
Hassnachrichten gegen die dort inhaftier- 
te Antifaschistin Lina E, sie möge „im Knast 
verrecken“ oder ihr sollten „Würste, Zuc- 
chini und Gurken“ für den „Rest ihres Le- 
bens nur noch in Scheiben“ gereicht wer- 
den. Dabei kommt er sich vermutlich wie 
ein richtig großer, starker Junge vor. Er teilt 
das Video auf seinen Telegram-Kanälen, 
der größte davon hat über 10.000 Abo- 
nenntinnen. Die Kommentare unter dem 
Video strotzen vor mindestens genau so 
viel Frauenverachtung wie das Video, das 
selbstverständlich nicht ohne einen grob- 
schlächtigen Sexwitz auskommen konnte 
- Zucchini und Gurken als phallisches Ge- 
müse, vastehste? 

Wenn FLINTA attackiert werden, dann 
werden sie in der Regel mittels ihrer Dis- 
kriminierung im Geschlechterverhältnis 
attackiert. Dies impliziert misogyne und 
queerfeindliche Abwertung, Sexualisierung 
und sexuelle Gewalt. Lina E., über deren 
Minirock die bürgerliche Presse wesentlich 
lieber berichtete, als über die Unverhält- 
nismäßigkeit der Untersuchungshaft und 
Anklage, ist nur eine von vielen Frauen, die 
zur Zielscheibe der bürgerlichen und ext- 
remen Rechten geworden sind. 

Die misogyne GamerGate-Kampagne 
gegen eine „feministische und kulturmar- 
xistische Bedrohung der Videospielszene*, 
welche als Ursprung der „Alt Right“-Bewe- 
gung begriffen werden muss oder die 
sexistischen Angriffe auf die ehemalige 
Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton 
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den sozialen Medien. 


VERONIKA KRACHER 


sind recht prominente Beispiele der letz- 
ten Jahre. Auch in Deutschland gab und 
gibt es zahlreiche Attacken gegen vor al- 
lem linke, oder auch nur einen Millimeter 
links vom konservativen Status Quo ab- 
weichende, in der Öffentlichkeit stehende 
FLINTA. Die Drohbriefe des NSU 2.0 gin- 
gen vor allem an Politiker*innen und Akti- 
vist*innen wie die Linken-Abgeordneten 
Jule Nagel, Martina Renner, Anne Helm 
und Janine Wissler, Kabarettistin Idil Bay- 
dar und taz-Kolumnist*in Hengameh 
Yaghoobifarah. Der Wahlkampf gegen die 
Kanzlerkandidatin der Grünen, Annalena 
Baerbock, wird mit niederträchtigen Mit- 
teln wie gefälschten Nacktbildern geführt 
- was man bei einem männlichen Kandi- 
daten niemals getan hätte. 

Im Frühjahr 2021 erreichten auch die 
immer wieder aufflammenden Angriffe 
gegen die Comedienne und Aktivistin Jas- 
mina Kuhnke einen Höhepunkt: Trolle ver- 
öffentlichten ihre Adresse und schickten 
ihr Postkarten mit implizierten Vergewal- 
tigungsdrohungen. Diese Angriffe erfol- 
gen auch auf niedrigschwelliger Ebene in 
sozialen Medien: Jede Frau oder queere 
Person mit einer gewissen Reichweite, die 
sich auf Facebook oder Twitter wagt, öf- 
fentlich zu äußern, muss mit einer ganzen 
Reihe sexistischer oder antifeministischer 
Kommentare rechnen. Dies ist jedoch kei- 
ne Sache von Trollen oder der extremen 
Rechten. Gerade in den Attacken gegen 
linke Frauen spielen sich die bürger- 
lich-konservative Sphäre und User mit 
Groyper-Profilbildern? gerne den Ball zu. 





Ein Beispiel ist die vom WELT-Journalis- 
ten Reiner Meyer initiierte Schmierenkam- 
pagne gegen die Politikwissenschaftlerin 
Natascha Strobl. Meyer, der in einer bes- 
seren Welt ein kläglicher „Achan“-Troll oh- 
ne Reichweite geworden wäre, hatte im Ju- 
li 2020 einen diffamierenden Artikel gegen 
Strobl veröffentlicht, der darin mündete, 
dass die Wissenschaftlerin im Minutentakt 
Drohnachrichten erhielt, die Gedenkseite 
ihres verstorbenen Vaters verschandelt 
wurde, und sie sich letztendlich dazu ge- 
nötigt sah, Twitter zu verlassen. Wie der 
Faktenchecker-Blog „Volksverpetzer“ her- 
ausarbeitete, besteht Meyers Publikum zu 
einem nicht unbeträchtlichen Teil aus Fans 
der „Identitären Bewegung“ oder der AfD; 
seine Artikel werden sogar von der extrem 
rechten „Burschenschaft Danubia Mün- 
chen“ geteilt’. Während Männer wie Meyer 
Aufmacher über die Bedrohung der Mei- 
nungsfreiheit durch „Cancel Culture“ 
schreiben, werden durch solche Angriffe 
regelmäßig progressive Stimmen aus der 
Öffentlichkeit verdrängt. Ein anderes Bei- 
spiel aus dem Hause Springer ist der 
BILD-Redakteur Ralf Schuler, der in Mo- 
menten der Langeweile gerne Tweets von 
teils sehr jungen Antifaschistinnen auf 
Twitter veröffentlicht und mit hämischen 
Kommentaren versieht. Ein Zeichen an die 
Community, sich an diesen unbotmäßigen 
Weibern etwas abzuarbeiten. Gerade für 
junge FLINTA kann dies ausgesprochen 
belastend sein. Derartige Artikel oder 
Tweets müssen bei Springer-Zeitungen 
nicht als „Ausrutscher“, sondern als inte- 
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graler Bestandteil der reaktionären Agenda 
des Verlagshauses begriffen werden. 

Die Philosophin und Autorin Kate Man- 
ne bezeichnet dieses Verhalten als Miso- 
gynie: Das aktive Bestrafen von Frauen da- 
für, sich den patriarchalen Anforderungen 
an das „Frausein“ zu widersetzen. Dazu 
zählt einerseits das Bereitstellen „weiblich 
codierter Güter“ wie Zeit, Zuneigung, Auf- 
merksamkeit und Sex. Andererseits soll- 
ten Frauen darauf verzichten, männlich 
codierte Güter wie „gesellschaftliche Füh- 
rungspositionen, Autorität, Einfluss, Geld 
und andere Machtformen, sowie gesell- 
schaftlicher Status, Prestige, Rang und de- 
ren Marker“ für sich in Anspruch zu neh- 
men. Konkret bedeutet das, sich aus 
männlich konnotierten Sphären, wie der 
öffentlichen Meinungsäußerung, fernzu- 
halten. Es gibt kaum eine größere Verwei- 
gerung patriarchaler Weiblichkeitsanfor- 
derungen als den Feminismus, weshalb 
gerade Feminist*innen immer wieder Op- 
fer misogyner Attacken werden. Hierbei 
sollte auch die Verbindung zwischen An- 
tifeminismus und Antikommunismus be- 
trachtet werden: Weder die bürgerlich-po- 
pulistische, noch die extreme Rechte 
zeichnen sich durch eine besondere Be- 
griffsschärfe aus, und mit einer derartigen 
antikommunistischen Tradition wie in 
Deutschland wird im Großen und Ganzen 
jede Form progressiven Aktivismus unter 
dem gespenstischen Label des Kommu- 
nismus wahrgenommen. So ist die Abwehr- 
haltung gegenüber emanzipatorischen 
Kämpfen nicht nur die Angst um die eige- 





ne, auf der systematischen Unterdrückung 
anderer basierender Vormachtstellung, 
sondern steht in der Tradition jahrhunder- 
tealter, reaktionärer Ressentiments. 

Besonders bitter ist es, wenn sich ande- 
re Marginalisierte in die Attacken gegen 
jene, denen sie eigentlich verbündet ge- 
gen die Herrschaft zur Seite stehen sollten, 
einreihen. Initiatorin des letzten Shit- 
storms gegen Jasmina Kuhnke war die 
Journalistin Anna Dobler. Nachdem Kuhn- 
ke einen rassistischen Tweet Doblers mit 
„Halt die Fresse“ kommentiert hatte, rief 
Dobler ihre über 15.000 Follower dazu auf, 
den Hashtag „HaltdieFresseJasmina“ tren- 
den zu lassen - der Beginn von Wochen 
andauerndem Online-Terror. 

Der von der Schwarzen Feministin Moya 
Bailey geprägte Begriff der „Misogynoir“ 
beschreibt das intersektionale Zusam- 
menfließen von Rassismus und Misogynie 
gegenüber Schwarzen Frauen, denen man 
es in einer Weißen Mehrheitsgesellschaft 
besonders übel zu nehmen scheint, wenn 
sie diese kritisieren. Diese hat sich bei den 
Angriffen gegen Kuhnke deutlich gezeigt; 
sei es in klassischen Vorwürfen gegenüber 
Schwarzen Frauen als laut oder unbe- 
quem, als auch in rassistischen Karikatu- 
ren oder Kommentaren über die Aktivistin 
als vierfache Mutter. 


Gesellschaft 





Die misogyne Community stellt sich in Form in ihren 
Internetmemes als Pepe the Frog dar. (Tumblr) 


Der Schöpfer des Comic-Frosches geht gegen die Verein- 
nahmung der Figur durch die extremen Rechte gerichtlich 
vor. 


„Seht, nicht alle Frauen sind hysterische 
Feministinnen! Ich zähle zu den guten 
Mädchen!“ scheint Dobler ihrem aus reak- 
tionären InfluencerInnen bestehenden 
Netzwerk beweisen zu wollen. Einerseits, 
weil ihr Schultertätschler von Chauvinisten 
wichtiger scheinen als Solidarität, ande- 
rerseits, um sich potentiell selbst durch 
ihren Antifeminismus und Rassismus vor 
Angriffen aus der eigenen Blase zu schüt- 
zen, und drittens, weil man sich als Weiße 
Frau vermutlich selbst gut narzisstisch 
überhöhen kann, indem man sich rassis- 
tisch verhält. 

Leider leben wir nach wie vor in einer 
Gesellschaft, die von Grund auf antisemi- 
tisch, rassistisch, klassenchauvinistisch, 
misogyn und queerfeindlich ist. Und leider 
können wir auch reaktionäre Menschen 
nicht einfach auf eine Insel ohne Zugang 
zu Druckerpressen oder Internet verban- 
nen. Deswegen ist jene Waffe, die uns vor- 
erst bleibt, die Solidarität mit Betroffenen. 
Also: Schreibt Genossin Lina solidarische 
Briefe, schickt ihr Spenden, mischt euch in 
misogyne Debatten auf Social Media ein. 
Das ist das mindeste, was man tun 
sollte. . 


1 Frauen, Lesben, Intergeschlechtlige, Nichtbinäre, Transgeschlechtliche und Agender Personen 2 Das Internet-Meme 
„Pepe the Frog“ wurde in den 2010er Jahren ein Symbol der Alt-Right-Bewegung und von weißen Rassisten. Matt Furie 
- der „Pepe der Frosch“-Schöpfer - gewann 15.000 Dollar in einem Vergleich gegen des rechte Format „Infowars“ und 
eine Reihe von Klagen gegen die Übernahme seiner Karikatur durch die extreme Rechte. Eine Variante von Pepe - die 
„Groyper“ wurde 2017 populär. Eine froschähnliche Kreatur, deren Kinn auf verschränkten Fingern ruht. 3 Laschyk, 
Thomas: Pseudo-“Panoramagate“: Lügen, Ablenkungen & rechtsextreme Gewaltandrohungen, auf: volksverpetzer.de, 


29.07.2020, URL: https://www.volksverpetzer.de/schwer-verpetzt/panoramagate 4 Manne, Kate: Down Girl - 


der Misogynie, Suhrkamp Verlag, Berlin 2020, S. 193 


Die Logik 
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Staatliche Repressionsmaßnahmen unter dem Einsatz von Undercover-Polizisten werden auch zehn Jahre nach 


der Enttarnung des britischen „Spycops“ Mark Kennedy noch weiter aufgedeckt. 


Politisch motivierte 


BEE Nach einer Kneipentour durch Berlin- 
Friedrichshain fragte mich mein Freund 
Mark plötzlich, ob ich Neonazis kennen 
würde, die wir zusammen mit seiner „Antifa- 
Crew“ aus England angreifen könnten. Da 
ich mit ihm vorher noch nie über deutsche 
Neonazis gesprochen hatte, fragte ich 
mich, ob er ein Agent-Provocateur-Spion 
sein könnte. 

Der europaweite Skandal der politisch 
motivierten Undercover-Polizeispionage 
wurde von der Lebensgefährtin des briti- 
schen Polizeispitzels Mark Kennedy aufge- 
deckt, die durch einen Reisepass seine 
wahre Identität herausfand. Kennedys Ge- 
schichte wurde bereits breit erzählt, vom 
Antifaschistischen Infoblatt! bis hin zum 
ARD-Weltspiegel im Januar 2021?. Dass es 
Kennedy auf Linke und Klimaaktivist_innen 
abgesehen hatte’ und sieben Jahre lang quer 
durch ganz Europa spionierte*, ist eben- 
falls gut dokumentiert. Im Jahr 2011 hatte 
der Präsident des Bundeskriminalamtes Jörg 
Ziercke vor dem Bundestag-Innenaus- 
schuss eingeräumt, dass Kennedy auch in 
den drei deutschen Bundesländern (Meck- 
lenburg-Vorpommern, Baden-Württem- 
berg und Berlin) angeheuert worden war, 
um linke Protestbewegungen zu infiltrie- 
ren.’Doch die Aufmerksamkeit der Presse 
für den Kennedy-Skandal flaute schon nach 
einigen Monaten wieder ab. Durch konti- 
nuierliche Proteste, Lobbyarbeit bei Oppo- 
sitions-Politiker_innen, Pressearbeit und 
Informationsveranstaltungen in ganz 
Großbritannien gelang es linken Aktivist_ 
innen, der von Polizei und Politik verbrei- 


JASON KIRKPATRICK 


teten Einzelfallthese entgegenzuwirken 
und weitere verdeckte Ermittler zu enttar- 
nen. 


Geheimnisse aufgedeckt, Spycops 
geoutet 

Im Zuge der Aufarbeitung der Spitzelfälle 
kamen Gemeinsamkeiten ans Licht: Viele 
nutzten LKW‘s oder Vans, um damit Pro- 
testmaterial auszuliefern oder Aktivist_in- 
nen nach Hause zu fahren. Ein effizienter 
Weg um herauszufinden, wo Protestmate- 
rial gelagert wurde, Aktionen geplant wa- 
ren und Aktivist_innen wohnten. Auch 
sollten vorgetäuschte gemeinsame Inter- 
essen ein Gefühl der Kameradschaft er- 
zeugen. Kennedy war bei deutschen Akti- 
vist_innen beispielsweise als Fan des Fuß- 
ballvereins FC St. Pauli bekannt. Nach und 
nach wurden immer mehr Undercover-Po- 
lizisten enttarnt: Darunter Bob Lambert‘, 
der ein gemeinsames Kind mit einer Tier- 
rechtsaktivistin hatte, beide jedoch verließ 
und zu seiner „echten“ Familie zurück- 
kehrte. Später wurde Lambert zum Leiter 
des „Special Demonstration Squad“ (SDS) 
ernannt, eine Polizeieinheit, die seit 1968 
soziale Bewegungen der politischen Lin- 
ken vorwiegend in England und Wales un- 
terwanderte. Danach erfand sich Lambert 
als Geschäftsmann neu und leitete eine 
private Spionagefirma. Daneben lehrte er 
am „John Grieve Centre for Policing and 
Community Safety“ im Referat für Krimi- 
nologie mit Sitz an der „London Metropo- 
litan University“, der Universität „Exeter“” 
und der Eliteuniversität „St. Andrew's in 


Polizeispionage 


Schottland“. Durch Proteste wurde Lam- 
bert dazu gezwungen, von den akademi- 
schen Posten zurückzutreten.® Neben 
Lambert konnten die Identitäten von mehr 
als einem Dutzend ehemaliger Spionage- 
polizisten aufgedeckt werden. Durch in- 
terne Ermittlungen der britischen Polizei 
kamen mehr Geheimnisse ans Licht. Im 
Jahr 2014 erwirkten Frauen, die zu intimen 
Beziehungen mit Polizeispitzeln überlistet 
worden waren, nach jahrelangen Kämp- 
fen, dass sich die Polizei für den sexuellen 
Missbrauch und die Grundrechtsverlet- 
zungen entschuldigen und ihnen hohe 
Entschädigungen zahlen musste.’ 


Undercover Policing Inquiry 

Aufgrund neuer Informationen über ver- 
deckte Ermittlungen gegen „Black-Ju- 
stice-Kampagnen“ durch den Whistleblo- 
wer und Ex-Spycop Peter Francis!? sah sich 
die damalige Premierministerin Theresa 
May dazu gezwungen, eine unabhängige 
öffentliche Untersuchung der verdeckten 
Polizeiarbeit in England und Wales zu ver- 
anlassen. Die „Undercover Policing In- 
quiry“ (UCPI)!: wurde im Jahr 2015 nach 
Enthüllungen ins Leben gerufen, die Poli- 
zei habe Aktivist_innen und Familienmit- 
glieder von Jugendlichen ausspioniert, die 
in den letzten zwei Jahrzehnten bei rassis- 
tischen Angriffen getötet worden waren - 
darunter auch die Familie des ermordeten 
schwarzen Jugendlichen Stephan Lawren- 
ce!?, Aktivist_innen erreichten, die gesam- 
te fast 40-jährige Wirkungszeit des SDS 
von der UCPI untersuchen zu lassen. Durch 
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den Status eines „Core Participant“, was so 
etwas wie sachverständiger Zeuge ist, wur- 
de ich vom UCPI-Vorsitzenden als eines 
von über 200 Opfern von „Spycops“ aus- 
gewählt, denen eine rechtlichen Vertre- 
tung finanziert wurde.'? Anfangs wurde 
behauptet, dass die über 1.000 bespitzel- 
ten Gruppen veröffentlicht werden würden 
und die Aktivist_innen Einblicke in die 
über sie angelegten Polizeiakten erhalten 
würden. Deren Hauptanliegen war es, dass 
die verantwortlichen Entscheidungsträger 
aus Polizei und Politik klar benannt werden 
sollten. All diese Hoffnungen blieben bis- 
lang unerfüllt, stattdessen wurde das Ver- 
fahren von der Polizei mit juristischen 
Tricks bis Ende 2020 verzögert. Begleitet 
wurden die Anhörungen von Protesten, ei- 
ner Anhörungsaussetzung, nachdem dem 
Vorsitzenden von den Beteiligten das Ver- 
trauen entzogen wurde! und Pressekon- 
ferenzen vor dem „Londoner High Court“. 
Während der Anhörungen im November 
2020 wurden Jahresberichte des SDS von 
1968 bis 1972 veröffentlicht einschließlich 
der Jahresbudgets, sowie Protokolle der 
regelmäßigen Spionagetreffen, Berichte 
über die Bespitzelung irischer Solidaritäts- 
gruppen und die Anzahl der Offiziere in 
der Einheit.!° Auch ein „Familienfoto“ der 
ersten SDS-Einheit, Fotos von Spionage- 
polizisten der damaligen Zeit, darunter der 
SDS-Gründer Conrad Dixon wurden veröf- 
fentlicht.!° Zu den aufgedeckten Angriffen 
der britischen Spionagepolizei auf irische 
Gruppen kam auch ein Angriff auf die ehe- 
malige prominente Aktivistin und nordiri- 
sche Ex-Parlamentarierin Bernadette De- 
vlin’”, die jetzt den Status einer UCPI-Kern- 
teilnehmerin anstrebt. Außerdem wurde 
bekannt, dass die Spionagepolizei die 
nordirische Bürgerrechtsvereinigung ins 
Visier genommen hatte, die den „Bloody- 
Sunday“-Protest von 1972 organisiert hatte 
- ein weiterer Skandal, von dem man bis- 
her glaubte, er sei durch die zehnjährige 
„Bloody-Sunday“-Untersuchung aufge- 


klärt worden.!? Da zahlreiche Verstöße ge- 
gen britisches Recht durch die Spionage- 
polizei aufgedeckt werden, wird die UCPI 
die am längsten laufende Untersuchung in 
der britischen Geschichte werden. Bisher 
wurden 60 Millionen britische Pfund aus- 
gegeben, die Hälfte davon für die Polizei. 





SDS-Gründer Conrad Dixon (rechts) und andere 
„Spycops“ im Jahre 1968 


Private Spionage für Unternehmens- 
interessen 

Weniger bekannt sind die Verflechtungen 
zwischen staatlicher Spionage, privaten 
Spionagefirmen und der Unternehmens- 
welt. Rod Leeming, ein Leiter der „Special 
Branch‘s Animal Rights National Index“, 
die Tierrechtsgruppen im Auge behielt, 
gründete später die Sicherheitsfirma „Glo- 
bal Open“. Die private Spionagefirma be- 
riet multinationale Pharmakonzerne, die 
von der Bespitzelung von Tierrechtsakti- 
vist_innen profitierten, was Kennedy eu- 
ropaweit tat.!? Die Firma „Global Open“ 
spielte eine Rolle bei Paul Mercers Infiltra- 
tion der „Campaign Against the Arms Tra- 
de“?° und stellte später Mark Kennedy ein. 
Kennedy erwähnte auch seine Spionagetä- 
tigkeit für das FBl und die US-Sicherheits- 
firma „Densus Group“, als er 2013 vor dem 


„UK Home Affairs Select Committee“ aus- 
sagte. Das Sprungbrett von öffentlich aus- 
gebildeten Spionagepolizisten, die in der 
Privatwirtschaft arbeiten, ist gut doku- 
mentiert. Ein Beispiel ist der Fall der irischen 
„Shell-to-Sea-Kampagne“?!: Hier wurden 
lokale Landwirte und Aktivist_innen nicht 
nur vom britischen Spycop Kennedy infilt- 
riert, sondern die Firma „Shell Oil“ heuerte 
auch lokale Polizisten als Sicherheitschefs 
an und beschenkte die lokale Polizei mit 
großen Mengen an Alkohol, als diese ge- 
gen Aktivist_innen vorging, die gegen eine 
Shell-Erschließung im Westen Irlands pro- 
testierten.?? 


Verfahren in Deutschland 

In Deutschland findet derzeit ein Verfah- 
ren vor dem Verwaltungsgericht Schwerin 
statt, in dem es um die Spitzeltätigkeiten 
Kennedys während des G8-Gipfels im Jahr 
2007 in Heiligendamm geht. Es soll ge- | 
richtlich festgestellt werden, dass der dor- 
tige Einsatz Kennedys gegen Kirkpatrick 
rechtswidrig war. Nach Aussage der 
Rechtsanwältin Anna Luczak stehen die 
Erfolgsaussichten der Klage gut, weil auch 
das LKA vor Gericht den ausschließlich le- 
galen Aktivitäten Kirkpatricks rund um 
den G8-Gipfel nicht widersprochen ha- 
be.?? 

Zu beantworten bleibt, wer den briti- 
schen Polizisten Kennedy nach Deutsch- 
land geholt hat und ob es weiterhin Spio- 
nagepolizisten geben wird, die über Gren- 
zen hinweg unter dem Schutz von Politik 
und Justiz Grundrechte verletzen. Deut- 
sche Gerichtsverfahren und die britische 
„Undercover Policing Inquiry“ werden his- 
torisch als Indikatoren dafür zu werten 
sein, wie sehr diese Staaten die Rechte ih- 
rer Bürger_innen respektieren. Wir werden 
das beobachten. . 


1 antifainfoblatt.de/artikel/meine-spitzel-deine-spitzel 2 Agenten außer Kontrolle: programm.ard.de/TV/daserste/weltspiegel/eid_281063987094569 3 theguardian.com/environ- 
ment/2011/jan/26/mark-kennedy-german-bundestag 4 powerbase.info/index.php/Mark_Kennedy:_A_chronology_of_his_activities 5 heuro-police.noblogs.org/2012/04/mark- 
kennedy-a-mole-in-tarnac/ 6 powerbase.info/index.php/Bob_Lambert 7 web.archive.org/web/20120608110723/http://centres.exeter.ac.uk/emrc/staff.php 8 powerbase.info/ 
index.php/Bob_Lambert 9 theguardian.com/uk-news/2015/nov/20/met-police-apologise-women-had-relationships-with-undercover-officers 10 tmg-uk.org/black-justice-cam- 
paigns-prepare-for-new-inquiry-into-undercover-policing/ 11 ucpi.org.uk 12 en.wikipedia.org/wiki/Murder_of_Stephen_Lawrence 13 ucpi.org.uk/core-participants-list/ 14 
thecanary.co/uk/2018/03/21/breaking-extraordinary-scenes-high-court-participants-lawyers-walk-spying-inquiry/ 15 ucpi.org.uk/published-evidence/ 16 ucpi.org.uk/publica- 
tions/exhibit-wf-13-to-hn3095s-witness-statement-photograph-of-riby-wilson-phil-saunders-conrad-dixon-bill-furner-and-hn332/ 17 campaignopposingpolicesurveillance. 
0m/2020/11/16/ucpi-daily-report-16-nov-2020/ 18 en.wikipedia.org/wiki/Bloody_Sunday_Inquiry 19 youtube.com/watch?v=bBx38iZ14nc 20 undercoverresearch.net/2015/03/ 
22/488/ 21 shelltosea.com/content/ireland-refusing-ask-inclusion-spycops-inquiry 22 shelltosea.com/content/shell-industrial-scale-corruption-irish-police 23 www.freitag.de/ 


autoren/der-freitag/ein-spitzel-unter-linken 
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Neonazi-Kumpanei, Verfolgungseifer 
und anonyme Quellen 


Ermittlungen gegen Antifaschist_innen 


EM Ende Mai 2021 war es offiziell: Im „Fall 
Lina“ klagt die Bundesanwaltschaft vier 
Beschuldigte vor dem Oberlandesgericht 
Dresden an. In den Wochen zuvor wurden 
Medien aus der Springer-Verlagsgruppe 
und ein rechtes Magazin mit Ermittlungs- 
Details unter anderem zu der vermeintli- 
chen „kriminellen Vereinigung“ aus Leipzig 
gefüttert. Im Kern geht es um den Vor- 
wurf, deren Mitglieder hätten eine gleiche 
politische Ideologie geteilt und aus dieser 
heraus gemeinsam Straftaten gegen Neo- 
nazis geplant oder umgesetzt. Lina befin- 
det sich seit November 2020 in Untersu- 
chungshaft, drei Mitangeklagte sind auf 
freiem Fuß. Im Zwischenverfahren muss 
das OLG Dresden nun entscheiden, ob es 
die Anklage zulässt und die Hauptver- 
handlung eröffnen wird. Die Verteidigung 
von Lina geht davon aus, dass sich ein er- 
heblicher Teil der Vorwürfe nicht belegen 
lassen wird. Dennoch wurden Details zu 
den Vorwürfen, Fotos aus den Ermitt- 
lungsakten und exklusive „Hintergrundin- 
formationen“ vorab mit entsprechendem 
Gruselfaktor und Clickbaiting-Teasern an 
eine rechte Leser_innenschaft verkauft. 
Eingebettet war die Berichterstattung in 
die Ankündigung, eine „linkes Netzwerk“ 
hinter den Vorfällen aufzudecken. 


LKA und Neonazis ermitteln gemeinsam? 
Das Landeskriminalamt (LKA) aus Sachsen 
- bekannt für Munitionsverlust und schein- 
bar mangelnde Distanz zur rechten Szene 
- verwendete in mehreren Ermittlungsver- 
fahren Recherchematerial über vermeint- 


in Sachsen 


liche Linksextreme, das ihnen aus dem 
Umfeld lokaler Neonazis übergeben wurde. 
Diese Verfahren standen mit den „helfen- 
den“ Neonazis in keinerlei Bezug. Die Zeit- 
schrift „Kreuzer Leipzig“ berichtete Mitte 
Mai 2021 über die fragwürdigen Arbeits- 
methoden der umstrittenen „Soko LinX“". 
Dazu passt: Bereits Anfang Mai 2021 wurde 
dem extrem rechten Magazin „Compact“ 
vom Landgericht Leipzig untersagt, öf- 
fentlich falsche Darstellungen über im 
Verfahren Unbeteiligte unter dem Titel: 
„EXKLUSIV: Antifas im Knast: Wie Medien 
aus linken Terroristen Justizopfer machen 
wollen“ zu verbreiten?. Um das zu verhin- 
dern hatten die Herausgeber die teils vor- 
bestraften Neonazis Felix Friebel und En- 
rico Böhm als Zeugen ins Verfahren einge- 
führt. Erfolglos: Die vage gehaltenen eher 
pauschalen Erinnerungen, die ihnen über 
Dritte „vom Hörensagen“ zu Ohren ge- 
kommen sein sollen, überzeugten das Ge- 
richt nicht. Der Szene-Anwalt Frank Han- 
nig aus Dresden brachte dazu einen Infor- 
mationsaustausch zwischen einem Be- 
diensteten der Justizvollzugsanstalt 
Regis-Breitingen (in der Friebel eine Haft- 
strafe verbüßte), einem sächsischen 
LKA-Ermittler (der mit dem NPD-Mann 
Enrico Böhm befasst war) und den Neona- 
zis ins Spiel. Dass „passende“ Ermittlungs- 
ergebnisse im „Fall Lina“ von Ermittlern 
gezielt und strategisch an bestimmte 
„Hofjournalisten“ („Die Welt“) durchgesto- 
chen wurden, war bereits offensichtlich. 
Dass nun auch noch solche Kontakte zu 
Neonazis eidesstattlich bezeugt wurden, 


war hingegen erstaunlich. Gegen den da- 
durch belasteten LKA-Beamten musste ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet werden. 
Die Journalisten Aiko Kempen und Edgar 
Lopez berichten bei „Kreuzer Leipzig“ da- 
zu weiter: „Seit 2018 verwendet das LKA 
Sachsen in mehreren Ermittlungsverfahren 
Material über vermeintliche Linksextreme, 
das ihnen aus dem direkten persönlichen 
Umfeld des Ex-NPD-Politikers Enrico 
Böhm übergeben wurde (...)“. Die Rede ist 
von einem 14-seitigen Dossier mit Namen, 
Fotos und Personenbeschreibungen. Über 
eine Ermittlungsakte gegen einen Neonazi 
sei einer Bekannten von Böhm eine private 
Handynummer in die Hände gefallen. Über 
diese seien dann Profilbilder 
Messenger-Diensten und Informationen in 
sozialen Netzwerken recherchiert und ge- 
sammelt worden. Bilder, welche die Er- 
mittlungsbehörden der sächsischen Poli- 
zei noch Jahre später eifrig nutzen. 


aus 


Unschuldig verfolgt seit acht Jahren 

Die Leipziger Zeitung (LZ) berichtet im 
Printheft und auf „L-IZ.de“ über einen äl- 
teren Ermittlungsfall gegen einen antifa- 
schistischen Fußballfan. Der Ablauf ist 
ähnlich wie im „Fall Lina“: Ende April 2021 
wird die Wohnung eines Mitarbeiters der 
Stadtverwaltung vom LKA Sachsen wegen 
des Vorwurfs „Landfriedensbruch“ durch- 
sucht. Der Hintergrund: 2019 wurden am 
Bahnhof Neukieritzsch rechte Auswärts- 
fans des „1. FC Lokomotive Leipzig“ in der 
Regionalbahn mit Pyrotechnik beworfen, 
eine Person erlitt ein „Knalltrauma“. Doch 
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der ehemalige Geschäftsführer des als 
links geltenden Fußballvereins „BSG Che- 
mie Leipzig“ steht bereits seit 2013 im Fo- 
kus der Ermittler’. Deren Vermutung: Er 
soll mit Gleichgesinnten Neonazis verprü- 
gelt haben. Seine erfolglose polizeiliche 
Überwachung wird zu einem grandiosen 
Fehlschlag des LKA Sachsen. Zwei förmli- 
che Beanstandungen des Datenschutzbe- 
auftragten des Landes Sachsen gegen das 
LKA wegen der Verletzung von Verfah- 
rensregelungen bei der Telekommunikati- 
onsüberwachung sowie der Staatsanwalt- 
schaft Dresden wegen Verstößen gegen 
die gesetzliche Löschpflicht von Aufnah- 
men der privaten Lebensgestaltung waren 
die Folge.* Konsequenzen für die verant- 
wortlichen Ermittler, Staatsanwälte und 
Richter wurden nicht gezogen, der poli- 
zeilich Verfolgte musste aufgrund der 
Vorgänge in psychotherapeutische Be- 
handlung. Michael Freitag berichtet in sei- 
nem Hintergrundartikel „Unschuldig ver- 
folgt“ (Leipziger Zeitung) in diesem Zu- 
sammenhang: Da die LKA-Beamten 2021 
auch das Telefon des Beschuldigten be- 
schlagnahmten, gibt seine Lebensgefähr- 
tin ihre Mobilnummer als Behördenkon- 
takt an die Ermittler. Am Tag darauf folgen 
mehrfache anonyme Anrufversuche, bis 
sie schließlich einen Anruf annimmt: „Hen- 
ry soll mal bei Compact-Online schauen“. 
Damit wird wieder ein Fall der vermutli- 
chen Behördenkumpanei mit dem Maga- 
zin bekannt, welches - aus Behördensicht 
eigentlich unseriös - vom Verfassungs- 
schutz beobachtet wird. Der höchst aktu- 
elle „Compact-Online“-Beitrag bringt - 
wie auch bei den anderen Artikeln - vor 
allem jede Menge Ermittlungsdetails an 
die Öffentlichkeit. Die Weitergabe erfolg- 
te offenbar exklusiv, etablierte Lokaljour- 
nalisten blieben uninformiert. Das laut der 
LZ „eher rechercheschwache Netz-Maga- 
zin“ Compact hat also offenbar Freund_in- 
nen in den Behörden. Beim LKA sei dies 
„unmittelbar nach Kenntniserlangung 
durch die Soko LinX angezeigt und der 
Staatsanwaltschaft Leipzig mit der Bitte 


Zugriff im Leipziger 
Linkenviertel 


um Prüfung, ob ein Anfangsverdacht für 
einen Verstoß gegen 8 353b StGB’? 
vorliegt, übersandt“ worden, erklärte ein 
Sprecher gegenüber LZ-Autor Michael 
Freitag®. Wenn die ermittelte Faktenlage 
bei der Polizei eher dünn ist, nützt dann 
der rechte Online-Journalismus der eige- 
nen Agenda? Es kommt noch dicker: Am 
26. Mai 2021 wird um 22:40 Uhr eine an- 
onyme E-Mail mit dem Betreff „Wichtige 
interne Informationen“ mit zwei ange- 
hängten PDF-Dokumenten an den „Mittel- 
deutschen Rundfunk“ (MDR) und den Ar- 
beitgeber des Beschuldigten versandt. Die 
eingescannten Dokumente stammen of- 
fenkundig aus dem Mobiltelefon, welches 
das LKA Sachsen am 28. April 2021 bei 
ihm beschlagnahmt und ausgewertet hat- 
te. Die vom beschuldigten BSG-Fan zuvor 
eingescannten und nur auf diesem Handy 
gespeicherten Dokumente wiesen eindeu- 
tige Knickfalze und Abnutzungszeichen 
am Papier auf. Der Begleittext soll sugge- 
rieren, dieser würde sich selbst belasten 
und enthält den Hinweis: „Bei Fragen 
sprecht mich gerne an. Ich kann euch be- 
stimmt auch Auskunft über meine Anti- 
fa-Genossin Lina E. aus Connewitz geben.“ 
Ein Indiz führt wieder zum ominösen Ver- 
fasser des „Compact-Artikels“: Unter- 
schrieben ist die Fake-E-Mail mit einem 
Spitznamen für den Beschuldigten, der nur 
im „Compact“-Text Verwendung fand. Das 


Repression 





Fazit des LZ-Artikels fällt eindeutig aus: 
„Entweder versandte am Mittwoch ver- 
gangener Woche ein sächsischer Polizei- 
beamter über den anonymen Mailservice 
„Proton“ Inhalte von Henry A.s Mobiltele- 
fon an dessen Arbeitgeber und den MDR. 
Oder das LKA Sachsen hat ein Scheunentor 
großes Leck nach rechtsaußen, welches 
zulässt, dass Dokumente und Unterlagen 
aus laufenden Ermittlungen weitergereicht 
und von Personen genutzt werden kön- 
nen, die außerhalb der grundgesetzlichen 
Rechtsordnung operieren“? 

Zurück zum Verfahren gegen die vier 
Antifaschist_innen vor dem OLG Dresden. 
Laut einer im Mai veröffentlichten Presse- 
mitteiluhng der Verteidigung von Lina ist 
die Beweislage insgesamt eher dünn, die 
Konstruktion einer „kriminellen Vereini- 
gung“ wohl so nicht haltbar. Vielmehr ent- 
stehe der Eindruck, „die Soko LinX und die 
Bundesanwaltschaft standen politisch un- 
ter Druck, endlich auch einmal Ermittlun- 
gen gegen Linke zur Anklage zu bringen. 
(....) Das Ergebnis ihrer Bemühungen steht 
aber auf tönernen Füßen“. Sie stellen fest: 
„Der Kontrast mit tatsächlichem Neona- 
zi-Terror, bei dem die Behörden genauso 
reflexhaft und unabhängig von der tat- 
sächlichen Beweislage von ‚Einzeltätern‘ 
sprechen, liegt auf der Hand.“ . 


1 14. Mai 2021: kreuzer-leipzig.de/2021/05/14/fragwuerdige-arbeitsmethoden 2 4. Mai 2021: jule.linxxnet.de/einstweilige-verfuegung-gegen-das-compact-magazin-04-05-2021 
3 I-iz.de/leben/faelle-unfaelle/2021/05/unschuldig-verfolgt-1-seit-acht-jahren-im-fadenkreuz-des-Ika-sachsen-392954 4 saechsdsb.de/images/stories/sdb_inhalt/oeb/taetig- 
keitsberichte/Ttigkeitsbericht_2017_2018.pdf 5 Printausgabe der LEIPZIGER ZEITUNG (LZ) Nr. 91: „Unschuldig Verfolgt“ von Michael Freitag, 28.05.2021 6 Die Arbeitsstelle nennt 
dann auch die BILD-Zeitung. 7 Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht 8 I-iz.de/leben/faelle-unfaelle/2021/05/unschuldig-verfolgt-2- 
selbstmordversuche-enge-polizei-draehte-nach-rechts-und-ein-anonymer-anruf-392964 9 |-iz.de/leben/faelle-unfaelle/2021/05/unschuldig-verfolgt-3-anonyme-beschuldi- 
gungen-und-eine-ermittlungsakte-als-katastrophenbericht-393113 
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SLOWENIEN 





Rechte Regierung 


mau Slowenien wird am 1. Juli die EU-Rats- 
präsidentschaft übernehmen. Somit wird 
der slowenische Ministerpräsident Ivan Ja- 
nez Jansa von der „Slowenischen Demo- 
kratischen Partei“ (SDS) Ratspräsident. Er 
stand in den letzten Wochen und Monaten 
vor allem wegen seinem Krieg gegen die 
Medien in den Schlagzeilen. 

Slowenien gehörte bis 1991 zu Jugos- 
lawien. Bereits Ende der 1970er Jahre gab 
es in Slowenien eine subkulturelle und an- 
tiautoritäre Szene, bei der Punk und Hip- 
Hop den Ursprung bildeten. In den späten 
1990er Jahren kam es zu Hausbesetzun- 
gen: 1999 wurde eine ehemalige Zu- 
ckerfabrik (die „Cukarna“) in Ljubljana be- 
setzt. Eine anarchistisch geprägte Haus- 
besetzung, die nicht aus dem Kulturbe- 
trieb kam und ein Ort des Widerstandes 
gegen die aufkommende Neonazi-Szene 
im Land wurde. Zeitgleich entstand das 
„Urad za Intervencije“ (UZI) bzw. „Büro für 
Intervention“ als Netzwerk von Akti- 
vist*innen, die aus der radikalen Linken, 
der autonomen Szene und aus LGBTIQ- 
Zusammenhängen kamen. Vor den aktu- 
ellen Protesten gab es bereits viele Aktio- 
nen und Demonstrationen der radikalen 
Linken im Land, die stärksten in den Jah- 
ren 2012 und 2013.' Im November 2012 
griff eine Gruppe Neonazis eine der De- 
monstrationen in Ljubljana an. Unter den 
Angreifern waren bekannte Mitglieder von 
„Blood & Honour“, „Headhunters Domzale“ 
und rechte Hooligans aus dem Umfeld der 
Fußballvereine „Olimpija Ljubljana“ und 
„NK Maribor“.? 

Ein paar Worte zu Janez Jansa und sei- 
ner Partei, der SDS (Slovenska demokrats- 
ka stranka): Seit der Unabhängigkeit von 


unter Druck 


BRIGATE PLAVI 


Slowenien ist er eine der bestimmenden 
Figuren in der Politik Sloweniens. Im ehe- 
maligen Jugoslawien war er noch Mitglied 
und Funktionär der Kommunistischen Par- 
tei und musste wegen Verrats von Ge- 
heimnissen der jugoslawischen Volksar- 
mee in Haft, nachdem er einen Artikel in 
der Wochenzeitschrift „Mladina“ veröf- 
fentlichte. Damals gingen Tausende in 
Ljubljana für die Freilassung des Journalis- 
ten auf die Straße. Seit der Unabhängigkeit 
des Landes wurde er und seine Politik im- 
mer rechter. Seine politische Karriere war 
und ist geprägt von Skandalen, Affären, 
Korruptionsvorwürfen und politischen 
Machtspielen. Er musste kurz nach der 
Unabhängigkeit als Verteidigungsminister 
wegen der „Depala Vas Affäre“? zurücktre- 
ten. Am Ende seiner zweiten Amtszeit als 
Regierungschef wurde er wegen Korrupti- 
on zu einer Haftstrafe verurteilt, die er im 
Hochsicherheitsgefängnis von Dob pri 
Mirna verbüßte. Aktuell laufen wieder Er- 


mittlungen gegen ihn wegen Grund- 
stücksverkäufen. Noch immer weigert er 
sich auszusagen, woher bestimmte Teile 
seines Vermögens kommen. Bereits früh 
entwickelte er in seiner politischen Karri- 
ere einen Hang zu Verschwörungserzäh- 
lungen, z.B. dass es immer noch eine 
kommunistische Elite gäbe, die im Hinter- 
grund in der Politik Sloweniens die Fäden 
ziehe - die sogenannte „Udba-Mafia“.* Be- 
reits während seiner ersten Zeit als Regie- 
rungschef versuchte er, das Land zu einem 
autoritären Staat umzubauen. Auch in sei- 
ner zweiten Amtszeit (2012/13) versuchte 
er es erneut. 2020, wieder an der Macht, 
begann er sofort mit dem Umbau des 
Staates nach seinen Vorstellungen. Mitt- 
lerweile ist er in seiner Denkweise voll- 
kommen bei der „Alt-Right“-Bewegung 
angekommen und benutzt die gleiche 
Rhetorik, sei es die des „tiefen Staates“ 
oder wenn er über „kulturellen Marxismus“ 
spricht. Daneben hat er auch kein Problem 
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Oben: Nace Prosen als „Gelbweste“ und als B&H-Aktivist 
(vordere Reihe links) 


Links: Viktor Orbän und Janez Jansa beim Gipfel der 
Europäischen Volkspartei in Brüssel im Dezember 2018 


damit, offen extrem rechte und verschwö- 
rungsideologische Inhalte wie von QAnon, 
den „Identitären“ oder neonazistischen 
Gruppen auf seinen Social Media Accounts 
oder in Interviews zu teilen. Auch seine 
Partei, in der er seit den früher 1990er Ja- 
neren Vorsitzender ist, driftete nach 
rechts. Einst gegründet als sozialdemo- 
kratische Partei, gibt es mittlerweile viele 
Berührungspunkte mit der rechten und 
neonazistischen Szene in Slowenien, sei es 
durch Branko Grims, der Neonazis in das 
Parlament einlädt oder durch Zan Mahnic, 
der gerne seine Nähe zu den slowenischen 
„Identitären“ zeigt. Die SDS hat gute Ver- 
bindungen zu rechts-klerikalen Kräften 
und ist politisch am ehesten mit dem „Flü- 
gel“ um Höcke in der AfD zu vergleichen. 
In den Schlagzeilen stand das Land zuletzt 
vor allem durch die Angriffe des Regie- 
rungschefs auf die Medien. Was kaum er- 
wähnt wurde ist, dass er seit März 2020 
genauso vehement versucht, die Zivilge- 
sellschaft im Land zu zerstören und mit 
Hilfe von „Corona-Maßnahmen“ die Kritik 
an seiner Person zu unterdrücken. Wenige 
Wochen nach der Machtübernahme und 


der Einführung der autoritären Coro- 
na-Maßnahmen begannen Menschen auf 
ihren Balkonen jeden Freitag als Zeichen 
des Widerstands, Banner aufzuhängen 
und Lärm zu machen. Da diese Aus- 
drucksform aber, außer in sozialen Netz- 
werken, wenig sichtbar war, begann Ende 
April, obwohl verboten, der Widerstand 
auf der Straße. Das Motto der ersten De- 
monstrationen war daher „Z balkonov na 
kolesa“ (von den Balkonen auf die Fahrrä- 
der). Unterstützt wurde der Aufruf von 
Umweltschutzgruppen, Menschen aus 
dem Bereich Kunst und Kultur sowie femi- 
nistischen Gruppen und LGBTIQ - Grup- 
pen. Bei der ersten Demonstration am 24. 
April waren in Ljubljana circa 500 Men- 
schen auf Fahrrädern unterwegs. Die In- 
nenstadt wurde durch die Menschen blo- 
ckiert und die Polizei war überfordert, da 
sie auf das Verkehrschaos nicht vorberei- 
tet war. Die Gegner*innen der autoritären 
Regierung werteten dies als ein positives 
Zeichen, dass es trotz Corona möglich war 
zu demonstrieren. Die nächsten Demons- 
trationen fanden am 1. Mai statt. Daran 
beteiligten sich etwa 15.000 Menschen im 
ganzen Land. Diese Mobilisierung zeigte 
der Regierung, dass ihre autoritären Maß- 
nahmen nicht ohne Protest hingenommen 
werden. Neben vielen Menschen aus dem 
linken Spektrum nahmen auch viele Bür- 


ger*innen an den Demonstrationen teil, da 
es bereits kurz nach der Übernahme der 
Regierung zu einem ersten Korruptionsfall 
kam. Seitdem gehen die Menschen in Slo- 
wenien jeden Freitag vor allem in der 
Hauptstadt Ljubljana gegen die extrem 
rechte Regierung auf die Straße. Der Pro- 
test war den Regierenden ein Dorn im Au- 
ge und so versuchte die Polizei von Anfang 
an, die Proteste durch repressive Maßnah- 
men einzuschränken. Auf dem Höhepunkt 
der ersten Proteste, als Mitte und Ende Ju- 
ni über 10.000 Menschen durch Ljubljana 
zogen, tauchten am Rande Neonazis auf 
und versuchten zu provozieren. Die Neo- 
nazis waren keine Unbekannten. Sie nann- 
ten bzw. nennen sich „Rumeni Jopici“ (Gelbe 
Westen) und trugen eben diese auf ihren 
Kundgebungen. Nach dem ersten Auftau- 
chen wurden die „Rumeni Jopici“-Teilneh- 
mer*innen als Neonazis geoutet. Die Ver- 
bindungen der regierenden SDS zu Neo- 
nazis sind bekannt. Die Medien der Partei 
und „Alt Right“-Blogger stellten die „Ru- 
meni Jopice“ als reine „Regierungsfreunde“ 
ohne einen ideologischen Hintergrund 
dar. Hitlergrüße wurden zu „Begrüßungs- 
gesten“ umgedeutet oder Neonazi-Täto- 
wierungen als „Jugendsünden“ herunter- 
gespielt. Bei den „Rumeni Jopici“ handelt 
es sich teilweise um alte Bekannte, die be- 
reits die Demonstration im November 
2012/13 angegriffen hatten oder durch 
Verbindungen zur SDS aufgefallen waren. 
Dazu zählen etwa Nace Prosen (Blood & 
Honour), Andrej Okorn (gilt als ideologi- 
scher Kopf) oder Julijan Recko (ein Neona- 
zi aus Celje, der den Hitlergruß zeigte). Es 
handelte sich also nicht um bedeutungs- 
lose Fußsoldaten, sondern unter dem 
Gelbwesten-Deckmantel versammelte 
sich die slowenische Neonazi-Szene. Nach 
dem Outing der Neonazis unter den Gelb- 
westen wurden diese durch Anhänger*in- 
nen der „Domovinska Liga“ und des SDS 
ersetzt, die sich in den Medien der Regie- 
rungspartei als regierungsfreundliche De- 
monstrant*innen darstellten. Nach mehr- 
maligem Auftreten verschwanden die 
Gelbwesten schließlich. . 


1 vgl. Sünzi Bingfä und untergrund-blättle.ch/politik/europa/slowenien-protestbewegung-2604.html 2 Vgl. Filmdokumentation über die slowenische Neonazi-Szene „Koalicija 
sovrastva“ (Koalition des Hasses): https://4d.rtvslo.si/arhiv/dosje/174263197 3 Militärangehörige sollen einen dienstfreien verdeckten Polizisten festgenommen und misshandelt 
haben, welcher versuchte Verschlusssachen über das Verteidigungsministerium zu erhalten. 4 Die „Uprava drZavne bezbednosti“ (UDB bzw. UDBA) war die Geheimpolizei Jugoslawiens. 
5 Die SDS-Abweichler Bernard Brs&i€ und Lucija Sikovec Usaj gründeten die „Domovinska liga“ (Heimatliga) als rechtes Konkurenzprojekt. Parteichef Brä&i& gehört zur slowenischen 


Alt-Right-Bewegung. 
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BELGIEN 





Ein rechter Terrorist 


BEE Der extrem rechte Soldat Jurgen Co- 
nings setzte sich am 18. Mai 2021 mit Waf- 
fen von der Armee ab und drohte, einen 
belgischen Virologen sowie eine lokale 
Moschee anzugreifen. Trotz einer groß 
angelegten Suche durch Armee und Polizei 
wurde Conings nicht gefunden. In den so- 
zialen Medien entstanden Unterstützer- 
gruppen für Conings mit Zehntausenden 
Mitgliedern. Nichtvirtuelle Aktionen im 
„real life“ brachten weniger Menschen zu- 
sammen, aber immer noch ein paar hun- 
dert. Die extrem rechte Partei „Vlaams Be- 
lang“ (VB) musste sich offiziell distanzie- 
ren, tat dies aber vage und zweideutig ge- 
nug, um ihre radikalen AnhängerInnen 
nicht zu beleidigen. Außerdem wurde - 
nicht ganz unerwartet - eingeräumt, dass 
Conings zumindest im Jahr 2020 Partei- 
mitglied war. 


Rechtes Militär 

Es ist nicht das erste Mal, dass die breite 
Öffentlichkeit erfährt, dass die Armee ein 
Neonazi-Problem hat. Zu Beginn dieses 
Jahrhunderts gab es in der Armee eine or- 
ganisierte „Blood &Honour“-Gruppe unter 
dem Namen „Bloed, Bodem, Eer en Trouw“ 
(BBET: Blut, Boden, Ehre und Treue). Im Jahr 
2006 wurden 17 Mitglieder der BBET ver- 
haftet, darunter ihr Anführer Tomas Bou- 
tens. Er war, wie mehrere andere BBET- 
Mitglieder, Soldat in der Leopoldsburg- 
Kaserne. Im Jahr 2014 wurde Boutens zu 
fünf Jahren Gefängnis verurteilt, wovon ei- 
nes zur Bewährung ausgesetzt wurde. So- 
bald er entlassen wurde, setzte Boutens 
seine politischen Aktivitäten fort. Jurgen 
Conings war in derselben Kaserne aktiv 


aus der Armee 


GERD COOL (BLOKBUSTER.BE) 


und stand in Kontakt mit Boutens. Letzte- 
rer behauptet, sie seien 2003 gemeinsam 
in Afghanistan im Einsatz gewesen. Co- 
nings wurde von den Sicherheitsdiensten 
beobachtet. Philippe Boucke, Spitzenmann 
des militärischen Nachrichtendienstes 
ADIV, erklärte in der Wochenzeitschrift 
Knack am 24. Februar 2021: „Im Zusam- 
menhang mit der extremen Rechten ver- 
folgt der ADIV etwa dreißig Soldaten we- 
gen ihrer Sympathien für oder eindeutiger 
Verbindungen zu rechtsextremen Grup- 
pen.“ Nur einer dieser Soldaten wurde auch 
von der OCAD (Organisation für die Koor- 
dinierung und Analyse der Bedrohung) 
verfolgt: Jurgen Conings. Trotz der Tatsa- 
che, dass er als potenzieller Terrorist be- 
kannt war, hatte Conings Zugang zu ge- 
fährlichen Waffen!. Es ist bemerkenswert, 
dass es innerhalb der Armee - einem 
wichtigen Teil des Staatsapparates - ein 
wachsendes Misstrauen gegen das System 
gibt, welches sich in einer Untergrabung 
seiner Autorität äußert. Zuvor gab es in 
Frankreich einen von Ex-Generälen unter- 
zeichneten offenen Brief, der vor einem 
Bürgerkrieg warnte. In den USA war der 
Angriff auf das Kapitol Anfang des Jahres 
zweifellos nicht ohne eine gewisse Beteili- 
gung staatlicher Strukturen möglich. Jedes 
Mal war die Reaktion des politischen und 
wirtschaftlichen Establishments relativ 
sanft. So auch jetzt: Verteidigungsminis- 
terin Ludivine Dedonder (PS) gab lediglich 
bekannt, dass elf Soldaten, die wegen 
Neonazi-Sympathien von den Geheim- 
diensten verfolgt werden, keinen Zugang 
mehr zu Waffendepots und sensiblen In- 
formationen haben. Der laxe Umgang mit 


der extremen Rechten in Armee und Poli- 
zei bedeutet, dass wir nur auf neue Fälle 
warten. 


In der Offensive 

2006 - nach einem vorübergehenden 
Rückgang - ging der VB während und nach 
der Rechtsregierung von Charles Michel 
wieder in die Offensive. Der Niedergang 
des VB war mit dem Aufstieg der rechts- 
populistischen Partei „Nieuw-Vlaamse Al- 
liantie“ (N-VA) verbunden. Selbst in der 
Linken dachten einige, dass der VB abge- 
schrieben sei und dass die beste Antwort 
auf die extreme Rechte eine „akzeptable 
Rechte“ sei. In dem Versuch, die Abnei- 
gung gegen die unsoziale Politik der Re- 
gierung Michel abzulenken, verfing die 
N-VA-Rhetorik gegen Flüchtlinge. Die 
Wahlerfolge von Parteien wie dem „Vlaams 
Belang“ geben allen Gruppen der extre- 
men Rechten Selbstvertrauen, auch sol- 
chen, die eher am Rande stehen. Die erste 
„Blood & Honour“-Gruppe in Belgien wur- 
de 1994, nach den ersten großen Wahlsieg 
des „Vlaams Blok“ Anfang der 1990er Jah- 
re, gegründet. Das Erstarken des VB bei 
den Kommunalwahlen 2018, den Parla- 
mentswahlen 2019 und in allen Umfragen 
seither hat extrem rechten Gruppen zum 
Aufschwung verholfen. Eine davon war 
„Vlaams Legioen“ („Flämische Legion‘), ei- 
ne kleine Gruppe um Emmanuel Maris aus 
Zutendaal in Limburg. Maris war eine Zeit 
lang in der „Voorpost“ aktiv, die mit dem 
VB verbunden ist, aber er gründete seine 
eigene Organisation. Die „Vlaams Legioen“ 
organisierte Trainings, an denen auch Co- 
nings beteiligt gewesen sein soll. Maris 
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wurde Ende 2019 wegen Beteiligung an ei- 
nem Brandanschlag auf ein geplantes 
„Asylzentrum“ in Bilzen verhaftet. Er wur- 
de landesweit bekannt, als er im Septem- 
ber 2020 mit seinem Pickup-Truck mit 
Nazi-Symbolen an einer Karawane des 
„Vlaams Belang“ gegen die neue belgische 
Regierung teilnahm. Im Mai diesen Jahres 
wurde er freigelassen und zog nach Un- 
garn. In der „Vlaams Legioen“ gab es akti- 
ve VB-Mitglieder. Einer von ihnen, Lode 
Dils - Mitglied der lokalen Führung des VB 
in dem Dorf Ham - drückte den „Like-But- 
ton“ und kommentierte, als Maris ein Bild 
des Feuers in Bilzen auf seinem Face- 
book-Profil mit dem Kommentar „Die Par- 
ty kann beginnen, der Grill ist an“ postete. 
Die Karawane des VB am 27. September 
2020 war die größte Mobilisierung der ex- 
tremen Rechten in Belgien seit langem, an 
der schätzungsweise 10.000 Menschen 
teilnahmen und größer als das, was der 
„Vlaams Belang“ normalerweise mobilisie- 
ren kann. Sie zeigt, dass die extreme 
Rechte nicht beim „Tastaturkrieg“ stehen 
bleibt. Der Erfolg der Autokarawane ver- 
stärkte den Aufruf zum (gewalttätigen) 
Handeln von Teilen der Basis. 


„Vlaams Belang“ und der radikale Rand 
Ist der VB in Schwierigkeiten wegen dem 
rechten Terroristen? Nicht unbedingt. Die 
radikalsten Schichten in und um den VB 








unterstützen entschieden Jurgen Conings. 
Der VB versucht, nach außen hin eine aus- 
reichende Distanz zu wahren, aber gleich- 
zeitig surft die Partei bewusst auf dem Ge- 
fühl des Widerstands gegen das System, 
das in den Unterstützergruppen für Co- 
nings lebt. Außerdem kann sie mit den ra- 
dikalen Kreisen austesten, wie weit sie ge- 
hen kann. Schließlich ist es immer noch ihr 
Ziel, die Straßen zu dominieren. Der 
„Vlaams Belang“ versucht, sich radikalere 
Gruppen zunutze zu machen. Als die 
rechte Gruppe „Schild & Vrienden“ wegen 
Neonazi-Propaganda und Aufstachelung 
zur Gewalt unter Beschuss geriet, katapul- 
tierte der VB den Anführer Dries Van Lan- 
genhove ins Parlament. Heute versucht der 
VB die „Covid-Müdigkeit“ in der Bevölke- 
rung zu nutzen, um sich als Alternative zu 
präsentieren. Nicht, dass die Rechte für 
mehr öffentliche Investitionen in das Ge- 
sundheitswesen und eine demokratische 
Kontrolle eines verstaatlichten Pharma- 
sektors eintritt, um eine planmäßige Pro- 
duktion und Verteilung von Testmaterial 
und Impfstoffen im großen Stil zu organi- 
sieren. Die extreme Rechte ist nicht in die- 
sem Sinne systemfeindlich: Im Gegenteil, 


International 





Der extrem rechte Soldat Jurgen Conings kündigte an, er 
würde bewaffnet einen Wissenschaftler und eine Moschee 
angreifen. 


sie beschränkt sich darauf, die Boten an- 

zugreifen, wie die bekanntesten Virolo- 

gen, besonders wenn sie als Antifaschist_ 

innen bekannt sind. Der „Vlaams Belang“ 

verbindet seine Abneigung gegen die Co- 

rona-Maßnahmen mit Rassismus?, der 

benutzt wird um systemkritik und antika- 

pitalistische Positionen zu kapern und auf 

mythologische Dinge wie eine „rassische 
Gemeinschaft“ zurückzuführen’. 


Was ist die antifaschistische Antwort? 

Eine Regierungsbeteiligung gibt der extre- 
men Rechten mehr Raum, eine Politik des 
Hasses und der Spaltung zu betreiben. 
Ohne eine ausreichend starke Antwort 
wird sie gestärkt aus der Regierungsbetei- 
ligung hervorgehen. Solange die extreme 
Rechte die Agenda der öffentlichen Debat- 
te bestimmt, kann sie weiter punkten. Das 
politische Establishment zu unterstützen, 
um die extreme Rechte zu stoppen, ist 
keine Lösung: Es bildet den Nährboden, 
auf dem die extreme Rechte wachsen 
kann. Der Aufbau stärkerer sozialer 
Kämpfe wäre die Möglichkeit, Forderun- 
gen im Interesse der Arbeiterbewegung 
durchzusetzen. Der Raum für eine rassis- 
tische Spaltungen besteht, auch weil die 
in der Debatte nicht genug Gewicht hat. In 
diesem Kampf können wir die Notwendig- 
keit eines sozialen Wandels konkretisieren 
und populär machen, der nicht Flüchtlinge 
oder Migrant_innen für die sozialen Prob- 
leme der Mehrheit der Bevölkerung ver- 
antwortlich macht. . 


1 Einsatzkräfte haben im Dilserbos in Dilsen-Stokkem (Provinz Limburg) den Leichnam des flüchtigen Soldaten Jürgen 
Conings (46) gefunden. Die Behörden gehen von Selbstmord aus. 2 Kürzlich erklärte der VB-Vorsitzende Tom Van 
Grieken in einem Interview mit der Wirtschaftszeitung De Tijd, dass „das Christliche, das Flämische und, wenn man will, 
sogar das Weiße ein dominierender Faktor in unserer Gesellschaft sein muss“ 3 Vergleich: Neuererscheinung „Achter 
het schild van extrememrechts“ (Hinter dem Schild der extremen Rechten) von Hind Fraihi und Bas Bogaerts: Die Auf- 
merksamkeit wird von Klassenkonflikten auf angebliche rassische und ethnische Feinde abgelenkt. Erschienen bei 
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MEXIKO 


Der 8. März 2021 in Mexiko setzte ein starkes Zeichen, obwohl der Protest aufgrund der globalen Corona- 


Pandemie zum Teil online stattfand und die Bewegung durch interne Konflikte gespalten ist. Feministische 
Kollektive widmeten die Mauer vor dem Nationalpalast in einen Ort des Gedenkens an die in Mexiko 
ermordeten Frauen um und rissen sie letztlich ein. Indes kam es zu Gewaltanwendungen und Repressionen 


seitens der Polizei. Allein im März gab es zwei brutale Frauenmorde in Mexiko, die ein breites Medienecho 


erhielten und die stellvertretend für die Dringlichkeit des Kampfes stehen. 


„SOS, sie töten uns“ 


Keine Pandemie kann das Erstarken der 
feministischen Bewegung in Mexiko stoppen 


MIRJANA MITROVI (LATEINAMERIKA NACHRICHTEN) 


BEE Ein Wall aus Metall, an einigen Stellen 
über drei Meter hoch, umgab von einem 
Tag auf den anderen großflächig den Natio- 
nalpalast und weitere Gebäude in Mexiko- 
Stadt. Bereits am 5. März ließ Präsident 
Andres Manuel Löpez Obrador ihn aufbau- 
en, um das Regierungsgebäude von dem 
Protest der Frauen zu trennen, die drei Tage 
später zum Internationalen Frauenkampf- 
tag auf die Straße gingen. Die Reaktionen 
ließen nicht lange auf sich warten. Noch 
am gleichen Tag twittert Patricia Olamen- 
di Torres (ehemalige stellvertretende 
Staatsanwältin von Mexiko-Stadt) ein Foto 
der Mauer mit dem Satz „So viel Angst ha- 
ben sie vor uns?“ und auch die mexikani- 
sche Investigativ-Journalistin Lydia Cacho 
fragte: „Kein Präsident hat die mexikani- 
schen Frauen bisher so gefürchtet und die 
Einforderung unserer Menschenrechte. 
Vor was fürchten Sie sich, Präsident?“. In 
mehreren seiner morgendlichen Presse- 
konferenzen diskreditierte Löpez Obrador 
die Proteste und sprach von konservativen 
Gruppen, welche die feministischen Bewe- 
gungen unterwanderten, nur um ihn und 
seine Partei politisch zu schwächen. 


Keine Mauer der Angst, sondern der 
Ignoranz 
Bereits einen Tag nach dem Bau gestalte- 


ten feministische Kollektive die Mauer um: 
Sie verwandelten sie in einen Ort des Ge- 
denkens an die in Mexiko ermordeten 
Frauen. In großen Lettern schrieben sie in 
weißer Farbe auf das dunkle Metall „Opfer 
von Feminiziden“ und darunter tausende 
Namen. Nachts wurden zudem leuchtende 
Forderungen auf den Nationalpalast pro- 
jiziert, wie zum Beispiel „Legale Abtrei- 
bung, jetzt!“. Bislang gibt es diese nur in 
zwei Bundesstaaten. 

Doch dabei blieb es nicht. Es folgten im 
Internet auf verschiedenen Plattformen 
Aufrufe, am darauf folgenden Nachmittag 
mit Blumen, Klebeband und lilafarbenem 
Papier vorbeizukommen. Die Teilnehme- 
r*innen der Aktion steckten die Blumen an 
den Zaun, klebten sie zwischen die Na- 
men, legten sie vor ihm ab. Ein Meer aus 
Namen und Blumen entstand. Am nächs- 
ten Tag, dem 8. März, gingen Fotos durch 
die Presse, wie Frauen auf der Demonstra- 
tion diese Mauer schließlich eintraten. 

Dieses Jahr gingen weit weniger Frauen 
auf die Straße als im vergangenen Jahr. 
Viele blieben zu Hause und protestierten 
online. So widmete sich beispielsweise das 
feministische Hacker*innen-Kollektiv 
„reminonymous Mexico“ einer anderen 
Mauer: Sie hackten sich für einige Sekun- 
den in den Twitter-Account der Regie- 
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rungspartei „Morena“ und tweeteten: 
„Nachricht an den Präsidenten Löpez Ob- 
rador: Brich’ den Pakt, ansonsten wird 
brennen, was brennen muss! Wir sind bö- 
se, wir können noch schlimmer sein“. Die 
Nachricht war mit feministischen Hashtags 
und einem Link zu einem YouTube-Video 
versehen. In dem Video spricht eine ver- 
mummte Frau mit verzerrter Stimme, lila- 
farbenem Tuch und einer Anonymous- 
Maske auf dem Kopf. Sie droht unter an- 
derem Informationen über weitere „Mo- 
rena“-Kandidat*innen zu veröffentlichen, 
wenn Löpez Obrador Felix Salgado Mace- 
donio nicht seine Unterstützung entzieht. 
Letzterer ist als „Morena“-Kandidat Gou- 
verneur für den Bundesstaat Guerrero. 
Mehrere Frauen beschuldigen ihn der Ver- 
gewaltigung, sexueller Übergriffe und/ 
oder Gewalt an Frauen. 


Mauer als Ort des Gedenkens an die in 
Mexiko ermordeten Frauen 

Die polizeiliche Repression hat nichts mehr 
mit der passiven und deeskalierenden Stra- 
tegie bei den Protesten im August 2019 zu 
tun, als das erste Mal vermehrt Scheiben 
eingeschlagen und Monumente besprüht 
wurden. Diverse Verstöße seitens der Po- 
lizei wurden von unterschiedlichen unab- 
hängigen Organisationen angeprangert. 
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So fand die „Brigada Humanitaria de Paz 
Marabunta“ (Humanitäre Brigade des Frie- 
dens Marabunta), welche seit mehreren 
Jahren zwischen Polizei und Demonstrie- 
renden vermittelt, um Gewalt zu verhin- 
dern, auch Tränengas-Granaten, obwohl 
seitens der aktuellen Regierung verspro- 
chen wurde, sie nicht mehr einzusetzen. 

Wie auch bereits bei den letzten De- 
monstrationen war der Fokus vieler Medien 
weder auf die Polizeigewalt noch auf die 
tanzenden und singenden Demonstran- 
t*innen gerichtet, sondern auf den soge- 
nannten autonomen schwarzen Block. Dieser 
lieferte, wie schon zuvor, medienwirksame 
Bilder: Schwarz vermummte Frauen, mit 
Hämmern und Benzin ausgerüstet, schlugen 
Scheiben ein und legten Feuer. Spätestens 
seit August 2019 sind sie bekannt und sta- 
cheln jede feministische Demonstration an. 
Einige von ihnen besetzten im September 
mit Müttern von gewaltsam Verschwunde- 
nen die Menschenrechtskommission in der 
Hauptstadt. Aufgrund interner Differenzen 
verließen die Mütter den Ort, während der 
schwarze Block blieb und Frauen dort einen 
Zufluchtsort vor Gewalt anbietet. 

Auch wenn die Demonstrant*innen im- 








mer wieder den schwarzen Block schütz- 
ten („Wir waren es alle“), ist das Verhältnis 
zu den anderen feministischen Bewegun- 
gen nicht konfliktfrei. Ein großes Thema 
ist beispielsweise die Transfeindlichkeit 
des schwarzen Blocks. So lautete im März 
ein auf Instagram zirkulierender Aufruf: 
„Wir wollen keinen TRANSFEMINISMUS, 
weder deinen Papa, noch deinen Partner, 
noch deinen Freund etc. Wir möchten auch 
noch mal wiederholen, dass der Kampf für 
Frauen ist, DIE TRANS haben bereits ihren 
Kampf. Es wurde ihnen auf freundliche Art 
und wiederholt gesagt, dass sie nicht teil- 
nehmen sollen, dies ist das letzte Mal, da- 
mit ihr uns die Scham erspart, euch bitten 
zu müssen zu gehen und euch rauszuhal- 
ten. Respektiert die RADIKALEN UND DEN 
SCHWARZEN BLOCK.“ Andere Feminist*in- 
nen, wie mehrere Mitglieder des feministi- 
schen Medienkollektivs „Luchadoras“ 
(Kämpfer*innen), bedauerten und kritisier- 
ten diese Einstellung. Sie zeigten sich zum 
Tag der Transsichtbarkeit am 31. März so- 
lidarisch. 


„Kinder sollten Träume haben, keine 
Särge tragen“ 


International 





Allein zwischen dem Internationalen Frau- 
enkampftag und dem Tag der Transsicht- 
barkeit zeigte sich wie wichtig die Proteste 
sind und wichtiger noch, ein entschiede- 
ner, schneller Wechsel der Politik in Bezug 
auf die Gewalt gegen Frauen nötig wäre. 
Am 22. März wurde der leblose Körper von 
Wendy (16) in Xonacatlän, im Bundesstaat 
Estado de Mexico, in einem Abwasserka- 
nal gefunden. Allein in diesem Jahr sollen 
nur in dem Bundesstaat bereits 39 Frauen 
ermordet worden sein, 26 davon werden 
als Feminizid eingestuft, berichtete in dem 
Zusammenhang die Wochenzeitung Pro- 
ceso. Nur wenige Tage später ging ein Vi- 
deo viral, das zeigt, wie die mexikanische 
Polizei in Tulum, im Bundesstaat Quintana 
Roo, auf offener Straße Victoria (36) er- 
mordete. Sie war zweifache Mutter und 
Migrantin aus El Salvador mit Aufenthalts- 
status in Mexiko. Ihre Hände auf dem Rü- 
cken in Handschellen, lag sie bäuchlings 
auf der Straße im Staub während sich die 
Polizei auf sie stemmte, bis sie leblos am 
Boden lag. Später wurden in der Autopsie 
zwei gebrochene Halswirbel festgestellt. 

Dies sind nur zwei von vielen Fällen von 
Feminiziden, die im März medial begleitet 
wurden und eine traurige Kontinuität vie- 
ler Fälle, die nicht diese Aufmerksamkeit 
bekamen. 

Am 28. März haben die Kollektive, die 
schon vor den Demonstrationen feminis- 
tische Parolen auf den Nationalpalast pro- 
jizierten, wieder zu einer Aktion aufgeru- 
fen. Von 18 Uhr bis um 6 Uhr morgens des 
Folgetages kamen Freund*innen und Fa- 
milien und lasen die Namen der seit 2010 
über 4.000 gewaltsam Verschwundenen 
und/oder ermordeten Frauen vor. In 
leuchtenden Lettern waren die Namen und 
„SOS, sie töten uns“ auf der Fassade des 
Gebäudes zu lesen. Der Regierung und 
dem Präsidenten Löpez Obrador wurden 
diese verzweifelten und wütenden Rufe 
nach Hilfe, die Aufforderung das Morden 
zu stoppen, wiederholt ins Gesicht ge- 
brüllt. Doch die Regierung hat eine Mauer 
gebaut. Keine Mauer der Angst, sondern 
der Ignoranz. Das kostet in Mexiko jedes 
Jahr mehr Frauen das Leben. Im Durch- 
schnitt werden am Tag zehn Frauen er- 
mordet. Es ist zum Weinen. Es ist zum 
Schreien. . 
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GRIECHENLAND 


Auch nach dem historischen Prozess gegen die „Goldene Morgenröte“ verbreiten deren Mitglieder 
ge 8 5 


weiterhin ihre rassistische und hasserfüllte Propaganda. 


Nach der Morgendämmerung 
kommt die dunkle Realität 


m „Für die Orthodoxie und Griechenland 
ist jedes Opfer wert“, rief das verurteilte 
ehemalige Mitglied der Neonazi-Partei 
„Goldene Morgenröte“ loannis Lagos, als 
er Mitte Mai diesen Jahres von Brüssel nach 
Athen ausgeliefert wurde. Nach einem Ma- 
rathonprozess hatte ein Athener Gericht 
im Oktober 2020 entschieden, dass die 
extrem rechte Partei eine kriminelle Orga- 
nisation ist (vgl. AlB 129).! Fast sechs Jahre 
lang standen deren Führung, Mitglieder 
und einige Unterstützer wegen Mordes, 
versuchten Mordes, gewalttätiger Angriffe, 
Brandstiftung, Waffenbesitzes und Füh- 
rung und Mitgliedschaft in einer kriminel- 
len Vereinigung vor Gericht. Die meisten 
der 69 Angeklagten wurden für schuldig 
befunden, aber die gegen sie verhängten 
Strafen waren so gering wie möglich. Grie- 
chische Medien bezeichneten das Ende 
des Prozesses als „das Ende der Goldenen 
Morgenröte“. Aber ist es das wirklich? 


Mitglied des EU-Parlaments verhaftet 

Seit seiner Verurteilung zu einer Haftstra- 
fe von 13 Jahren und 8 Monaten im Okto- 
ber 2020 hielt sich Lagos in der belgischen 
Hauptstadt versteckt. 2018 war er mit der 
„Goldenen Morgenröte“ in das Europapar- 
lament gewählt worden. Im April diesen 
Jahres wurde schließlich seine Immunität 
aufgehoben und er konnte in Brüssel fest- 
genommen werden. „Ich muss 23 Stunden 
in einer Zelle von 2,20m x 3,20m mit der 
Toilette sitzen“, klagte Lagos über die 
Haftbedingungen im belgischen Gefäng- 
nis und fügte hinzu: „95% der Insassen 
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sind Araber. Ich höre sie jeden Tag „Allähu 
’akbar!“ schreien.“ Das hochrangige Par- 
teimitglied, das eines der tödlichsten Kil- 
lerkommandos innerhalb der Organisation 
leitete?, wurde in Begleitung der Polizei 
aus Brüssel überstellt und gemeinsam mit 
der restlichen Führung der „Goldenen 
Morgenröte“ im Gefängnis Domokou in 
Zentralgriechenland untergebracht. Den- 
noch nimmt Lagos weiterhin an den Sit- 
zungen des Europaparlaments teil und 
genießt die Vorteile, vom Gefängnis aus 
Abgeordneter des Europaparlaments zu 
sein - einschließlich eines hohen Gehalts 
von über 6.000 Euro im Monat. 


Positive Berufungsentscheidungen 

Zwei Mitglieder der „Goldenen Morgenrö- 
te“ befinden sich inzwischen wieder auf 
freiem Fuß. Nikos Papavasiliou wurde im 
Februar freigelassen, nachdem er weniger 
als vier Monate im Gefängnis verbracht 
hatte. Er war wegen Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Organisation zu einer Haft- 
strafe von sechs Jahren verurteilt worden. 
Bereits 2013 war Papavasiliou wegen 
Brandstiftung an einem Geschäft afrikani- 
scher Einwanderer im Zentrum Athens 
verurteilt worden. Die jüngste Entschei- 
dung wurde von einem fünfköpfigen Be- 
rufungsgericht in Athen getroffen, der 
Staatsanwalt hatte sich dagegen ausge- 
sprochen. Der gewalttätige Straßengangs- 
ter muss sich fortan einmal im Monat auf 
der Polizeiwache melden und darf das 
Land nicht verlassen. Nur drei Monate 
später entschied dasselbe Berufungsge- 





richt den Fall des Hooligans Giorgos 
Tsakanikas positiv. Auch Tsakanikas war 
wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Organisation zu sechs Jahren Haft verur- 
teilt worden. Er war ein äußerst aktives 
Mitglied der tödlichen Gruppe im Athener 
Vorort Nikaia, die von Lagos geleitet wur- 
de. Innerhalb der „Goldenen Morgenröte“ 
hatte Tsakanikas eine „ideologische und 
erzieherische“ Rolle. Während des Prozes- 
ses tauchte sein Name häufig auf, da Fotos 
ihn beim Kampfsportunterricht für andere 
Mitglieder zeigen. Während des Prozesses 
wurde ein Telefongespräch zwischen ihm 
und Lagos veröffentlicht, in dem dieser ihn 
ermutigte, gefälschte Profile auf Facebook 
zu erstellen, um politische Gegner_innen 
zu bedrohen: „Schreib ihnen: ‚Von nun an 
wird jeder, der uns stört, im Austausch vier 
Tote haben. Sie werden Tote haben, die ih- 
nen schreiben!‘“, befahl Lagos. Tsakanikas 
lacht darauf und stimmt dem Vorgehen zu. 
Auch er wurde beschuldigt, an einigen ge- 
walttätigen Angriffen gegen Migrant_in- 
nen beteiligt gewesen zu sein. 


Hasserfüllte Online-Kampagne 

Ilias Kasidiaris, ehemaliger Sprecher der 
Partei und beliebtes Aushängeschild der 
Mainstream-Medien, ist in sozialen Medi- 
en weiterhin sehr präsent. Nach einem 
Streit mit Michaloliakos hatte Kasidiaris im 
vergangenen Jahr die neue Partei „Grie- 
chen für das Vaterland“ gegründet. Bei ei- 
ner der letzten Versammlungen im Mai 
diesen Jahres sieht man Kasidiaris‘ Anhän- 
ger mit griechischen Fahnen in der Hand. 








„Freiheit für Ilias Kasidiaris! Auch wenn er 
physisch nicht bei uns ist, sein Geist und 
seine Seele sind es“, versicherte der Red- 
ner dem Publikum. Weniger als einhundert 
Unterstützer, hauptsächlich Männer, hat- 
ten sich in Athen versammelt, um den ers- 
ten Jahrestag der Gründung der Partei von 
Kasidiaris zu feiern. Aufmerksam lauschten 
sie seiner Stimme, als dieser aus dem Ge- 
fängnis heraus Worte an sie richtete. Die 
Bewunderung für den 40-jährigen Neonazi, 
der auf seiner linken Hand ein Hakenkreuz- 
Tattoo trägt, ist ungebrochen. Eine beson- 
ders starke Anziehungskraft übt er auf jun- 
ge Wähler aus. „Wir bauen eine starke und 
stabile politische Partei auf, und wir werden 
ins Parlament zurückkehren“, verspricht 
Kasidiaris und bezeichnet seine Inhaftie- 
rung als „illegal“. Die Frage stellt sich, wa- 
rum Kasidiaris seine politischen Aktivitä- 
ten auch aus dem Hochsicherheitsgefäng- 
nis heraus weiter betreiben kann. Unter- 
stützung erhält er von Influencern wie 
Terry Hatziieremias, der Kasidirias kürz- 
lich in einer Sendung als fortschrittlichen 
Politiker und „den einzigen Wahrheitsver- 
künder“ präsentierte. Mit einem Gemisch 
aus Verschwörungserzählungen, scharfen 
Angriffen auf die politischen Eliten und einer 
aggressiven Anti-Einwanderungs-Rhet- 
orik wendet sich Kasidiaris dem Populis- 
mus zu und verschwendet keine Zeit, da- 
bei aus dem Gefängnis heraus Unterstüt- 
zung zu mobilisieren. 


„Goldene Morgenröte“ weiterhin aktiv 
Auch andere ehemalige Mitglieder und 








Unterstützer der „Goldenen Morgenröte“ 
sind weiterhin aktiv. Am 21. Mai diesen 
Jahres versammelten sich deren Anhänger 
auf den Straßen von Athen und Thessalo- 
niki. Die politisch extrem rechten Ambiti- 
onen von Michaloliakos werden nun von 
seiner Tochter Ourania weitergeführt. Sie 
ist weiterhin Mitglied des Stadtrats von 
Athen. Der Opferverteidiger Kostas Pa- 
padakis beschreibt die Aktivitäten der 
„Goldenen Morgenröte“ wie folgt: „Die Bü- 
ros der kriminellen Organisation ‚Goldene 
Morgenröte‘ sind immer noch geöffnet 
und ihr Schild hängt provokativ. Ihre Web- 
seite ist immer noch aktiv und die Tochter 
ihres inhaftierten Anführers hält ungehin- 
dert Kundgebungen ab, bei denen sie die 
Reden ihres Vaters abspielt“. Die griechi- 
sche Justiz hat keine rechtlichen Möglich- 
keiten, um die Versammlungen, die Unter- 
haltung der Büros und die Online-Präsenz 
zu verbieten. So können die Mitglieder der 
Partei ihre hasserfüllte politische Propag- 
anda ungestört fortsetzen. Acht Monate 
nach dem Prozess zeigt die regierende 
rechtskonservative „Nea Dimokratia“ nun 
Ambitionen, die politischen Aktivitäten 
der Mitglieder der „Goldenen Morgenröte“ 
einzuschränken. Ende Mai legte Innenmi- 
nister Makis Voridis dem Parlament einen 
Gesetzesentwurf vor, der denjenigen, die 
wegen krimineller Handlungen verurteilt 
wurden, die Bürgerrechte entziehen soll. 
Ein Verbot der Teilnahme am politischen 
Leben bei den nächsten Wahlen, wie auch 
des Wahlrechts für Verurteilte, ist vorge- 
sehen. 
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Oben: Tsakanikas mit einer SS-Flagge und Hitlergruß 


Links: Tsakanikas trainiert den Mörder des linken Rap- 
pers Pavlos Fyssas („KillahP“) 


Die 60-jährige Nummer zwei der Partei, 
Christos Pappas, wegen der Führung einer 
kriminellen Vereinigung zu 13 Jahren Haft 
verurteilt, befindet sich seit Oktober 2020 
auf der Flucht. „Ich werde mich niemals stel- 
len“, sagte Pappas in einem Interview für die 
extrem rechte Tageszeitung „Makeleio“, das 
Ende Mai diesen Jahres veröffentlicht wurde. 
Es gibt keine Berichte, die darauf hindeuten, 
dass die Polizei untersuchen würde, wie der 
Journalist ein Interview mit dem Verurteilten 
auf der Flucht führen konnte. Es gibt ledig- 
lich einige Hinweise darauf, dass sich Pappas 
in abgelegenen griechischen Klöstern oder 
gar in Serbien versteckt hält, wo er angeblich 
freundschaftliche Beziehungen zu Vojislav 
Seselj, einem verurteilten bosnisch-serbi- 
schen Kriegsverbrecher, unterhalten soll. 
Berichten zufolge hat die Führung der „Gol- 
denen Morgenröte“ früh damit begonnen, 
im Gefängnis zu arbeiten: Anführer Michalo- 
liakos arbeitet in der Gefängnisbibliothek, 
Kasidiaris assistiert dem Pflegepersonal, wäh- 
rend andere in der Küche und beim Putzen 
helfen. Sie nutzen offensichtlich alle Mög- 
lichkeiten, um so schnell wie möglich aus der 
Haft zu kommen. Wegen der extrem nied- 
rigen Haftstrafen und ihres politischen En- 
gagements aus dem Gefängnis heraus ist 
zu erwarten, dass sich die Führungsriege 
bald wieder auf freiem Fuß befindet und 
sich auf die nächsten Parlamentswahlen 
im Jahr 2023 vorbereiten könnte. . 


1 www.antifainfoblatt.de/artikel/die-%E2%80%9Egolde- 
ne-morgenr%C3%B6te%E2%80%9C-ist-geschichte 

2 Dieser war unter anderem an der Ermordung des linken 
Rappers Pavlos Fyssas („KillahP“) beteiligt. 
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„Kein Einzelfall - Der Mord an Patrick 
Thürmer“ 
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BEE ‚Es sind die Lebenden, die den Toten 
die Augen schließen. Es sind die Toten, die 
den Lebenden die Augen öffnen.“ Ein präg- 
nanter Ausspruch, der sich sowohl auf der 
Gedenktafel für Patrick Thürmer wieder- 
findet als auch die kürzlich erschienene 
Broschüre zum gewaltsamen Tod des jun- 
gen Punks im Jahr 1999 eröffnet. Und es 
ist ein Ausspruch, der als Aufforderung 
verstanden werden kann, das aktive Ge- 
denken an die Opfer rechter Gewalt als 
substantiellen Teil der politischen Ausein- 
andersetzung zu verstehen und die Ge- 
schichtsschreibung nicht denen zu über- 
lassen, die jene Erlebnisse und Geschich- 
ten wie die hier vorliegenden am liebsten 
vergessen lassen würden. 

Die Umstände der Ermordung des ge- 
rade einmal 17-jährigen Malerlehrlings sind 
so tragisch wie nahezu typisch für die spä- 
ten 1990er Jahre: Als am 1. Oktober 1999 
im Jugendzentrum der sächsischen Klein- 
stadt Hohenstein-Ernstthal ein Punkkon- 
zert stattfindet, sammeln sich in direkter 
Nähe Neonazis in einer Diskothek. Verteilt 
über den Abend kommt es zu zahlreichen 
Übergriffen der Rechten auf anreisende 
Konzertbesucher_innen. Die anwesende 
Polizei schreitet nicht ein und so bleibt den 
jungen Punks nichts anderes übrig, als sich 
selbst zu helfen. 

Es folgen schwere Auseinanderset- 
zungen, in deren Verlauf es zu einer Art 
Belagerungszustand des Jugendclubs durch 
die örtlichen Neonazis und deren inzwi- 
schen eingetroffenen Verstärkung aus den 
umliegenden Städten kommt. Erst spät 
wird die Polizei aktiv und konzentriert ihre 
Maßnahmen auf die zahlenmäßig über- 
schaubaren Besucher_innen des Konzerts, 
während die Neonazis unbehelligt die 
Szenerie verlassen können. Um den re- 
pressiven Maßnahmen der Polizei und der 
Gewalt der Neonazis zu entgehen, fliehen 
einige Punks über angrenzende Dächer, 
unter ihnen auch Patrick. Im Nachbarort 
Oberlungwitz beginnen drei Neonazis da- 
mit, unvermittelt auf Patrick und seinen 
Begleiter einzuschlagen. Die Angreifer 
malträtieren ihre Opfer mit Axtstielen und 
einem Billardqueu. In einen angrenzenden 
Bach geworfen verstirbt Patrick wenige 
Stunden später an seinen schweren Verlet- 
zungen. 
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Es dauerte über zwölf Jahre, bis Patrick 
auch staatlicherseits als Todesopfer rech- 
ter Gewalt anerkannt wurde. Die Broschüre 
weist anhand von Beispielen auf die Kon- 
tinuität rechter Gewalt in Deutschland hin. 
Der Mord selbst wird darüber hinaus auf 
verschiedene Weise kontextualisiert. So 
werden die Punker_innen als spezifische 
Feindbildgruppe neonationalsozialistischer 
Ideologie beleuchtet sowie die dieser Szene 
entstammenden Todesopfer porträtiert. In 
einem weiteren Kapitel werden 18 weitere 
in der Nachwendezeit durch rechte Gewalt 
in Sachsen zu Tode Gekommene vorge- 
stellt und so vor dem Vergessen bewahrt. 
Bei den Aufzählungen orientieren sich die 
Autor_innen an den Recherchen der Ama- 
deu-Antonio-Stiftung und explizit nicht 
an der Einordnung der Todesfälle durch 
staatliche Stellen - eine subtile, bewusste 
und wichtige Kritik. Denn der Tod Patrick 
Thürmers steht auch exemplarisch für die 
vielen Auseinandersetzungen, die Ange- 
hörige im Kampf um die Anerkennung und 
Würdigung ihrer Verstorbenen führen 
müssen. In diesem Fall meint das einen 
CDU-Bürgermeister, der jahrelang die 
Umsetzung des Wunschs einer Gedenkta- 
fel für Patrick in Hohenstein-Ernstthal blo- 
ckierte. 

Die Broschüre zeichnet ein eindrückli- 
ches Bild der Geschichte von Patrick Thür- 
mer, ordnet sie ein, schafft einen Rahmen. 
Sie schafft Raum und Gehör für die Familie, 
alte Bekannte und Augenzeug_innen - und 
wird damit auch ein gelungenes Beispiel 
dafür, wie ein Baustein aktiven Gedenkens 
in der Praxis aussehen kann. . 











BEE Mit Beginn des letzten Jahres breitete 
sich nicht nur das Virus SARS-CoV-2 rasant 
aus, mindestens ebenso schnell fand sich 
ab April 2020 eine reaktionäre Bewegung 
zusammen um vorgeblich gegen die 
staatlichen Maßnahmen der Pandemieein- 
dämmung zu protestieren. Diese Szene 
aus selbsternannten „Querdenkern“ und 
„Corona-Rebellen“ führte sich im Gestus 
einer konformistischen Revolte vermeint- 
lich subversiv auf und brachte dabei nicht 
nur ganz unterschiedliche Akteur_innen 
zusammen, sondern auch mehr als frag- 
würdige Führungspersönlichkeiten hervor. 
Nicht immer wurde von den Beteiligten die 
Existenz des Virus geleugnet, wohl aber 
dessen pandemischer Charakter. Auch da- 
durch wurden die Proteste zu einem 
Schmelztiegel verschwörungsideologi- 
scher Erzählungen. Sind die Zahlen der 
Demonstrierenden zwar wieder rückläufig 
haben Antisemitismus, esoterische Wel- 
terklärungsmodelle und antidemokrati- 
sche Reaktion eine Dynamik erfahren, die 
Antifaschist_innen noch länger beschäfti- 
gen wird. Grund genug also einen Blick in 
die lesenswerte Broschüre der antifaschis- 
tischen Gruppe eklat_ms aus Münster zu 
werfen. Entgegen einer Reihe anderer Pu- 
blikationen zum Thema wird hier weniger 
auf die Personen und organisatorischen 
Zusammenhänge der Pandemieleugner_ 
innenszene eingegangen, dafür schlag- 
lichtartig die ideologischen Hintergründe 
beleuchtet. 

Die Autor_innen vermitteln durch die 
gesamte Broschüre hindurch, dass es ge- 
rade aus linksradikaler Perspektive auch 
zukünftig darum gehen muss „Corona po- 
litisch zu be- und verhandeln.“ Grundlage 
der darin enthaltenden Kritik sind „Brüche 
zwischen kapitalistischer Produktion und 
Reproduktion“, die durch den Umgang mit 
der Pandemie sichtbarer und verstärkt 
wurden. Die aktuellen Krisenerscheinun- 
gen jedoch „sind eher Zeiten der sponta- 
nen kollektiven Regression, des Irrationa- 
lismus, des Autoritarismus und der kon- 
formistischen Rebellion (die meistens 
Hand in Hand gehen), was uns zur Ab- 
wehrarbeit zwingt.“ Anstatt nun die 
grundlegenden konstitutiven Widersprü- 
che der bürgerlich-kapitalistisch Gesell- 
schaft zu erkennen, kamen und kommen 


Rezensionen 





in der Pandemieleugner_innenszene vor- 
nehmlich verschwörungsideologische Er- 
satzerklärungen zu Wort, die jede Form 
gesellschaftlicher Analyse verunmögli- 
chen. Die Bewegung selbst konnte somit 
aber auch gerade in der Anfangszeit der 
Proteste große Mobilisierungserfolge er- 
zielen. Die Unbestimmtheit der Begriffe 
wirkte auf mehreren Ebenen, die damit 
verbundenen „Parolen selbst bleiben ge- 
genstandlos und funktionieren eher als 
Schlachtruf und als Katalysator für Projek- 
tionen.“ 

Typisch für diese im Zuge der Corona- 
pandemie auftauchenden Projektionen 
sind Verschwörungserzählungen die abs- 
trakte und komplexe Sachverhalte mit 
dem Handeln Einzelner oder bestimmter 
Gruppen zu erklären versuchen. Die Au- 
tor_innen zeigen kompakt auf, wie sich 
auch aus dieser Motivation heraus mit den 
Protestformaten der Pandemieleugner_in- 
nenszene das Gefühl entwickelt, im Ver- 
bund mit anderen wieder Handlungsfä- 
higkeit zu erlangen. Gleichwohl entspricht 
diese Personalisierung „der mythischen 
und kindischen Denkweise, die eine Inten- 
tion hinter jedem Vorgang unterstellt“ und 
ist das Gegenteil rationaler Kritik. In einem 
nächsten Abschnitt wendet sich die Bro- 
schüre den historischen als auch struktu- 
rellen antisemitischen Konnotationen von 
Verschwörungserzählungen zu. Zwei letz- 
te Schlaglichter richten sich auf die antide- 
mokratischen Züge der Pandemieleugner_ 
innenszene sowie dem von Beginn an prä- 
senten esoterischen und spirituellen Mili- 
eus. Gerade aus diesem Milieu lassen sich 
auch eine Reihe von Forderungen und the- 
matischen Schwerpunkten ableiten. Rele- 
vant neben den Bereichen Bildung und Er- 
ziehung ist hier besonders die Impfgeg- 
nerschaft. Zwei Portraits von Aktivsten aus 
dem Spektrum der Pandemieleugnung 
schließen die Broschüre ab und sind trotz 
ihrer lokalen Spezifik auch auf andere Re- 
gionen übertragbar. . 
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Rückschau 





Anfang 2000 berichteten wir im 
Antifaschistischen Infoblatt Nr. 
50 über eine Neonazi-Gruppe mit 
Hang zur Bewaffnung. 


Gewehr bei Fuß - 
Der Stahlhelm 


BEE Heute ist der „Stahlhelm - Kampfbund 
für Europa e.V.“ eine kleine Neonazi-Gruppe 
mit Schwerpunkten in Rheinland/Pfalz, 
Niedersachsen, Hamburg und einem eige- 
nen Landesverband in Belgien (Flandern). 
„Das oberste Ziel des Stahlhelms ist die 
Wiederherstellung des Deutschen Reiches 
in seinen historischen Grenzen“, erklärt 
der 1996 zum Bundesführer gewählte 
Günter Drückhammer. „Wir streben die 
Wehrhafthaltung der deutschen Jugend 
an“ so Drückhammer. 

Nach der Wiederbelebung des histori- 
schen „Stahlhelm“ im Jahr 1951 durch die 
„Helden vergangener deutscher Taten“ um 
Albert Kesselring war der Verein ein Forum 
für alte Wehrmachtskämpfer, die in Kriegs- 
erinnerungen schwelgten. Ab den siebzi- 
ger Jahren gingen sie auf die extreme 
Rechte zu. 1986 nahm z.B. der Neonazi- 
führer Ernst Tag an einer „Sonnenwendfei- 
er“ in Böllenborn teil. 

Seit Jahren unterhält der „Stahlhelm- 
Kampfbund für Europa e.V.“ in Jork Klein 
Hove sein zentrales Schulungszentrum. Auf 
einem 2.200 qm großen Anwesen steht 
das Franz-Seldte-Haus. Günter Drück- 
hammers Sohn, Kai-Uwe Drückhammer, 
ist Bundesjugend- und Landesführer Nie- 
dersachsen, und soll dort die zukünftigen 
„Wehrhelden“ in den Umgang mit der Waf- 
fe einführen. Das Seldte-Haus fungiert für 
den Stahlhelm als zentrale Anlaufstelle, so 
u.a. für den Bundesverband, die Redaktion 
der Zeitschrift „Der Stahlhelm“, den Devo- 
tionalienversand „Der Stahlhof“ und vor 
allem die norddeutschen Stahlhelm-Ver- 
bände. Seit 1983 bis heute finden hier re- 
gelmäßig Schulungen, „Führerbespre- 
chungen“, „nationale Feiern“ und „Ortsap- 
pelle“ des Stahlhelm statt. Hier ist auch der 
Ausgangspunkt für die alljährlichen „Wehr- 








sportkreuzprüfungen“ des Vereins. Die 
Prüfungen beinhalten u.a. „Gewehrschies- 
sen“. Nach bestandener Wehrsportprüfung 
- passender Weise am 20. April - zeichnen 
Vater oder Sohn Drückhammer die Kame- 
raden mit dem Wehrsportkreuz aus. So 
auch Stefan Bliesmer aus der Tostedter mi- 
litanten Neonaziszene, der 1998 Orts- 
gruppenführer des Stahlhelm im Landes- 
verband Niedersachsen war. „Jeder Kame- 
rad soll befähigt werden eines Tages zu 
befehlen und zu führen,“ schreibt Kai-Uwe 
Drückhammer in einem internen Rund- 
brief. 

Dass die Wehrsportübungen keine Tro- 
ckenübungen sind, beweisen die Mitglie- 
der des rund 100 Personen starken Ver- 
eins. Gegen einige von ihnen laufen der- 
zeit Ermittlungsverfahren wegen Land- 
und Hausfriedensbruchs sowie wegen 
Verstößen gegen das Waffen- und Kriegs- 
waffenkontrollgesetz. Im März 1998 fand 
die rheinland-pfälzische Polizei bei Haus- 
durchsuchungen mehrere Maschinenpis- 
tolen, Minen, Sprengsätze, Gewehre, Mu- 
nition und eine Panzergranate, die u.a. 
Stahlhelm-Mitgliedern zugeordnet wur- 
den. Über das Vereinsblatt „Der Stahlhelm“ 
werden die Mitglieder aufgefordert, ihre 
Kinder im vereinseigenen „Scharnhorst 
Bund“ anzumelden. Im Sommer 1999 ver- 
anstaltete Kai-Uwe Drückhammer ein Bi- 
wak mit 30 Kindern ab zwölf Jahren an der 
Ostsee. Neben Marschieren mit Plastikge- 
wehren übten sie das Bedienen echter Waf- 
fen und „bewährte Tricks im Gelände, die 
unsere Väter anwendeten“, wie der Bun- 
desjugendführer schrieb. Aussteiger be- 
richten von einer wachsenden Militanz der 
Truppe um den zweiten Bundesführer 
Hans-Jürgen Hertlein. Hans-Jürgen Hert- 
lein aus Pleisweiler war 1991 zeitweilig 
Funktionär des völkisch-rassistischen 
Vereins „Die Artgemeinschaft e.V.“. Meh- 
rere Stahlhelm-Mitglieder soll inzwischen 
eine eigene Maschinenpistole besitzen. Bei 
der letzten Silvesterparty riefen Nachbarn 
des kürzlich bezogenen und von Hertlein 
geführten Pfälzer Stahlhelmheims am 
Potzberg bei Altenglan-Mühlbach (Kusel) 
nach Schüssen die Polizei. Auf dem dies- 
jährigen Sommerfest übten auf dem Ge- 
lände Männer, Frauen und Kinder das 
Schießen mit vollautomatischen Waffen. 
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Den Hang zur „militärischen Aktion“ un- 
terstreicht auch der zur Zeit inhaftierte 
Roman Greifenstein in einem Artikel im 
„stahlhelm“: „Im Bund zu dienen bringt 
auch wieder eine militärische Ausbildung 
mit sich, wie man sie legaler und einfacher 
nicht erwerben kann. Das kann einmal le- 
benswichtig für unseren Befreiungskampf 
sein!“. Roman Greifenstein (Hermanns- 
burg) soll neben Stefan Bliesmer (Tostedt) 
und Andreas H. (Hamburg) Mitglied einer 
Stahlhelm-Gruppe im Hamburger Raum 
gewesen sein. Andere Mitglieder setzen 
die Waffen auch ein: 1995 erschoss der 
saarländische Landesführer Wolfgang 
Fritschi seine Ex-Lebensgefährtin im Auto, 
während auf dem Rücksitz ihr Sohn saß. e 
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